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"Die Ausbilder müssen es schließlich machen!" 

Liebe Leserinnen, liebe Leser, 
für etwa 4 Millionen Beschäftigte (17 %) gehört .die Ausbildung junger Menschen zu einer besonderen 
Aufgabe im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit. Im Handwerk liegt der Anteil mit 26 % der Erwerbstä� 
tigen an der Spitze, in der Industrie sind es immerhin rund 13 %. Über diese Ausbilderinnen und Ausbil­
der, ihre berufliche Situation, ihre Qualifikation, ihre Ausbildungsaufgaben, ihre Sorgen und Nöte, die 
Weitergabe ihres Wissens und Könnens an junge Menschen mit ihren beruflichen Aufgaben in Ein­
klang zu bringen, ist wenig bekannt. Eine qualitativ gesicherte Untersuchung, die in der Breite über die 
verschiedenen W irtschaftssektoren einigermaßen gesicherte Aussagen zuläßt, liegt nicht vor. 

Wir wissen nicht, wie der aktuelle Qualifikationsstand der Ausbilderinnen und Ausbilder beschaffen 
ist, wir kennen ihre konkreten Aufgaben im Rahmen der gesamten Berufsausbildung nicht, wir haben 
keine zuverlässigen Vorstellungen von den Arbeitsbedingungen, unter denen sie ihre schwierige Auf­
gabe wahrnehmen müssen, noch können wir etwas zu ihrem Qualifikationserwerb und ihrer Qualifika­
tionserhaltung aussagen. 

Die Leistungen dieser oft als "nebenamtlich" oder "nebenberuflich" bezeichneten Ausbilder sind für 
die Qualität der Berufsausbildung im dualen System ebenso wichtig wie die häufiger im Blickpunkt ste­
henden hauptberuflichen Ausbilder. Es sind etwa 70 000, die als leitende Ausbilder, als Ausbilder in 
den Lehrwerkstätten und Lehrlabors großer und mittlerer Betriebe oder in überbetrieblichen Berufs­
bildungsstätten tätig sind. Sie sind die "Professionellen", die von ihrem ausschließlichen Auftrag, Ausbil­
dung zu planen und durchzuführen, ihre Fachfrauschaft oder Fachmannschaft beziehen. Ihr Selbstver­
ständnis als hauptberufliche Ausbilder läßt sie die fachliche wie die berufspädagogische Qualifikation 
gleichermaßen wichtig erachten und entsprechenden Weiterbildungsbedarf artikulieren. Die Abkop­
pelung vom betrieblichen Geschehen verursacht dem hauptberuflichen Ausbilder nicht selten Proble­
me, mit der Entwicklung der betrieblichen Wirklichkeit Schritt zu halten. Ist er im Ausbildungszentrum 
eines Betriebes tätig, läßt sich dieses Problem durch ein regelmäßiges "Einklinken" in den betrieb­
lichen Ablauf relativ leicht beheben. Anders ist es bei den hauptberuflichen Ausbildern überbetrieb­
licher Berufsbildungsstätten, die bei der notorischen Personalknappheit dieser Einrichtungen immer 
unentbehrlich sind und für die längerfristige praktikumähnliche Weiterbildungsmaßnahmen in Betrieben 
selten sind. 

Gleichwohl befinden sich die hauptberuflichen Ausbilder und auch jene weiteren ca. 700000 Beschäf­
tigten, die als Ausbilder bei den zuständigen Stellen registriert sind, in einer vielfach günstigeren Situa­
tion als die eingangs erwähnten Beschäftigten, die im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit gelegentlich 
ausbilden. Wir ahnen die Belastung dieser am Ausbildungsprozeß beteiligten Frauen und Männer, wis­
sen aber nicht, wie sie sich auf die neuen Herausforderungen vorbereiten, wie sie mit ihnen fertig wer­
den. Diese Erkenntnislücken wiegen um so schwerer, als im Zuge des Erwerbs fachlicher, sozialer und 
persönlicher Handlungsfähigkeit der Lernort Arbeitsplatz wieder eine größere Wertschätzung erfährt. 
Die Verstärkung der Ausbildungsaktivitäten am Arbeitsplatz feHlt jedoch in eine Zeit zunehmender Ar­
beitsbelastung durch technisch-organisatorischen Wandel und die Neuorganisation der Arbeit, die den 
nebenberuflichen Ausbilder häufiger unvorbereitet trifft. 

Die Zukunft des dualen Systems, die Erhaltung des Qualifikationsniveaus unserer Bevölkerung im ge­
meinsamen Europäischen Binnenmarkt hängt wesentlich von der Motivation und Qualifikation unserer 
Ausbilder ab. Zahlreiche Berufsneuordnungen sollen die berufliche Bildung für junge Menschen at­
traktiver machen. Hier sind neue Ausbildungskonzepte erforderlich, die ganz konkret in den Betrieben 
entwickelt und umgesetzt werden müssen. Hierfür müssen den Ausbildern je nach ihren sehr unter­
schiedlichen Bedürfnissen entsprechende Hilfen angeboten werden. 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung entwickelt seit 1985 Seminarkonzepte für die Weiterbildung von 
Ausbildern. Dies geschieht in offenen Konzepten, die vorwiegend für die hauptberuflichen Ausbilder 
und die überwiegend mit Ausbildung befaßten Beschäftigten entwickelt werden. Um für bestimmte 
Gruppen von nebenberuflichen Ausbildern "maßgeschneiderte" Angebote entwickeln zu können, 
brauchen das Bundesinstitut für Berufsbildung und andere Einrichtungen zuverlässige und präzise In­
formationen über die Situation und Qualifikation der Ausbilder. Dann wird es möglich sein, auch für die 
bisher nicht bedachten Ausbilder Weiterbildungsangebote zu entwickeln. Das Bundesinstitut beabsich­
tigt, die erforderlichen Informationen über ein breit angelegtes empirisches Forschungsprojekt zu er-. 
heben und erbittet hierfür die Unterstützung der Ausbildungspraxis. 

((iÜlud? 
Hermann Schmidt 
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Aktuelle Ziele und Maßnahmen der 
QualifIZierung des Ansbildungspersonals 
in der beruflichen Bildung 

W illi Maslankowski 

Die OualitätssicherunrJ in der beruflichen Bildung wird in Zukunft noch entscheidender­
neben der Neuordnung der Inhalte und Anforderungen - von der fachlich-beruilichen und 
der arbeits- und berufspädagogischen Qualifizierung des Personals in der beruflichen Bil­
dung abhängen. Besonders Klein- und Mittelbetriebe als das Hauptpotential des dualen Sy­
stems bedürfen der UntersWtzung, wenn ein Gleichgewicht des Bildungssystems auch aus 
wirtschaftlichen, sozialen und gesellschaftspolitischen Gründen aufrechterhalten bleiben 
soll. Der Qualifizierung des Personals in der beruilichen Bildung mit gezielten Maßnahmen 
der Wirtschaft selbst und subsidiären Hilfen des Staates kommt deshalb eine wachsende 
Bedeutung zu. 

Nachfolgend werden bisherige Maßnahmen kurz skizziert, bewertet und vorgeschlagen, 
wie sie ergänzt werden könnten. Mit der Reihenfolge ist eine Prioritätensetzung nicht beab­
sichtigt. 

Willi Maslankowski, Dr. phil. 
Bundesministerium für Bildunq und Wissenschaft; 
AusbildunQSordnungen, Modellversuche und Be­
rufsbildungsfo:rschung, F\o!rsonal in der beruflichen 
Aus- und Weiterbildunq, internationale Berufsbil· 
dung. 

Ordnungsrnaßnahmen für 
Ausbilder 

- Änderung der Inhalte von § 2 
der Ausbilder-Eignungsverord­
nungen (AEVO's) 

Gemäß § 2 der AEVO's sind für die 
berufs- und arbeitspädagogische 
Eignung Kenntnisse in folgenden 
Sachgebieten nachzuweisen: 

• Grundfragen der Berufsbildung 
• Planung und Durchführung der 

Ausbildung 
• Der Jugendliche in der Ausbil­

dung 
• Rechtsgrundlagen 
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Vorliegende Modellversuchser­
gebnisse, insbesondere zur Pro­
jektmethode, zur Leittextmethode 
und zu den Schlüsselqualifikatio­
nen sowie veränderte Auszubilden­
denstruktur und mangelnder Pra­
xisbezug werfen die Frage auf, ob 
neue Inhalte der AEVO's (ein­
schließlich Teil IV der Meisterprü­
fungen) notwendig sind. Die mit 
höherem Schulabschluß in die Aus­
bildung eintretenden Jugendlichen, 
höheres Eingangsalter, mehr Mäd­
chen in gewerblich-technischer 
Ausbildung, ausländische Jugend­
liche, die Vermittlung neuer Tech­
niken sowie die Erwachsenenwei­
terbildung stellen die Ausbilder 
vor neue vor allem didaktisch-me­
thodische Anforderungen. Die In­
halte der Ausbilder-Eignungsver­
ordnungen sind seit ihrer Konzipie­
rung bald 20 Jahre alt. Sie müßten 
im Hinblick auf die Entwicklung 
der Berufsbildung in dieser Zeit 
überarbeitet werden. Die verschie­
denen Ausbilder-Eignungsverord­
nungen könnten dabei zu einer 
Verordnung zusarnrnengefaßt wer­
den, in der es einen für alle ge­
meinsamen Teil und spezielle 'Teile 
für einzelne Bereiche geben könn­
te. 

- Rahmenstoffplan und Muster-
prürungsordnung 

Die Empfehlung für einen Rahmen­
stoffplan zur Ausbildung von Aus­
bildern vom 28./29.3. 1872 und die 
MusterpTÜfungsordnung für die 

FACHBEITRÄGE 

Durchführung von Prüfungen zum 
Nachweis berufs- und arbeits­
pädagogischer Kenntnisse vom 
18. 1. 1973 sind auch heute noch we­
sentliche Bestandteile und Grund­
lage für den Nachweis der berufs­
und arbeitspädagogischen Kennt­
nisse. Bedingt durch die inzwi­
schen stattgefundene technische, 
gesellschaftliche und wirtschaftli­
che Weiterentwicklung sind einer­
seits Anpassungen, insbesondere 
des Rahmenstoffplans, und ande­
rerseits darauf aufbauende Weiter­
entwicklungen der Berufs- und 
Arbeitspädagogik erforderlich. 

- AEVO flir freie Berufe 
Diese letzte noch fehlende AEVO 
wurde bisher vor allem im Hinblick 
auf die angespannte Lage beim 
Ausbildungsplatzangebot zurück­
gestellt. 

Die Ergebnisse eines Modellver­
suchs von 1977 mit dem Bund Deut­
scher Baumeister, Architekten und 
Ingenieure geben Hinweise für 
den Erlaß dieser Verordnung. Ge­
genwärtig wird geprüft, ob und wie 
eine Regelung für die freien Berufe 
erlassen werden kann. 

Qualifizierungsmaßnahmen 
für Ausbilder 

- Fördervorhaben 
Der Bundesminister für Bildung 
und W issenschaft hat mit Erfolg 
hierzu bisher etwa 50 Vorhaben ge­
fördert. Davon in jüngster Zeit fol­
gende neueren Projekte: 

• Erarbeitung von Lehrmateria­
lien und Ausbildungsmitteln zur 
Weiterbildung der Ausbilder 
(Deutsches Museum, München) 

• Zusammenarbeit von Ausbil­
dern und Berufsschullehrern im 
Metall- und Elektrobereich (Uni­
versität Dortmund) 

• Vorbereitung ausländischer 
Kleinunternehmer auf die AEVO­
Prüfung (Fbrschungsgruppe -
Heppenheim) 

• Weiterbildung von Ausbildern 
in der flexiblen Anwendung von 
Methoden zur Förderung berufs-
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FACHBEITRÄGE 

übergreifender Fähigkeiten/ 
PE."rRA (Siemens AG) 

• Weiterbildung von Ausbildern 
des Handwerks im Bereich der 
Gestaltung (Zentralverband des 
Deutschen Handwerks, Bonn) 

Weitere Vorhaben sind erfarder­
lieh. Das gilt besonders für die Um­
setzung bereits vorhandener Er­
gebnisse, z. B. für die Vermittlung 
neuer Techniken durch teilweise 
Verfilmung der Projektergebnisse 
des Deutschen Museums (Darstel­
lung der Technikentwicklung). 
Neue Schwerpunkte sind auch zu 
setzen für das die betriebliche 
Weiterbildung vermittelnde Perso­
nal (Weiterbildner) und die Qualifi­
zierung von nebenberuflich tätigen 
Ausbildern (mitwirkende Fachkräf­
te) insbesondere bei der Vermitt­
lung von Schlüsselqualifikationen. 

- Seminarpakete 
Das Bundesinstitut für Berufsbil­
dung (BIBB) hat 1985 im Rahmen 
seiner gesetzlichen Aufgaben die 
Aktivitäten auf dem Gebiet der 
Ausbilderweiterbildung fortge­
führt, die bis dahin beim Ausbil­
dungsförderungszentrum, Essen, 
unmittelbar aus Bundesmitteln ge­
fördert wurden. Dabei handelt es 
sich um die Entwicklung von Wei­
terbildungsmaterialien (Seminar­
pakete), mit deren Hilfe die Träger 
der Ausbilderweiterbildung Semi­
narveranstaltungen planen und 
durchführen können. Auf diesem 
Wege werden den betrieblichen 
Ausbildern Innovationen in der Be­
rufsbildung erschlossen und für ih­
re Arbeit unmittelbar handhabbar 
gemacht. Die Nachfrage nach den 
bisher fertiggestellten und den 
noch in der Entwicklung befindli­
chen Seminarpaketen zeigt, daß 
sowohl seitens der Ausbilder als 
auch seitens der Weiterbildungs­
träger ein erheblicher Bedarf an 
praktisch verwertbaren Informatio­
nen über Innovationen in der Be­
rufsbildung besteht. Diese Maß­
nahme sollte kontinuierlich fortge­
führt werden. 

- Modellversuche 
Die Modellversuche (BLK- und 
Wirtschafts-Modellversuche) ha­
ben sich bei der Förderung des 
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Personals in der beruflichen Bil­
dung in mehrfacher Hinsicht sehr 
bewährt: 

• Dem Personal kommt bei der 
Weiterentwicklung beruflicher 
Bildung eine Schlüsselrolle zu. 
Es handelt sich bei ihm um den 
bedeutsamsten Multiplikator für 
die Umsetzung von innovativ an­
gelegten Modellversuchsergeb­
nissen in den Alltag der Berufs­
bildungspraxis. 

• Bisherige Maßnahmen bezogen 
sich sowohl auf die fachspezifi­
sche Weiterbildung, etwa im 
Rahmen der neuen Technolo­
gien, als auch auf didaktisch­
methodische Aspekte der Ver­
mittlungsprozesse. Besonders 
prägnant waren hierbei eine 
Weiterentwicklung aktivieren­
der Ausbildungsmethoden, et­
wa durch das Stichwort "Leit­
textmethode' 

, 
repräsentiert. 

• Zugleich ging es aber auch im­
mer um die Erprobung pädago­
gischer Konzepte, die sich an 
den speziellen Bedürfnissen be­
nachteiligter Personengruppen 
orientierten. 

• Insgesamt rückte in diesem Zu­
sammenhang die Beratungs­
kompetenz des Personals stär­
ker in den Mittelpunkt. 

Mit zunehmender Bedeutung und 
Aktualisierung einer wirksamen 
arbeitsplatzorientierten Berufsbil­
dung geraten Fragen der Qualifi­
zierung im Umfeld der aus- und 
weiterbildenden Fachkräfte (ne­
benberufliche Ausbilder) am Ar­
beitsplatz in den Vordergrund. 

Ein anderer Schwerpunkt liegt in 
der Weiterentwicklung der päd­
agogischen und fachlichen Kompe­
tenz des AusbildungspersonaLs in 
überbetrieblichen Berufsbildungs­
stätten. Neue Einstellungen und 
Verhaltensweisen, die als generel­
le Leitlinien bei allen Neuordnun­
gen berücksichtigt werden, müs­
sen sich auch in den Vermittlungs­
konzepten überbetrieblicher Aus­
und Weiterbildung widerspiegeln. 
Anträge für weitere, insbesondere 
Wirtschaftsmodellversuche, zu den 
noch offenen Fragen werden er­
wartet. 

- Aktivitäten im BIBB-Unteraus-
schuß 5 

Der Unterausschuß 6 hat sich in 
den letzten Jahren im wesentlichen 
mit folgenden Themen befaßt: 

• Qualifizierungsangebote für ne­
benberufliche Ausbilder 

• Qualifizierung von Ausbildern 
für die Ausbildung ausländi­
scher Jugendlicher 

• Einsatz und Verwendung von 
Einstellungstests. 

Bezüglich der Qualifizierungsange­
bote für nebenberufliche Ausbil­
der ist davon auszugehen, daß für 
eine Weiterentwicklung der beruf­
lichen Bildung vor allem im Be­
reich der fachübergreifenden 
Qualifikationen und für die Ausbil­
dung ausländischer Jugendlicher 
nebenberufliche Ausbilder qualifi­
ziert werden müssen. Entspre­
chend den neuen Schwerpunktset­
zungen könnte sich der Ausschuß 
in Zukunft vor allem mit folgenden 
beiden Themen befassen: 
• Überarbeitung der Inhalte von 

§ 2 der AEVO's, einschließlich 
Rahmenstoffplan 

• Förderung des Personals in der 
beruflichen Weiterbildung. 

- BIBB-Forschungsvorhaben 
Die bisher für die Adressatengrup­
pe Ausbilder vorliegenden For­
schungsergebnisse sind entweder 
branchenspezifisch oder zu wenig 
konkret, um allgemeine Aussagen 
über die Situation und Qualifikation 
der Ausbilder machen zu können, 
Für die Ermittlung von Strukturda­
ten zur Situation und Qualifikation 
der Ausbilder könnte ein For­
schungsprojekt vorgesehen wer­
den, mit dem künftige Maßnahmen 
im einzelnen näher begründet wer­
den. Insbesondere hinsichtlich der 
substantiellen Ausprägungen ist 
eine Aktivität voranzustellen, die 
als eine Bilanzierung des Wissens­
standes im Forschungsfeld "Ausbil­

'dungspersonal" gelten kann. Dazu 
bedarf es einer Heranziehung bis­
heriger Ergebnisse und Methoden 
der einschlägigen Forschungspro­
jekte, Modellversuche und Förder­
maßnahmen. Diese müssen gesich­
tet, aufgearbeitet, verglichen, sy­
stematisiert und hinsichtlich ihrer 
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praxis- und politikbezogenen 
Relevanz bewertet werden (vgl. 
dazu auch: Zeitschrift für Berufs­
und Wirtschaftspädagogik (ZBW), 
Heft 6 ,  1988, S. 525-532). 

Qualifizierungsmaßnahmen 
für Mitglieder in 
Berufsbildungs- und 
Prüfungsausschüssen 

Das duale System der beruflichen 
Bildung und dessen Weiterent­
wicklung haben als wesentliche 
Grundlage die Mitverantwortung 
der gesellschaftlichen Gruppen 
der Arbeitgeber und Arbeitneh­
mer. Diese sind eingebunden in 
die Beratungs- und Entscheidungs­
gremien auf Bundes-, Landes-, 
Kammer- und einzelbetrieblicher 
Ebene. Sie bringen sowohl ihren 
Sachverstand als auch ihre berech­
tigten Interessen in die Entschei­
dungsfindung ein. Das gilt in be­
sonderem Maße für die Berufsbil­
dungs- und die Prüfungsausschüsse 
der zuständigen Stellen nach dem 
Berufsbildungsgesetz und der 
Handwerksordnung, deren Mit­
glieder ehrenamtlich eine öffent­
liche Aufgabe wahrnehmen und 
sich infolge neuer methodisch-di­
daktischer Ansätze in der Berufs­
ausbildung (z. B. neue Lernzielfor­
mulierungen in den Ausbildungs­
ordnungen) bei der Durchführung 
der Prüfungen erheblich umstellen 
müssen. 

Der notwendigen Vorbereitung für 
diese Tätigkeiten dienen auch die 
vom Bund geförderten Lehrgänge 
für Mitglieder dieser Ausschüsse. 
Einzelne Organisationen der Arbeit­
geber und Arbeitnehmer erhalten 
für die Durchführung solcher Lehr­
gänge Bundeszuwendungen. Da es 
sich bei diesen Ausschußmitglie­
dern um einen sehr großen Perso­
nenkreis handelt, von dem bislang 
erst ein kleiner Prozentanteil erfaßt 
werden konnte, kann das Ziel, mög­
lichst viele .Personen weiterzubilden, 
nur langfristig verfolgt werden. 

Die bisherige Förderung des Bun­
desministers für Bildung und Wis-
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sensehaft war sehr wirksam. Sie 
sollte ausgebaut und qualitativ auf 
die neuen Schwerpunkte ausge­
richtet werden. 

Qualifizierungsmaßnahmen 
für Ausbildungsberater 
und Lehrlingswarte 

Ausbildungsberater werden von 
den zuständigen Stellen gern. § 45 
des Berufsbildungsgesetzes (EBiG) 
bzw. § 41 a der Handwerksordnung 
(HwO) bestellt, um die Durchfüh­
rung der Berufsausbildung zu 
überwachen und sie durch Bera­
tung der Ausbildenden und der 
Auszubildenden zu fördern. 

Ausbildungsberater waren in der 
Vergangenheit mehrfach Zielgrup­
pe für Forschung und Modellversu­
che, Gegenwärtig läuft ein Wirt­
schafts-Modellversuch (" Pädagogi­
sehe Beratung im Handwerk -
Förderung von Lehrlingswarten 
und Ausbildungsberatern' ') mit 
dem Ziel: 

• Konzepte zur Qualifizierung von 
Lehrlingswarten und Ausbil­
dungsberatern zu entwickeln 
und zu erproben, um die Quali­
tät der Berufsausbildung im 
Handwerk zu verbessern 

• Problemgruppen in die Berufs­
ausbildung besser zu integrie­
ren 

• den Nachwuchs für das Hand­
werk angesichts rückläufiger 
Schülerzahlen zu sichern und 

• insgesamt die Zusammenarbeit 
zwischen den an der Berufsaus­
bildung beteiligten Personen zu 
verbessern. 

Die Ergebnisse dieses Modell­
versuchs müssen zeigen, ob die 
Diskussion zur Verbesserung der 
Beratung und Überwachung durch 
Ausbildungsberater wieder auf­
genommen werden soll, indem 
u, a. die Empfehlungen des 
Bundesausschusses für Berufs­
bildung aus den Jahren 1973 und 
1976 überarbeitet und an neuere 
Entwicklungen angepaßt werden 
sollen. 

FACHBEITRÄGE 

Qualifizierungsmaßnahmen 
durch internationale 
Austausche 

Folgende internationale Austau­
sche werden vom Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft ge­
fördert und von der Carl Duisberg 
Gesellschaft organisatorisch abge­
wickelt, an denen vor allem auch 
Ausbilder teilnehmen: 

- Austausch von Fachkräften der 
beruflichen Bildung nach Richt­
linien des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

- EG-Studienbesuche für Berufs­
bildungsfachleute 

- Einzelstipendien des Europa­
rates. 

Das erste Programm läuft sehr er­
folgreich seit 1978. Bisher nahmen 
daran insgesamt gut 2 000 Fach­
kräfte - überwiegend Ausbilder 
aus der Berufsbildungspraxis, 
aber auch Wissenschaftler aus der 
Berufsbildungsforschung - teil. 
Über 30 Staaten, einschließlich der 
Deutschen Demokratischen Repu­
blik (DDR), sind an dem Austausch­
programm beteiligt. Das Schwer­
gewicht liegt beim Austausch mit 
technologisch hoch entwickelten 
Staaten, wie den USA und Japan. 
Die Bewerberzahl für den Aus­
tausch mit diesen beiden Staaten 
liegt seit Jahren erheblich höher 
als die möglichen Teilnehmerplät­
ze (max. 600 Bewerber bei 15 Teil­
nehmern!). 

Bei entsprechender Erhöhung der 
Bundesmittel könnten jährlich 
mehr deutsche Fachkräfte am Aus­
tausch teilnehmen und vor allem in 
den für die deutsche Berufsausbil­
dung technologisch interessanten 
Staaten wertvolle praktische Erfah­
rungen für die Ausbildungsarbeit 
vor Ort und die Weiterentwicklung 
des Berufsbildungssystems gewin­
nen. Zu dieser Steigerung des Aus­
tausches ist die Bundesregierung 
vom Deutschen Bundestag bereits 
am 27. 5. 1980 aufgefordert worden 
(vgl. Deutscher Bundestag, Bun­
destagsdrucksache 8/4124, Seite 4, 
Nr.5). 
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Kongreß: "Personal in 
der beruflichen Aus- und 
Weiterbildung' , 

Es gibt eine V ielzahl laufender, 
aber auch geplanter Aktivitäten 
zur QualifIzierung des Personals in 
der beruflichen Aus- und Weiter­
bildung (Ausbilder, Ausbildungs­
berater, Mitglieder in den Aus­
schüssen, Weiterbildner, mitwir­
kende Fachkräfte), Die Maßnah­
men werden von den Betrieben, 
den Kammern, dem Bundesinstitut 
für Berufsbildung, den Hochschu­
len (in Form von Forschungsvorha­
ben), den Verbänden usw. durch­
geführt oder initiiert. 

Diese inhaltlich, in Zielsetzung und 
Adressatenkreis unterschiedlichen 
Maßnahmen, sollten in einer zwei­
bis dreitägigen Fachtagung des 
Bundesministers für Bildung und 
Wissenschaft und des Bundesinsti­
tuts für Berufsbildung in Arbeits­
gruppen präsentiert und diskutiert 
werden. Das Bundesinstitut für Be-­
rufsbildung könnte die organisato­
rische und inhaltliche Planung, 
Durchführung und Auswertung 
übernehmen. Die Ergebnisse der 
Veranstaltung sollten in einer Schrif­
tenreihe des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft veröf­
fentlicht werden. 
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Veränderte Anforderungen und Qualifikationen 
betrieblicher Ausbilder 

W infried Schulz 

Der technische und organisatorische Wandel im Produktions-, Dienstleistungs- und Verwal­
tungsbereich. gesellschaftliche Entwicklungen sowie veränderte Bildungsziele veranlassen, 
auch über die Weiterentwicklung der Qualifikation betrieblicher Ausbilder nachzudenken. 
die für die Ausbildung angehender Fachkräfte Verantwortung im Betrieb tragen. Nicht al­
lein die wachsenden Anforderungen im beruflichen, sondern auch im berufs- und arbeits­
pädagogischen Bereich werden betriebliche Ausbilder kunftig starker fordern als bisher. 
Ein genereller Überblick soll dies verdeutlichen. 

Winfried Schulz 
Berufspadagoge; wissenschafl:licher Direktor und 
Bereichsleiter rur den Bereich "Ausbildunli'sper­
sona]" im Bundesinstitut für Beruisbildung 

Anforderungen durch 
Technikentwicklung 

Die Technikentwicklung bis zur 
Jahrtausendwende wird vor allen 
Dingen durch die weitere Ausar­
beitung neuer Produkte und 
Dienstleistungen, neuer Prcxiuk­
tionsverfahren und insbesondere 
neuer Informations- und Kommuni­
kationstechniken sowie die da­
durch verursachten Veränderun­
gen in der Arbeitsorganisation ge­
prägt. Die Auswirkungen neuer 
Techniken auf Qualifikationsanfor­
derungen, Arbeitsorganisation und 
Führungsverhalten lassen einen 
Trend erkennen, der der Arbeits­
zerlegung und spezialistischen Ein­
seitigkeiten zunehmend der Inte­
gration und Verzahnung früher ge­
trennter Aufgabenbereiche weicht. 
In der Produktion zeichnen sich 
modular aufgebaute Fertigungssy­
steme ab, im Dienstleistungs- und 
Verwaltungsbereich teilautomati-

sierte Zentren, die mit der Ferti­
gung verknüpft werden; Teilaufga­
ben der Wartung und der Stö­
rungsdiagnose werden hierbei in­
tegriert. Vor allem dürfen kaufmän­
nische und produktive Einsatzfel­
der im Betrieb nicht mehr als je­
weils isoliert homogene Felder be­
trachtet werden. Der Trend der 
Vergangenheit. menschliche Ar­
beit immer weiter zu zergliedern, 
verlangsamt sich nicht nur, er kehrt 
sich in manchen Bereichen sogar 
um. Diese Entwicklungen führen zu 
veränderten Arbeitsaufgaben, die 
komplexer und abstrakter werden 
und damit sowohl zu neuen neben­
fachlichen als auch zu überfachli­
chen Qualifikationen führen. Höhe­
re und breitere Anforderungen 
werden damit an die Ausbildung 
künftiger Fachkräfte und damit 
auch an Ausbilder gestellt. An die 
Stelle von einfachen Routinearbei­
ten, körperlich schweren manuel­
len Arbeiten treten Fähigkeiten 
des Planens, Nachdenkens und 
Überwachens von Arbeitsabläu­
fen. Damit verbunden sind größere 
Anforderungen an fachübergrei­
fende Fähigkeiten (Schlüsselquali­
fikationen), wie z. B. abstraktes 
Denken, geistige Beweglichkeit. 
Verantwortungsbereitschaft, Koope­
rations- und Kommunikationsfähig­
keit. In dem Maße, in dem sich der 
Lernende im Betrieb zum mitden­
kenden und mitplanenden. selb­
ständig problemlösenden Mitar­
beiter entwickelt, kann der Ausbil­
der nicht mehr in erster Linie auto­
ritärer Aufgabenzuweiser und Kon­
trolleur sein, sondern Infonnations­
vermittler, Diskussionspartner, Mo­
derator und Konfliktlöser. Eine ge­
glückte Ausbildungs- und Füh­
rungsleistung besteht nicht mehr in 
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Befehl und Gebot, sondern in Vor­
bild, Begeisterungsfcihigkeit und 
Überzeugungskraft. 

Anforderungen durch gesell­
schaftliche Entwicklungen 

Ein weiterer Wandel zeichnet sich 
bei der gesellschaftlichen Entwick­
lung ab. Waren die letzten 12 Jahre 
durch eine steigende Nachfrage 
nach Ausbildungsstellen gekenn­
zeichnet, beginnt sich die demo­
graphische Entwicklung jetzt umzu­
kehren. Die Zahl der Schulab­
gänger in der Bundesrepublik 
Deutschland wird in einem Jahr­
zehnt zwischen 1983 und 1993 um 
ca. 40 % von etwa 1 Mio. auf 600 000 
absinken. Damit wird auch die 
Nachfrage nach Ausbildungsplät­
zen vom Höchststand 1986 mit 
766 000 auf etwa 490 000 im Jahre 
1995 absinken. Hinzu kommt, daß 
sich die schulische Vorbildung, Al­
ter und Wertvorstellungen der Ju­
gendlichen in den letzten Jahren 
erheblich verändert haben. So hat 
sich das Durchschnittsalter der 
Auszubildenden innerhalb von 20 
Jahren um fast 2 Jahre von 16,3 im 
Jahre 1965 auf 18,2 im Jahre 1985 er­
höht. Auch wenn in diesen Zahlen 
z. T. Folgen des Lehrstellenman­
gels (sog. Altnachfrage) enthalten 
sind, spiegeln sie doch vor allem 
die gestiegene Vorbildung der 
Auszubildenden wider. Neben er­
höhtem Bildungsniveau tritt gleich­
zeitig vorangeschrittene Reife. An­
dererseits blieben in den letzten 
Jahren im Durchschnitt mehr als 
80000 Jugendliche pro Jahr ohne 
Berufsausbildung. Die Gründe, 
weshalb diese Jugendlichen keine 
Ausbildung aufnehmen oder an ei­
ner begonnenen Ausbildung schei­
tern, sind sehr unterschiedlich. Sie 
können z. B. in fehlender Berufsrei­
fe oder Ausbildungsmotivation lie­
gen, in unzureichender Vorbil­
dung, in sozialen Benachteiligun­
gen, in SprachdeflZiten bei jungen 
Aussiedlern und Ausländern. Sie 
können aber auch z. B. in Fehlent­
scheidungen aufgrund unzurei­
chender Information und Beratung, 
in den Anforderungen einer Aus­
bildung begründet sein. 
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Bei den Veränderungen von Wert­
vorstellungen und Einstellungen 
insbesondere bei Jugendlichen 
zeichnen sich Veränderungen (wie 
z. B. rapide Abnahme unkritischer 
Zustimmung zur Technik, steigen­
des Interesse junger Frauen an 
Ausbildungs- und Erwerbstätigkeit, 
wachsendes ökologisches Bewußt­
sein) sowie Tendenzen ab, bei de­
nen Leistung und individuelle Qua­
lifizierungsbemühungen als Maß­
stab für persönlichen Erfolg und 
für verbesserte Arbeitsmarktchan­
cen gesehen werden; andererseits 
erhöht sich durch die wachsende 
Freizeitorientierung das außerbe­
rufliche Interessenspektrum jun­
ger Menschen. Die junge Genera­
tion betrachtet Arbeit und Freizeit 
gleichwertig und will keine kostba­
ren Lebensminuten auf einem "ge­
dämpften Lustniveau " verbringen. 
Im Falle falscher Führung bestra­
fen sie Ausbildungs- und Führungs­
kräfte häufig mit Unlust, Einsatzver­
weigerung und Demotivation. Vom 
Ausbilder fordern diese Entwick­
lungen und Trends, sich viel eher 
als früher darauf einzustellen, daß 
er es in Zukunft in der Ausbildung 
mit mehr jungen Erwachsenen zu 
tun hat; es sind Auszubildende, die 
volljährig und in jeder Beziehung 
gleichberechtigte Mitglieder der 
Gesellschaft sind. Ein höheres Al­
ter bedeutet nicht zuletzt aber 
auch, daß die durchschnittliche 
Leistungsfähigkeit der Bewerber 
gestiegen ist. Das bedeutet, daß 
auch höhere Ansprüche an die 
Ausbildung gesteUt werden, z. B. 
durch Abiturienten; diesen muß 
entsprochen werden, wenn sie auf 
Dauer für eine betriebliche Ausbil­
dung gewonnen werden sollen. 
Der Ausbilder muß auch damit 
rechnen, daß er es künftig ver­
stärkt mit lernschwachen Jugendli­
chen zu tun hat. Die zunehmende 
Heterogenität der Lerngruppen in 
der Ausbildung wird den Ausbil· 
der zu höherer Flexibilität beson­
ders im didaktischen und methodi­
schen Bereich herausfordern. Dar­
über hinaus wird er mit kritischen 
Einstellungen konfrontiert, z. B. zu 
'fuchnik, Natur, Arbeit sowie mit 
anderen Traditionen, Werten und 
Normen, z. B. bei ausländischen Ju­
gendlichen. Als Vermittler hat der 
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Ausbilder vor allem auf das Ver­
hältnis Mensch und Technik, auf 
das Verhältnis Ökologie und Öko­
nomie besonders einzugehen so­
wie die Wertschätzung anderer 
kultureller Denk- und Verhaltens­
weisen zu unterstützen. 

Anforderungen durch 
die Entwicklung neuer 
Bildungsziele 

Eine erste Antwort auf die beispiel­
haft genannten Herausforderun­
gen stellen die Vereinbarungen 
neuer Bildungsziele dar, beispiels­
weise die neugeregelten Ausbil­
dungsordnungen für die Ausbil­
dung in den industriellen Metall­
und Elektrobereichen. Durch Re­
duktion, Konzentration früherer 
vergleichbarer Berufe und durch 
die Einführung einer umfassenden 
Berufsqualifikation einschließlich 
berufsübergreifender Qualifika­
tion (Schlüsselqualifikation) sind 
diese Regelungen vor allem eine 
erste Antwort auf die Herausforde­
rung der Entwicklung der 'fuchnik 
und der Arbeitsorganisation. 
Selbst wenn die neuen Ausbil­
dungsberufe als wesentliche Un­
terstützung für die Organisation 
der betrieblichen Ausbildung von 
der Praxis angenommen worden 
sind, können sich für den Ausbil­
der hieraus neue Anforderungen 
ergeben, die besonders vor dem 
Hintergrund des Arrangements 
und der Organisation bei der Um­
setzung von Betriebs- und Ausbil­
dungszielen zu sehen sind. Vor al­
lem das Verhältnis von Ausbil­
dungsberufsbild und Ausbildungs­
rahmenplan wirft immer wieder 
Fragen auf. Für den Ausbilder geht 
es darum, den Ausbildungsrah­
menplan (das ist die "Anleitung zur 
zeitlichen und sachlichen Gliede­
rung der Ausbildung' ') in den be­
trieblichen Ausbildungsplan und in 
einen individuellen Versetzungs­
plan umzusetzen. Hier stößt man 
häufig auf die widersprüchliche 
Auffassung, daß diese Anlage zur 
Ausbildungsordnung verbindlich 
ist und andererseits im Rahmen 
der Flexibilitätsklausel davon ab­
gewichen werden kann. Diese Fra-
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ge wird künftig noch größere Be­
deutung erlangen, wenn in Anbe­
tracht der bereits erwähnten Hete­
rogenität der Auszubildenden indi­
vidualisierende und differenzie­
rende Ausbildungsgänge erforder -
lieh werden. Auf die Dauer gese­
hen werden Ausbilder sich veran­
laßt sehen, sich mit mehr Fantasie 
an den Motivationsprozeß heranzu­
machen. Für diese Umsetzungs­
und Führungsaufgabe braucht der 
Ausbilder u. U. Hilfestellung, die vor 
allem den Einsatz flexibler Organi­
sationsformen, vielfältiger Metho­
den und differenzierter berufs­
didaktischer Maßnahmen betreffen. 

Qualifikationen des 
Ausbilders und ihre 
Weiterentwicklung 

Das Ziel, möglichst alle Jugendli­
che entsprechend den genannten 
Herausforderungen beruflich zu 
qualifizieren, wird in den 90er Jah­
ren nicht nur ein Ziel der Bildungs­
und Sozialpolitik sowie der Wirt­
schafts- und Arbeitsmarktpolitik 
sein, sondern das vorrangige Ziel 
der Unternehmen und Ausbilder. 
Sie werden deshalb besondere 
Anstrengungen unternehmen müs­
sen, wenn sie den Bedarf an Fach­
kräften decken wollen. Investitio­
nen in neue 'Techniken sind daher 
ohne Parallelinvestitionen in Aus­
und Weiterbildungsmaßnahmen 
kaum noch denkbar für die Perso­
nalentwicklung. Es ist hier unum­
stritten, daß der Ausbilder die we­
sentliche aktive Rolle in der Ausbil­
dung hat. Dies bedeutet, daß der 
Ausbilder auf seine Aufgabe gut 
vorbereitet sein muß. 

Berufliche Qualifikationen 

Im Vordergrund müssen hierbei 
die Erweiterung und Vertiefung 
beruflicher Qualifikationen ein­
schließlich fachübergreifender 
Qualifikationen im Mittelpunkt ste­
hen, die er für die Ausübung sei­
ner erfolgreichen beruflichen Tä-
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tigkeit selbst benötigt. Die Mehr­
zahl der Ausbilder steht in den ver­
schiedenen Betrieben an vielen 
unterschiedlichen Positionen und 
üben Ausbildungsaufgaben im Rah­
men ihrer beruflichen Tätigkeit ne­
benberuflich aus. Sie erleben tech­
nische, wirtschaftliche und soziale 
Veränderungen im Betriebsalltag 
unmittelbar und können aktuell 
erforderliche Qualifikationen di­
rekt und anwendungsbezogen an 
den Auszubildenden weitergeben. 
Ihrer beruflich zu erweiternden 
Qualifikation kann durch die Wahr­
nehmung und Nutzung vielfältiger 
Weiterbildungsangebote Rech­
nung getragen werden. Im Vorder­
grund steht hier vor allem die Er­
weiterung der infonnations- und 
kommunikationstechnischen Fähig­
keiten im Zusammenhang mit be­
ruflichen Fähigkeiten. Gleiches gilt 
selbstverständlich auch für die 
Ausbilder, die z. B. in Lehrwerkstät­
ten Ausbildungsaufgaben hauptbe­
ruflich ausüben. Zur Sicherung des 
Praxis- und Anwendungsbezuges 
wäre es sinnvoll, ihre Funktion zu 
überdenken und ihnen beispiels­
weise Gelegenheiten der Mitwir -
kung im betrieblichen Alltag zu er­
öffnen. 

Berufs- und 
arbeitspädagogische 
Qualifikationen 

Ebenso wie eine gute berufliche 
Qualifikation ist die pädagogische 
Qualifikation des Ausbilders eine 
wesentliche Voraussetzung für die 
Wahrnehmung von Ausbildungs­
aufgaben im Betrieb. Die Ausfor­
mung dieser Qualifikationen für 
den betrieblichen Ausbilder wur­
de in den letzten Jahren durch ver­
schiedene Regelungen vorange­
bracht. Zunächst wurden durch 
das Berufsbildungsgesetz (BBiG) 
und die Handwerksordnung (HwO) 
die Rahmenbedingungen für die 
Qualifikation der Ausbilder festge­
legt. Danach darf Auszubildende 
nur einstellen und ausbilden, wer 
persönlich und fachlich geeignet 
ist. Die fachliche Eignung ist dann 
gegeben, wenn sowohl die berufli­
chen Fertigkeiten und Kenntnisse 

als auch die erforderlichen berufs­
und arbeitspädagogischen Kennt­
nisse nachgewiesen werden kön­
nen. Nähere Bestimmungen der 
geforderten berufs- und arbeits­
pädagogischen Kenntnisse erfolg­
ten in der Ausbilder-Eignungsver­
ordnung (AEVO), die seit 1972 in 
verschiedenen Ausbildungsberei­
chen (wie z. B. gewerbliche Wirt­
schaft, Landwirtschaft, Hauswirt­
schaft, öffentlicher Dienst) Eingang 
gefunden hat. Die Ausbilder-Eig­
nungsverordnung bestimmt, daß 
jeder Ausbilder seine berufs- und 
arbeitspädagogische Eignung nach­
zuweisen hat, die sich auf Kennt­
nisse aus vier Sachgebieten be­
zieht (vgl. hierzu auf der Seite 9 die 
Übersicht über die formalen Min­
destanforderungen). 

Als Hilfestellung für Maßnahmeträ­
ger und Referenten zur Vorberei­
tung auf den Nachweis der berufs­
und arbeitspädagogischen Kennt­
nisse hat der ehemalige Bundes­
ausschuß für Berufsbildung (heute: 
Hauptausschuß des Bundesinstituts 
für Berufsbildung) 1972 einen "Rah­
menstoffplan zur Ausbildung der 
Ausbilder" empfohlen. Dieser ent­
hält eine Detaillierung der Lernin­
halte, Angaben über die Gesamt­
stundenzahl. Gewichtung der vier 
Sachgebiete sowie Formen der 
Vorbereitung. 

Aus diesen Bestimmungen und 
Empfehlungen lassen sich das für 
den Ausbilder geforderte berufs­
und arbeitspädagogische Qualifi­
kationsprofil erkennen. Wesentli­
cher Bestandteil dieses Qualifika­
tionsbereiches ist die Unterrichts­
und Ausbildungskompetenz, die im 
Sachgebiet 2 unter der Rubrik 
"Planung und Durchführung der 
Ausbildung" aufgeführt ist. Nach 
Art und Umfang sind diese Inhalte 
geeignet, jene zentrale pädagogi­
sche Qualifikation umfassend zu 
fundieren. Dafür spricht einmal ihr 
hoher Stundenanteil, wie er in der 
Vorbereitungspraxis von 60-80 
Stunden auch durchgeführt wird, 
also ein Zeitrahmen, der sich 
durchaus mit den Zeiten verglei­
chen läßt, die für diesen Qualifika­
tionsbereich in verschiedenen 
Lehramtsstudiengängen (insbeson-
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Übersicht: Formale Mindestanforderungen für die Berechtigung zum Ein­
stellen und Ausbilden 

Auszubildende 

einstellen ausbilden 

persönlich geeignet fachlich geeignet 

� 
beruflich persönliche Eignung ist 

nonnalerweise gegeben 
(Entzug u, a. bei schwerem 
Versloß gegen Jugend­
schutzgesetz oder BBiG) 

(je nach Wirtschafts- und 
Berufszweig): 

beruf&- und arbeitspädag0-
gisch 

- 24. Lebensjahr vollendet Sachgebiete nach Ausbilder­
Eignungsverordnung: - Abschlußprüfung eines 

entsprechenden Ausbil­
dungsberufes (ersatz­
weise auch andere Prü­
fungen mit praktischer 
Tätigkeit) 

- Grundfragen der Berufs­
bildung 

- Planung und Durchfüh­
rung der Ausbildung 

- Der Jugendliche in der 
Ausbildung 

dere Sekundarstufe 11) vorgesehen 
sind. Zum anderen lassen die In­
halte dieses Sachgebietes erken­
nen, daß die wesentlichen Qualifi­
kationsbestandteile einer Unter­
richts- und Ausbildungskompetenz 
(insbesondere die Inhalte: Ausbil­
dungsziele, Didaktik und Metho­
dik, Lehrverfahren und Lernpro­
zesse, Beurteilen und Bewerten) 
ausreichend berücksichtigt sind. 
Diese Inhalte, für deren Auswahl 
das pragmatische Prinzip der be­
ruflichen Relevanz und Handlungs­
kompetenz zugrunde liegt, haben 
die erste Priorität, mit deren Hilfe 
die unmittelbare, funktionale Quali­
fikation des Ausbilders erworben 
wird. Diesem "pädagogischen Lei­
stungswissen" gegenüber besitzen 
die übrigen Qualifikationsbestand­
teile, wie die vielfältigen und de­
taillierten Kenntnisse über die 
Adressaten, über Grundfragen 
und Recht der Berufsbildung, die 
zusammenfassend auch als "päd­
agogisches Orientierungswissen' 

, 

bezeichnet werden können, eine 
zweite Priorität. Sie dienen dem 
Ausbilder nur mittelbar zur Qualifi­
zierung für seine Berufsarbeit, in­
dem sie ihm Informationen und die 
Rahmenbedingungen seiner Auf-
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- Rechtsgrundlagen 

gaben vermitteln. Eine darüber 
hinausgehende Qualifizierung zur 
Reflexion erziehungswissenschaft­
licher Fragestellungen und Zusam­
menhänge sowie erziehungswissen­
schaftliehe Forschung - wie dies 
in den Studiengängen zur Lehrer­
qualifizierung üblich ist - ist nicht 
beabsichtigt. 

Eine Beurteilung des pädagogi­
schen Qualifikationsprofils für den 
Ausbilder muß an erster Stelle der 
Tatsache Rechnung tragen, daß mit 
dem Inkrafttreten der Regelungen 
und Empfehlungen der entschei­
dende Schritt zu einer pädago­
gisch fundierten, qualifizierten und 
professionellen Berufsarbeit der 
Ausbilder getan wurde, Dieser 
Schritt ist im allgemeinen hoch zu 
werten, zumal dieses Qualifikations­
profil durchaus zur Realisierung ei­
ner praxisrelevanten und adäqua­
ten Unterrichts- und Ausbildungs­
kompetenz und Qualität geeignet 
erscheint. Auch andere Länder, 
insbesondere Länder der Europäi­
schen Gemeinschaft, zeigen hier in 
jüngster Zeit ihre Wertschätzung 
und bekunden zunehmendes Inter­
esse an einer vergleichbaren Aus­
bilderqualifizierung. 

FACHBEITRÄGE 

Nach diesen Regelungen und 
Empfehlungen haben seit 1972 z. B. 
für den Bereich der gewerblichen 
Wirtschaft rd. 525 000 Ausbilder 
den Nachweis der berufs- und ar­
beitspädagogischen Kenntnisse er­
bracht, davon rd. 250 000 Ausbilder 
in Fbrm der Ausbilder-Eignungs­
prüfung. Im Vergleich zur Gesamt­
zahl von ca. 750 000 persönlich ge­
eigneten und fachlich qualifizierten 
Ausbildern in allen Ausbildungs­
bereichen waren in 1987 im Be­
reich der gewerblichen Wirtschaft 
rd. 350000 Ausbilder als Verant­
wortliche für die Berufsausbildung 
bei den Industrie- und Handels­
kammern gemeldet. Die Mehrzahl 
dieser Ausbilder üben ihre Ausbil­
dungsfunktion nebenberuflich aus, 

Kritische Anmerkungen zur Quali­
fikation und zur Qualifizierung rich­
ten sich im grundsätzlichen nicht 
gegen die Rahmenbedingungen 
und die Konzeption des zugrunde 
liegenden Ausbilderprofils. Sie zie­
len im wesentlichen auf die Frage, 
ob das in der Ausbilder-Eignungs­
verordnung vorgegebene Qualifi­
kationsprofil auch ohne ins Ge­
wicht fallende Abstriche im Rah­
men der in der Qualifizierungspra­
xis überwiegend lehrgangsgebun­
denen Form erreicht werden kann, 
Die in der Ausbilder-Eignungsver­
ordnung festgelegte Qualifikation 
kann im wesentlichen abstrakt und 
theoretisch sein (da hier lediglich 
Kenntnisse der gesamten Sachge­
biete nachgewiesen werden sol­
len), wenn der Anwendungs- bzw. 
Praxisbezug in Form von Erfahrun­
gen unberücksichtigt bleibt. Die­
sen Mangel wird die in der Ausbil­
der-Eignungsverordnung vorgese­
hene praktisch durchzuführende 
Unterweisungsprobe nicht behe­
ben können. Eine weitere kritische 
Anmerkung bezieht sich auf die 
ungesicherte Verknüpfung der all­
gemein didaktischen und methodi­
schen Kenntnisse mit dem Fachwis­
sen des Ausbilders. Hier fehlt es 
häufig noch an einer berufs- oder 
berufsfeldspezifischen didaktischen 
Integration. Insgesamt gesehen er­
scheint jedoch das in der Ausbil­
der-Eignungsverordnung vorgege­
bene pädagogische Qualifikations­
profil von seiner Intention her ge-
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eignet zu einer umfassenden und 
den genannten Herausforderun­
gen und Anforderungen angemes­
senen QualifIZierung des Ausbil­
ders. Dies zeigt sich auch daran, 
daß eine Reihe von Betrieben und 
Maßnahmeträgern aufbauend auf 
diesen umfassenden Grundlagen 
der jeweiligen aktuellen Heraus­
forderung angepaßte Weiterbil­
dungsmaßnahmen sowie ergän­
zende Kurse und Angebote zum Er­
fahrungsaustausch erprobt haben 
und weiterhin durchführen. Als 
Beispiel hierzu ist das vom Bund 
geförderte Modellvorhaben zur 
projekt- und transferorientierten 
Ausbildung (PETRA) zu erwähnen; 
bei diesem Vorhaben steht die 
Weiterbildung von Ausbildern in 
der flexiblen Anwendung von Me­
thoden zur Förderung von berufs­
übergreifenden Fähigkeiten im 
Vordergrund. Andere Beispiele 
von Modellversuchen zeigen, wie 
die Umweltthematik: als berufs-­
und fachübergreifendes Prinzip in 
die Fachausbildung eingebettet 
wird. Umweltschutz spielt für alle 
Berufe eine Rolle, am deutlichsten 
bei den Chemieberufen, bei denen 
umweltgerechtes Verhalten eme 
besondere Schlüsselfunktion dar­
stellt. 

Konsequenzen für die 
zukünftige Qualifikation 

Zusätzlich zur Erweiterung der be­
reits erwähnten beruflichen Quali­
fikationen würde besonders die 
Weiterbildung der berufs- und ar­
beitspädagogischen Qualifikatio­
nen der Ausbilder eine weitere ge­
nerelle Antwort auf die techni­
schen und gesellschaftlichen Her­
ausforderungen darstellen. 

Eine praxisgerechte Weiterent­
wicklung der berufs- und arbeits­
pädagogischen Qualifizierung be­
trieblicher Ausbilder hat dabei fol­
gende Gesichtspunkte zu berück­
sichtigen: 

Hinsichtlich der Art und des Um­
fangs der Weiterbildung bewähren 
sich flexible Maßnahmen und viel­
faltige Möglichkeiten, die einer-
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seits schnelle und praktische Hilfe­
stellungen und andererseits eine 
möglichst hohe Breitenwirkung er­
zielen können. Dabei gilt es vor al­
lem, die Rahmenbedingungen und 
Möglichkeiten der Betriebe zu be­
rücksichtigen, dem Kenntnisstand 
und den Erfahrungen der Ausbil­
der Rechnung zu tragen sowie vor­
handenes Expertenwissen und Be­
ratungsdienste für die Förderung 
der Ausbilder zu nutzen. Bestehen­
de Weiterbildungsangebote, die 
die Kommunikation und Koopera­
tion der Beteiligten fördern, sollten 
weitergeführt, ausgebaut und zu­
sätzlich durch Informationsmateria­
lien für die Hand des Ausbilders 
unterstützt werden. 

Hierzu eignen sich insbesondere: 
- betriebsbezogene und betriebs-­

übergreifende Seminare und 
Kurse mit Experten aus Praxis 
und Wissenschaft 

- Erfahrungsaustausch, themen­
bezogene Gesprächs- und Ar­
beitskreise im Betrieb und mit 
Ausbildern aus anderen Betrie­
ben sowie mit den an der Be­
rufsbildung beteiligten Lehrern 
und Beratern 

- Workshops, Fachtagungen und 
Kongresse. 

Darüber hinaus gilt es, bewährte 
Einzelmaßnahmen zur Weiterent­
wicklung aus der Praxis aufzugrei­
fen und zu prüfen, inwieweit diese 
auch für die angehenden Ausbil­
der von Bedeutung sind. 

Der Rahmenstoffplan zur pädago­
gischen Ausbildung der Ausbilder, 
der seit 1972 auch heute noch für 
Vorbereitungsmaßnahmen ange­
hender Ausbilder eine wesentliche 
Grundlage darstellt, müßte hierbei 
miteinbezogen werden. Zur Siche­
rung der Realisierbarkeit ist es 
aber erforderlich, den Praxisbe­
zug der Inhalte zu verbessern so­
wie berufsdidaktische Brücken 
zwischen allgemein didaktischen 
Kenntnissen und dem Fachwissen 
der Ausbilder zu verstärken; dar­
über hinaus gilt es, den unter­
schiedlichen Lernwegen und -mög­
lichkeiten junger Erwachsener (wie 
z. B. Abiturienten und lernschwa­
chen Personengruppen) durch Er-

weiterung der Lehrverfahren und 
betrieblicher Organisationsformen 
Rechnilllg zu tragen, die das lebens­
lange Lernen und vor allem den 
Erwerb fachübergreifender Fähig� 
keiten fördern. 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung 
unterstützt durch seine Forschungs--, 
Entwicklungs- und Dienstleistungs­
tätigkeit Betriebe, Ausbilder und 
die an der Berufsbildung beteilig­
ten Organisationen und Institutio­
nen, um auf die neuen Aufgaben in 
der Berufsbildung zweckentspre­
chend reagieren zu können. 
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Grundinformationen zum Allsbildungspersonal 

Ergebnisse einer repräsentativen Erwerbstätigenbefragung 

Rolf Jansen 

Ausgehend von einer breit angelegten repräsentativen Erwerbstätigenbefragung des EIBE 
werden die .Fersonen, zu deren Aufgabenspektrum die Ausbildung von Lehrlingen! Auszu­
bildenden gehört, analysiert und mit den übrigen Berufstatigen verglichen. Rund jeder 
sechste Erwerbstätige ist an der Qualifizierung von Auszubildenden beteiligt; hochgerech­
net sind da.s 3,5 bis 4 Millionen Personen. - Ausbilder linnen sind im Schnitt besser qualifi­
ziert als Nicht-Ausbilder, sie arbeiten an anspruchsvolleren Arbeitsplätzen und nehmen häu­
figer Vorgesetztenfunktionen wahr. F'iir ihre berufliche Tätigkeit (nicht konkret auf die Aus­
bilderfWlktion bezogen) spielt die formale QualifIkation eine größere Rolle; sie sind häufi­
ger ihrer eigenen Ausbildung adtlquat eingesetzt, haben seltener den Beruf gewechselt und 
können mehr von dem verwerten, was sie in ihrer eigenen Ausbildung gelernt haben. Sie 
sind im Schnitt weiterbildungsaktiver und haben häufiger einen FOItbildungsbedari Zwar 
venvenden Ausbilder überdurchschnittlich häufig programmgesteuerte Arbeitsmittel, aller­
dings NImen bei weitem noch nicht alle die dafür ben6tigten Kenntnisse und Fertigkeiten 
vermitteln. 

Rolf Jansen 
Diplom-Psychologe; wissenschaftlicher Mitarbeiter 
der HauptabteiJnng 1 "Stru1cturforachuno, Planung, 
Statistik" des Bundesinstituts für Berufsbildung; 
Arbeitsschwerpunkt Qualifikationsforschunq 

Zur Ausbilderdefinition und 
zur Anlage der Untersuchung 

Um die Jahreswende 1985/86 hat 
das Bundesinstitut für Berufsbil­
dung im Rahmen einer repräsen­
tativen Befragung von rund 11 500 
(deutschen) Erwerbstätigen zu 
Qualifikation, Berufsverlaufund ak­
tueller Beschäftigungl) auch da­
nach gefragt, ob die "Ausbildung 
von Lehrlingen oder Auszubilden­
den" zu den Arbeitsaufgaben ge­
höre, und die, die ausbilden, soll­
ten angeben, ob sie 

"
hauptamt­

liche Ausbilder" sind oder ob sie 
"das neben ihrer normalen Arbeit" 
zu leisten hätten. Es wurden hier al­
so als Ausbilder linnen alle die 
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Personen erfaßt, die faktisch an 
der Ausbildung beteiligt sind, un­
abhängig davon, ob sie formal für 
die Ausbildung zuständig sind 
oder ob sie eine Ausbilderqualifi­
kation vorweisen können oder 
nicht. 2) 

Die Anlage der Erhebung erlaubt 
zum einen Aussagen über das Aus­
maß der Beteiligung an der Lehr­
lingsausbildung, zum anderen ist 
dadurch eine repräsentative Stich­
probe von Ausbildern gegeben, 
die Auskunft geben kann über die 
berufliche QuaWikation der Aus­
bilder, ihre Weiterbildungsaktivitä­
ten, Berufsverlauf und Berufswech­
sel sowie zur aktuellen Beschäfti­
gungssituation (betrieblichen Rah­
mendaten, Arbeitsbedingungen, 
Arbeits- und Qualifikationsanforde­
rungen bis hin zum Weiterbil­
dungsbedarf). Allerdings wurden 
keine speziellen Fragen direkt zur 
Ausbildertätigkeit gestellt. Dies 
hätte den Rahmen der breit ange­
legten BIBB/IAB-Erhebung ge­
sprengt. 

Ausbilder-Anteile 

Der Anteil der Ausbilder / innen an 
den (deutschen) Erwerbstätigen 
beträgt 17 Prozent. Bei rund jedem 
sechsten gehört die Ausbildung zu­
mindest gelegentlich zur aktuellen 
Tätigkeit. Rechnet man alle Ausbil­
dungsjahrgänge zusammen, gibt 
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es rund 1,8 Mio. Auszubildende; 
denen stehen 3,5 bis 4 Mio. Ausbil­
der / innen gegenüber, die ihnen 
die benötigten Kenntnisse und Fer­
tigkeiten beibringen. Für den glei­
chen Zeitraum waren von den Be­
trieben bei den zuständigen Stel­
len rund 770 000 verantwortliche 
Ausbilder gemeldet:!); auf einen 
verantwortlichen Ausbilder kom­
men also im Schnitt fast vier, die zu­
sätzlich an der Ausbildung beteiligt 
sind. 

Übersicht 1 zeigt, daß diese Ausbil­
der-Anteile in den Wirtschaftsbe­
reichen und nach der Stellung im 
Beruf stark variieren. 

Im Handwerk ist gut jeder vierte, 
im öffentlichen Dienst noch gut je­
der fünfte dort Beschäftigte mit 
Ausbildungsaufgaben betraut. In 
der Industrie beträgt dieser Anteil 
nur 13 Prozent, d. h. dort beteiligt 
sich gut jeder achte an der Ausbil­
dung. 

Daß un- bzw. angelernte Arbeiter 
nur ganz selten bei der Ausbildung 
von Lehrlingen mit herangezogen 
werden, liegt in ihrer Tätigkeit be­
gründet, die nur wenig ausbil­
dungsrelevante Inhalte aufweisen 
dürfte.4) Bei den Facharbeitern 
liegt der Ausbilder-Anteil bei 
durchschnittlich 17 Prozent, 16 Pro­
zent bei den Facharbeitern in der 
Industrie, 23 bei den Gesellen im 
Handwerk. Ein sehr viel stärkeres 
Gewicht hat die Ausbildung bei 
den Meistem (37 % insgesamt). Im 
Handwerk muß man zu den ange­
stellten Meistern, die dort aber nur 
knapp 3 Prozent der Beschäftigten 
ausmachen, die 13 Prozent Selb­
ständigen hinzuzählen; dort liegt 
der Ausbilder-Anteil über 60 Pro­
zent. In den Angestelltenberei­
chen ist der Ausbildungsanteil je­
weils höher als bei den Arbeitern. 
12 Prozent der Angestellten in ein­
fachen, ausführenden Positionen 
bzw. der Beamten im einfachen 
und mittleren Dienst gaben an, an 
der Ausbildung beteiligt zu sein. 
Im öffentlichen Dienst steigt dieser 
Anteil sogar auf 17 Prozent. Diese 
Positionen sind zum Teil die Ein­
gangsstufen für Fachkräfte mit ei­
ner abgeschlossenen betriebli-
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Übersicht 1: Ausbilder-Anteile (in %) nach Wirtschaftsbereich und Stel� 
Jung im Beruf 

1= Indu- Hand- Handel öffentL Andere 
gesamt strie werk Dienst Bereiche 

Erwerbstatige insgesamt 17 13 26 14 21 15 

Un-, angelernte Arbeiter 3 3 6 2 2 I 
Facharbeiter 17 1 5  23 9' 7 9' 
Meister 37 36 67' 19' (21) (32) 

Einfache Angestellte, 
Beamte 12 7 12 9 17 8 
Qualifizierte Angestellte,  
Beamte 22 20 17 19 26 22 
Leitende Angestellte, 
Beamte 36 25 '" 44 37 33 

Selbständige 26 (15) 60 16 - 13 

Anmerkung: Die %-Anteile beziehen sich auf die einzelnen Zellen der Übersicht. 
* basieren auf weniger als 100 Befragten; 
( ) basieren auf weniger als 50 Befragten. 

Quelle: BIBB/IAB-Erhebung 1985/86 (BIBB-Spezialteil) 

ehen Ausbildung. Qualifizierte An­
gestellte, Beamte im gehobenen 
Dienst beteiligen sich zu gut einem 
Fünftel an der Ausbildung, Bei lei­
tenden Angestellten, Beamten im 
höheren Dienst steigt dieser Anteil 
auf 35 Prozent, im Handel sogar auf 
44 Prozent. Bei den Selbständigen 
gehört vorwiegend im Handwerk 
die Ausbildung mit zu den Auf­
gaben. Im Handel und ebenfalls 
im vorwiegend kleinbetrieblichen 
Dienstleistungssektor (" Andere 
Bereiche' ') beteiligen sich die Be­
triebsinhaber eher unterdurch­
schnittlich an der Ausbildung. Das 
mag allerdings auch damit zusam­
menhängen, daß viele dieser Fir­
meninhaber in solchen Kleinbe­
trieben keine Ausbildungsbefähi­
gung vorweisen können, während 
dies ja im Handwerk in der Regel 
zu den Voraussetzungen gehört, ei­
nen solchen Betrieb zu führen. 
Manche Betriebe verfügen auch 
nicht über die sachlichen Voraus­
setzungen für eine Ausbildung. 
Das ist bei freien Berufen aller­
dings anders: Ärzte und Rechtsan­
wälte z. B. verfügen aufgrund ihres 
Studiums automatisch über eine 
Ausbilderzulassung; entsprechend 
ist in dieser Gruppe die Ausbilder­
quote recht hoch. Von den Land­
wirten hingegen bildet derzeit nur 
noch eine kleine Minderheit aus. 
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Der Umfang, in dem der einzelne 
Ausbilder durch diese Tätigkeit in 
Anspruch genommen wird, ist 
nicht erfaßt worden. Wohl aber 
wurde danach gefragt, ob man die­
se Aufgabe " hauptamtlich" oder 
"neben der normalen Arbeit" 
wahrnimmt. Rund ein Zehntel von 
denen, zu deren Aufgabenspek­
trum auch die Ausbildung von 
Lehrlingen gehört, bezeichnet sich 
selbst als "hauptamtlicher Ausbil­
der" , neun von zehn , ,machen ( . . .  ) 
das neben ihrer normalen Arbeit" . 
Allerdings scheint der Begriff 
"hauptamtlich" mißverständlich zu 
sein. Es wird darunter keineswegs 
ausschließlich eine hauptberufli­
che Ausbilderfunktion verstanden, 
also das Ausbildungspersonal in 
den Lehrwerkstätten und Sonder­
einrichtungen oder Berufsschul­
lehrer. Das läßt sich daran able­
sen, daß der Anteil der "Hauptamt­
lichen" in Kleinbetrieben nahezu 
gleich groß wie in Großbetrieben 
ist. Zum Teil, aber nicht durchgän­
gig, dürften sich die, die verant­
wortlich für die Ausbildung sind, zu 
den hauptberuflichen Ausbildern 
gerechnet haben. Die Mehrzahl 
der Selbständigen, insbesondere 
Handwerker, die ausbilden, be­
zeichnen sich als nebenberufliche 
Ausbilder (80 %), obwohl sie für die 
ordnungsgemäße Ausbildung die 

Verantwortung tragen. Trotz dieser 
methodischen Probleme wird in 
den folgenden Analysen an dieser 
Aufteilung der Ausbilder festgehal­
ten. 

Rahmendaten zu Ausbildern 
und ihrer Berufssituation 

Frauen sind in der Erwerbsbevöl­
kerung schon unterrepräsentiert 
(38 %), unter den nebenberuflichen 
Ausbildern befinden sich nur 30 
Prozent Frauen, und bei den haupt­
amtlichen Ausbildern beträgt der 
Frauenanteil sogar nur 19 Prozent. 
Als Hauptursache muß gesehen 
werden, daß Frauen, insbesondere 
in den gewerblich-technischen Be­
rufen in der Industrie, überwie­
gend in Hilfs- und Anlerntätigkei­
ten arbeiten, Positionen, in denen 
keine Ausbildung stattfindet. Aber 
auch in Bereichen, in denen Frau­
en selbst einen hohen Auszubil­
denden-Anteil stellen, z. B. in den 
" Hilfsberufen' 

, 
(Zahnarzthelferin­

nen, Rechtsanwalts-/Notariatsge­
hilfen), wird die Ausbildung, insbe­
sondere die Verantwortung für die 
Ausbildung, häufig von Männern 
übernommen. 

Die Altersverteilung der Ausbilder 
unterscheidet sich nicht sehr stark 
von der der Erwerbstätigen insge-­
samt. Doch werden die Jüngeren 
(unter 25 Jahren) etwas seltener bei 
der Ausbildung herangezogen. Die 
40- bis 50jährigen sind dagegen et­
was stärker vertreten. Bei den 
hauptamtlichen Ausbildern ist die 
Tendenz zu den höheren Alters­
gruppen allerdings etwas stärker 
ausgeprägt; unter 25jährigen wird 
diese Aufgabe nur ganz selten 
übertragen. 

Eine Aufschlüsselung der Ausbil­
der nach Wirtschaftsbereichen 
spiegelt die im 1. Teil aufgezeigten 
Unterschiede bei den Ausbilder­
Anteilen wider. Das Handwerk hat 
ein deutlich stärkeres Gewicht 
(26%) als bei den Erwerbstätigen 
insgesamt (18%). Auch der öffentli­
che Dienst ist überrepräsentiert 
(24 %), insbesondere bei den 
hauptamtlichen Ausbildern (42%). 
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Das rührt zum einen daher, daß 
hierzu auch die Berufsschullehrer 
zählen. Darüber hinaus gibt es 
aber in vielen größeren Behörden 
und anderen öffentlichen Einrich­
tungen hauptamtliches Ausbil­
dungspersonal in sehr viel größe­
rer Zahl offensichtlich als in ande­
Ten Bereichen. Auf die Industrie, 
den Handel und die übrigen Berei­
che entfällt jeweils ein deutlich 
niedrigerer Anteil als im Schnitt 
der Erwerbstätigen. So kraß wie 
bei den hauptamtlichen Ausbil­
dern sind diese Unterschiede bei 
den nebenberuflichen Ausbildern 
allerdings nicht. 

Übersicht 2: Wirtschaftsbereiche 
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Keine signifikanten Unterschiede 
gibt es bezüglich der Größe des 
Betriebs/ der Behörden, in denen 
man arbeitet. Gut ein Viertel der 
Ausbilder arbeiten in Kleinbetrie­
ben mit unter zehn Beschäftigten, 
gut ein Drittel in mittleren Betrie­
ben (10-99 Beschäftigte), ein weite­
res Viertel in größeren Betrieben 
(mit unter 1 000 Beschäftigten). Je­
der achte Ausbilder ist in Großbe­
trieben zu finden. 

Teilzeitarbeit scheint eher ein Hin­
derungsgrund für Ausbildung zu 
sein. Ihr Anteil ist unter den Ausbil­
dern nur etwa halb so groß wie bei 

Erwerbstätige 
insgesamt 

Hauptamtliche 
Ausbilder 

Nebenberufliche 
Ausbilder 

D keine Angaben 

• Handel 

o andere Bereiche 

!Im Handwerk 

Quelle: BIBB/IAB-Erhebuno 1986/86 (BIBB-Spezialteil) 

BWP 4/89 

ffiIl äff. Dienst 

• Industrie 

FACHBEITRÄGE 

den Erwerbstätigen insgesamt. 
Dies mag auch ein Grund dafür 
sein, warum Frauen seltener mit 
Ausbildungsaufgaben betraut wer­
den als Männer. 

Deutliche Unterschiede zwischen 
Ausbildern und solchen, die sich 
nicht an der Ausbildung beteiligen, 
gibt es bezüglich des Einkom­
mens. Ausbilder, besonders die 
hauptamtlichen, zählen wesentlich 
häufiger zu den besser Verdienen­
den unserer Gesellschaft. Das be­
sagt aber nicht, daß Ausbilder we­
gen ihrer Ausbildungstätigkeit bes­
ser bezahlt werden. Vielmehr spie­
geln sich hier die Unterschiede in 
der StatusverteillUlg wider, also der 
deutlich geringere Anteil von An­
fUngelernten und der höhere An­
teil von Führungskräften und Selb­
ständigen. Darauf wird im näch­
sten Kapitel noch näher eingegan­
gen. 

Qualifikation und Tätigkeits­
profil der Ausbilder 

Die Ausbilder weisen ein deutlich 
besseres Qualifikationsprofil auf 
als der Durchschnitt der Erwerbs­
tätigen. 

Bei den nebenberuflichen Ausbil­
dern liegt der Anteil derjenigen, 
die eine weiterführende Schule ab­
solviert haben, bei 45 Prozent (er­
werbstätige Bevölkerung insge­
samt: 31 %); 30 Prozent haben die 
mittlere Reife, weitere 15 Prozent 
verfügen über die Hochschul-, zu­
mindest die Fachhochschulreife. 

Insgesamt 82 Prozent der neben­
beruflichen Ausbilder haben eine 
betriebliche Lehre absolviert (Er­
werbstätige insgesamt: 67 %), 4 
Prozent sogar mehr als eine. Weite­
re 10 Prozent haben zwar keine be­
triebliche, wohl aber eine schuli­
sche Berufsausbildung (also eine 
Fachschule einschließlich Hoch­
schulstudium) abgeschlossen, so 
daß von den Ausbildern nur 8 Pro­
zent, das ist nur einer auf zwölf, 
ohne formalen Berufsbildungs­
abschluß sind (Erwerbstätige ins­
gesamt: 25 %). 
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Übersicht 3: Bildungsprofil der Ausbilder 
(Erwerbstätige insgesamt zum Vergleich) 

Allgemeinbildender Schulabschluß: 

Hauptschule 
Mittlere Reife 
FHS-Reife, Abitur 
Kein Abschluß, keine Angabe 

Abgeschlossene Lehre: 
Insgesamt 
Davon: eine Lehre 

mehrere Lehren 
Keine Lehre 

Schulische Berufsausbildung: 

einjährige Berufsfachschule 
mehrjährige Berufsfachschule 
Schule für Berufe des Gesundheitswesens 
Beamtenausbildung 
Andere Fachschulen 
Fachhochschule 
Hochschule I U niv8rsität 

Meistemusbildung 
Technikerausbildung 

Weiterbildungsaktivitäten (1980-1985/86) 

Weiterbildungsbedarl 

Haupt-
amtliche 

Ausbilder 

39% 
21 % 
36% 

4 %  

71 % 
68% 

3 %  
29% 

3% 
1 9 %  

1 %  
6 %  
6 %  

1 1 %  
26% 

32% 
5 %  

45% 

6 1 %  

Neben-
berufliche 
Ausbilder 

54% 
30% 
15% 

1 %  

82% 
78% 

4 %  
18% 

3% 
14% 
3% 
6% 
5% 
5% 
8 %  

1 1 %  
3% 

4 1 %  

60% 

Erwerbs­
tätige 

insgesamt 

63% 
19% 
12% 
6% 

67% 
66% 

2 %  
33% 

3% 
1 1 %  

1 %  
3% 
3% 
3% 
7% 

4 %  
2% 

23% 

46% 

Quelle: BIBB/IAB-Erhebung 1986/86 (BIBB-Spezialteil) 

Dabei gibt es eine Reihe von Perso­
nen, die neben einer Lehre noch 
eine schulische Ausbildung, eine 
Fachschule (einschließlich Meister­
oder Technikerausbildung), Fach­
hoch- oder Hochschule oder eine 
Beamtenausbildung abgeschlossen 
haben. 

Stuft man die Befragten jeweils 
nach dem höchsten Berufsbildungs­
abschluß ein, so werden die Unter­
schiede im Bildungsniveau noch 
deutlicher. Von den nebenberufli­
chen Ausbildern haben (in Klam­
mern die Werte für die Erwerbs­
tätigen insgesamt): 
- 13 Prozent ein (Fach-)Hochschul­

bzw. Universitätsstudium absol­
viert (10 %); 

- 23 Prozent (10 %) einen Fach­
schulabschluß, darunter 11 Pro­
zent eine Meister-, 3 Prozent 
eine Technikerausbildung; 
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- 56 Prozent (55 %) eine betrieb­
liche Lehre absolviert; 

- 8 Prozent (25 %) keine abge­
schlossene Berufsausbildung. 

Bei den hauptberuflichen Ausbil­
dern ist der Anteil der höher Quali­
fizierten noch erheblich größer: 35 
Prozent haben einen akademi­
schen Abschluß, weitere 39 Pro­
zent einen Fachschulabschluß. Nur 
2 Prozent sind ohne Berufsausbil­
dung. 

Für Personen, die Ausbilderfunk­
banen wahrnehmen, ist die eigene 
Ausbildung offensichtlich von grö­
ßerer Bedeutung rur die aktuelle 
Tätigkeit als für Personen, die 
nichts mit der Ausbildung zu tun 
haben. So geben von den neben­
beruflichen Ausbildern, die eine 
betriebliche Lehre abgeschlossen 
haben, 40 Prozent an, sie könnten 

bei ihrer Arbeit "sehr viel" von 
dem, was sie in der Ausbildung ge­
lernt haben, verwerten; bei den 
hauptamtlichen Ausbildern sind 
das sogar 49 Prozent (Erwerbstäti­
ge insgesamt: 32 %). Nur "wenig" 
oder sogar ,,sehr wenig" profitieren 
von der eigenen Ausbildung 9 Pro­
zent der hauptamtlichen und 16 Pro­
zent der nebenberuflichen Ausbil­
der, aber 25 Prozent der Erwerbs­
tätigen insgesamt. Das hängt zum 
einen damit zusammen, daß bei 
den Ausbildern ein geringerer Be­
rufswechselanteil zu verzeichnen 
ist. Aber selbst von denen, die den 
Beruf gewechselt haben, können 
bei den Ausbildern mehr noch die 
Kenntnisse aus dem alten Beruf 
verwerten. 

Ein weiterer Indikator für die Be­
deutung der eigenen Ausbildung 
ist die Einschätzung, ob man die ei­
gene Tätigkeit auch mit einer ande­
ren oder geringeren Ausbildung 
ausüben könnte. 69 Prozent der ne­
benberuflichen Ausbilder - bei 
den hauptamtlichen sind das sogar 
87 Prozent - geben an, daß ihre 
aktuelle Position nur mit ihrer Qua­
lifikation auszuüben sei. Sie sind 
also qualifikationsadäquat einge­
setzt. 

Dies wird auch durch die Frage 
nach dem Hauptlernort der für die 
aktuelle Tätigkeit erforderlichen 
Qualifikationen bestätigt. Faßt man 
die betriebliche Berufsausbildung, 
die Fach- und Hochschulausbil­
dung zusammen (= formale Berufs­
qualifikation), so ergibt sich für die 
hauptamtlichen Ausbilder ein Wert 
von 77 Prozent, für die nebenberuf­
lichen Ausbilder 69 Prozent, ge­
genüber nur 51 Prozent bei den Er­
werbstätigen insgesamt. Das An­
lernen durch Kollegen spielt bei 
den Ausbildern (2 bzw. 7 %) im Ge­
gensatz zu den Nicht-Ausbildern 
(19 %) eine ganz unbedeutende Rol­
le. Und auch die Berufserfahrung 
(12 bzw. 15%) wird etwas geringer 
eingeschätzt als im Durchschnitt 
der Erwerbsbevölkerung (19%). 

Die bessere Qualifikation der Aus­
bilder spiegelt sich auch in ihrer 
beruflichen Stellung wider. An­
und ungelernte Arbeiter, die unter 

BWP 4/89 



Übersicht 4: Stellung im Beruf 

100% 

90% 

80% 

70% 

60% 

50% 

40% 

30% 

20% 

10% 

0 %  

Erwerbstätige 
insgesamt 

Hauptamtliche 
Ausbilder 

Nebenberufliche 
Ausbilder 

D Selbständige 

D qualif. Angestellte, 
gehobener Dienst 

• Meister 

• an-, ungelernte Arbeiter 

8 leitende Angestellte, höherer Dienst 

IIID einfache, mittlere Angestellte 
und Beamte 

EIl Fach-, Vorarbeiter 

Quelle: BIBB/IAB-Erhebung 1985/BEl (BIBB-3pezialteil) 

den Erwerbstätigen immerhin 21 
Prozent ausmachen, sind bei den 
Ausbildern kaum vertreten (3 %); 
von diesen haben sogar rund zwei 
Drittel eine abgeschlossene Be­
rufsausbildung. Die Ausbildung in 
den gewerblich-technischen Beru­
fen liegt vorwiegend in der Hand 
der Facharbeiter, Meister und der 
selbständigen Handwerksmeister. 
Unter den hauptamtlichen Ausbil­
dern sind die Facharbeiter aller­
dings deutlich unterrepräsentiert. 

Auch einfache Angestellte, em­
schließlich der Beamten im em-
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fachen und mittleren Dienst, sind 
nicht ihrem Gewicht in der Er­
werbsbevölkerung entsprechend 
vertreten. Ein Übergewicht haben 
dagegen die qualifizierten Ange­
stellten/Beamten im gehobenen 
Dienst und vor allem die Beamten 
und Angestellten in Leitungsfunk­
tionen bzw. im höheren Dienst. 

Offensichtlich sind bei der Ausbil­
dung zu einem hohen Anteil Perso­
nen in Leitungs- bzw. Vorgesetzten­
funktionen beteiligt. So geben 59 
Prozent der nebenberuflichen Aus­
bilder an, für Mitarbeiter eine Vor-
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gesetztenfunktion auszuüben; bei 
den hauptamtlichen Ausbildern 
sind das sogar 85 Prozent. Unter 
den Erwerbstätigen insgesamt 
macht diese Gruppe nur einen An­
teil von 27 Prozent aus. 

Die Ausbildung wird also vorwie­
gend an Arbeitsplätzen durchge­
führt, die eher eine qualitativ an­
spruchsvolle Tätigkeit erfordern. 
Dies zeigt sich auch bei einer Rei­
he von Indikatoren, die die Arbeits­
bedingungen erfassen. So wird 
von den Ausbildern deutlich häufi­
ger verlangt, daß sie "Verfahren 
verbessern oder etwas Neues aus­
probieren" . Sie werden ebenfalls 
signifikant häufiger " vor neue Auf­
gaben gestellt, in die man sich erst 
einmal reindenken oder einarbei­
ten muß" . Seltener sind sie bei ih­
rer Arbeit unmittelbar von Ent­
scheidungen ihrer Vorgesetzten 
abhängig oder ist "die Arbeits­
durchführung bis in alle Einzelhei­
ten vorgeschrieben' '. 

Allerdings stehen Ausbilder häufi­
ger als andere unter "starkem 
Termin- illld Leistungsdruck". Sie 
klagen deutlich häufiger über "Stö­
rungen und Unterbrechungen bei 
der Arbei!" . Außerdem werden sie 
durch , ,verschiedenartige Arbeiten 
oder Vorgänge, die sie gleichzeitig 
im Auge behalten müssen" sehr 
viel häufiger als die Nicht-Ausbil­
der beansprucht. Alle diese Indi­
katoren verweisen auf eine stärke-­
re Streßbelastung der Ausbilder 
hin, wobei offen bleibt, ob dies 
durch die Ausbildung verursacht 
wird. Ausbildung neben der nor­
malen Berufstätigkeit ist häufig 
eine zusätzliche Belastung, was nur 
selten entsprechend honoriert 
wird, gelegentlich aber auch eine 
Unterstützung bei der Erledigung 
der Arbeitsaufgaben. 

Eine wichtige Frage für die Quali­
tät der beruflichen Bildung ist es, 
ob die Ausbilder in der Lage sind, 
die mit den neueren technischen 
Entwicklungen - insbesondere 
die verstärkte Einführung pro­
grammgesteuerter Arbeitsmittel 
wie eNC-Technik, EDV usw. - zu­
sammenhängenden Qualifikatio­
nen zu vermitteln. Die auf der Basis 
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des auch hier verwendeten Daten­
materials der vom 8IBB/lAB her­
ausgegebenen Analysen zu "Neue 
Technologien: Verbreitungsgrad, 
Qualifikation und Arbeitsbedin­
gungen' '5) haben gezeigt, daß die 
Verbreitung prograrrungesteuerter 
Arbeitsmittel in den vergangenen 
Jahren deutlich zugenommen hat, 
daß sie aber noch längst nicht in 
dem Umfang eingesetzt werden, 
wie von manchen prognostiziert 
oder gefordert. 

1985/86 war erst gut jeder fünfte 
mit dieser Technik konfrontiert. Es 
muß als günstig für die Ausbil­
dungssituation gewertet werden, 
daß der Anteil der Anwender sol­
cher Arbeitsmittel unter den Aus­
bildern signifikant über dem der 
Erwerhspersonen insgesamt liegt, 
bei den nebenberuflichen Ausbil­
dern übrigens stärker als bei den 
hauptamtlichen. Dennoch ist man 
weit davon entfernt, daß alle Aus­
bilder, auch nicht für die Berufe, in 
denen diese Technik verstärkt zum 
Einsatz kommt, die entsprechen­
den Kenntnisse und Fertigkeiten 
vennitteln könnten. Solange die 
Technik nicht in allen Ausbildungs­
betrieben verfügbar ist, muß die 
Grundqualüizierung auf diesem 
Gebiet verstärkt durch Berufsschu­
len oder spezielle Bildungsträger 
(etwa überbetriebliche Ausbil­
dungseinrichtungen) erfolgen. Dar­
über hinaus wird in absehbarer 
Zeit die Qualiflzierung in Sachen 
Datenverarbeitung und Nutzung 
programmgesteuerter Arbeitsmit­
tel in erheblichem Umfang Gegen­
stand von Weiterbildung sein. 
Denn der Verbreitungsprozeß ist 
noch längst nicht abgeschlossen. 
Und die eigentliche Qualifizierung 
kann - sieht man einmal von dem 
Grundlagenwissen ab - ohnehin 
erst dann sinnvollerweise erfolgen, 
wenn auch ein Zugang zu dieser 
Technik am Arbeitsplatz gegeben 
ist. Dies trifft auch für die Ausbilder 
zu. So werden nicht nur EDV-, 
Grund- bzw. Spezialkurse mit am 
häuflgsten genannt, wenn nach be­
suchten Weiterbildungsveranstal­
tungen oder Kursen gefragt wird, 
es wird auch besonders häufig ein 
Weiterbildungsbedarf auf diesem 
Gebiet artikuliert. 
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Insgesamt haben die Ausbilder 
nicht nur im Schnitt eine bessere 
Ausbildung als die Erwerbstätigen 
insgesamt, sie erweisen sich auch 
als deutlich weiterbildungsaktiver. 
Zwei von fünf nebenberuflichen 
Ausbildern, bei den hauptamtli­
chen sogar noch etwas mehr, ha­
ben in den zurückliegenden 5 bis 6 
Jahren an einem Kurs/Lehrgang 
teilgenommen, der der berufli­
chen Fort-/Weiterbildung diente. 
Bei allen aktuell Beschäftigten be­
trägt diese Quote nur etwas mehr 
als halb so viel (23%). 

Neben der schon erwähnten Da­
tenverarbeitung zeigt sich, daß ein 
guter Teil der Ausbilder auch an 
Kursen zum Thema Personalwesen 
und zu Erziehungs- und pädagogi­
schen Fragen teilgenommen hat. 
Besonders aktiv waren auf diesem 
Gebiet die hauptamtlichen Ausbil­
der, vorwiegend die Lehrer. 

Die verstärkten Weiterbildungsan­
strengungen in der Vergangenheit 
bedeuten aber nicht, daß kein wei­
terer Weiterbildungsbedarf be­
stünde. Im Gegenteil: Auch der 
Weiterbildungsbedarf der Ausbil­
der liegt deutlich über dem der 
Berufstätigen insgesamt (60 % ge­
genüber 45 %). 

Es handelt sich bei den Ausbildern 
um eine besondere bildungsaktive 
Personengruppe.1l) Dies bietet die 
Chance, die Qualität der betriebli­
chen Ausbildung auch in Zukunft 
weiter zu steigern. Allerdings müs­
sen die Rahmenbedingungen ent­
sprechend gestaltet werden. Zum 
einen müssen entsprechende Wei­
terbildungsangebote vor Ort ange­
boten werden. Zum anderen ist 
eine verstärkte Förderung und Ab­
sicherung der Bildungswilligen ge­
rade in den Problembereichen 
(Kleinbetriebe) notwendig. 

Anmerkl.Ulgen 

') Es handelt sich hier um eine Teilslichprobe 
(BIBB-Spezialteil) einer gemeinsam mit dem In­
stitut für Arbeitsmarkt- und Berufsfom:Jhung der 
Bundesanstalt rur Arbeit durchgeführten Erhe­
bUIl9 (BIBB/IAB-Erhebung 1985/86). Einen 
Oberblicl: über die Methode gibt R. Jansen: In­
fmmationen zum Fbrschungsprojelct 1.063: Er­
werb und Verwertunl} beruIlicher Qualifikatio­
nen - eine Wiederholungsuntersuchuilg der 

BIBBIIAB-Erhebung von 1979. In: BWP, 16 (19S7). 
Heft 2, S. 61-63. 

') 1m Unterschied hierzu bezieht sich die amtliche 
Statistik lediglich auf die von den Betrieben bei 
den zuständigen Stellen gemeldeten verantwort­
lichen Au.sbüder (vgl. Berufsbildungsberichte, 
jeweils Kap. 8). 

') Vgl. Berufstlildungsbericht 1988, S. 129. 

<) Das heißt natürlich nicht. daß Auszubildende 
nicht mit solchen Aufgaben betraut werden. 
Dies war nicht Gegenstand der zugrunde lie­
genden Erhebung, bei der Auszubildende aus­
geklammert 'Haren. 

'} Erschienen in der Reihe Beiträge zur Arbeits­
marlct- und Berufsforschuuq (BeitrABj Band 118, 
Nitrnberg 1987. 

') Allerdings besagt die Gegenüberstellull9 der 
Gruppen noch nicht, daß dies mit der Au.sbü­
derfunktion zusammenhanQ!. Diese Unterschie­
de sind im wesentlichen durch die Statusstruk­
tur der Ausbildergruppe begründet, daß nur 
weni" UnqualifIZierte, die sich nur in "erin"em 
UmfanQ an Weiterbildung beteiligen, unter den 
Ausbildern zu finden sind. 
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Was Worte bewirken 
Erfahrungen mit Weiterbildungsmaterialien für Ausbilder 

Peter-Jürgen Schneider IReinhard Selka 

Der Bereich Ausbilderförderung des Bundesinstituts für Berufsbildung entwickelt Weiterbil­
dungsmaterialien für betriebliche BerufsausbJlder. ') Diese Materialien werden in schriftli­
cher Form als jeweils dreiteiliges "Seminarpaket" veröffentlicht, mit dessen Hilfe Weiterbil­
dungsanbieter und Betriebe Seminare für AusbilderE) planen und durchführen kÖllilen, 

Die Konzeption, die hinter der Entwicklung dieser Seminarpakete steht, begr(i.ndet sich ei­
nerseits in Hypothesen über den Bedarf an Weiterbildungsmaterialien, deren Einsatzmäg­
lichkeiten und erreichbare Wirkungen: andererseits war selbstverständlich der Handlungs­
rahmen zu beruckBichtigen, der durch die Integration dieser Arbeiten in das Bundesinstitut 
für Berufsbildung gegeben ist. Nachdem nun das Seminfl.rkonzept "Leittexte - ein Weg zu 

selbständigem Lernen" seit ca. zwei Jahren verfügbar ist, war zu vennuten, daß genügend 
Praxiserfahmngen vorliegen, um mit den Mitteln einer schriftlichen Befragung Aufschluß 
über die Tragfahigkeit einiger Arbeitshypothesen zu gewinnen. 

Peter-Jürgen Schneider 
Friedrichsdorfer Büro für BildunQsplanunQ; Pro­
jektleiter bei mehreren Modellversuchen zur Leit­
text-Methode. 

Überlegungen zur Konzeption 
des Seminarkonzepts 
"Leittexte" 

Der Begriff Leittext hat in der Fach­
öffentlichkeit einen hohen Bekannt­
heitsgrad. Er ist positiv besetzt mit 
Assoziationen wie " modeme Aus­
bildung", "Vermittlung von Schlüs­
selqualifikationen" , " Antwort auf 
Probleme bei der Umsetzung neu­
geordneter Berufe' I und dgl. Er ist 
jedoch z. T. auch negativ besetzt, 
z, B. mit Vorstellungen wie "einge­
schränkt auf Metallausbildung" , 
"nur für Großbetriebe", "immen­
ser Aufwand". Auch Mißverständ­
nisse sind häufig zu beobachten: 
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Reinhard Seil:a 
Diplom-Soziologe; wissenschaftlicher Mitarbeiter 

in der HauptabteilunQ 2 ,Curriculumforschung" 
des Bundesinstituts für Berufsbildung mit den Ar­
beitsschwerpunkten Ausbilderförderung, Weiter­
bilduilQskonzepte für die betriebliche Weiterbil­
dung_ 

So werden Leittexte nicht selten als 
eine besondere Form der pro­
grammierten Unterweisung ange­
sehen, und folgerichtig verspricht 
man sich (oder befürchtet) Rationa­
lisierungsmöglichkeiten. 

Die Vehemenz dieser Diskussion 
kommt nicht von ungefähr, stehen 
doch Ausbilder im Augenblick unter 
erheblichem Handlungsdruck hin­
sichtlich der an sie gestellten For­
derung' verstärkt "Schlüsselquali­
fikationen" zu vermitteln. Dafür 
gibt es eine Reihe von Gründen, 
die sich am besten anhand der Ent­
wicklung dieser Diskussion nach­
zeichnen lassen: 
Bereits seit etwa einem Jahrzehnt 
sind in der Industrie technologisch 
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induzierte Veränderungen im Gan­
ge, die gravierende Auswirkungen 
auf die Kompetenz der Beschäftig­
ten haben. In einigen Unterneh­
men wurden daraus sehr bald Kon­
sequenzen gezogen, indem - z. T. 
im Rahmen von Modellversuchen 
- neue Ausbildungsmethoden ent­
wickelt und eingesetzt wurden, de­
ren Ziel die Entwicklung von Hand­
lungskompetenz ist. Die Ergebnis­
se dieser Entwicklungen sind nun 
z. B. in die neuen Ausbildungsord­
nungen für die Metall- und Elektro­
berufe eingegangen. Damit ist all­
gemein die Bedeutung der Hand­
lungskompetenz als zukunftsorien­
tierte Qualifikation anerkannt wor­
den. 

Leittexte werden - bei aller Skep­
sis - als eine mögliche Antwort auf 
diese Herausforderung an die Aus­
bildung gesehen, um neben den 
fachlichen Inhalten z. B. auch 
Planungs- und Kontrollvermögen 
systematisch zu vermitteln, Sie sind 
jedenfalls mit dieser Zielsetzung 
über Jahre erprobt und weiterent­
wickelt worden. Diese Herausfor­
derung war bereits bei der Kon­
zeption des Seminarpaketes sicht­
bar, hat sich jedoch seither noch 
verschärft. 

Bei der Konzipierung dieses Semi­
narpaketes war noch ein zweites 
Faktum zu berücksichtigen: 
Der Einsatz von Leittexten wird 
häufig als "Methode" bezeichnet; 
dies führt jedoch zu Mißverständ­
nissen. Der Umgang mit Methoden 
wird gemeinhin als geradezu klas­
sisches Seminarthema angesehen: 
Teilnehmer können hier Informatio­
nen aufnehmen und Verhaltenswei­
sen üben, die sie an ihrem Arbeits­
platz unmittelbar verwerten kön­
nen, 

Anders bei den Leittexten : 
Zwar erfordert auch ihr Einsatz 
Veränderungen in der Kommunika­
tionsstruktur zwischen Ausbilder 
und Auszubildenden, aber es sind 
darüber hinaus eine Reihe von 
Rahmenbedingungen erforderlich, 
die den Handlungs- und Entschei­
dungsspielraum eines Seminarteil­
nehmers in der Regel weit über­
schreiten. Hinter der "Leittextme-
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thode" steht also eine veränderte 
Ausbildungsorganisation. Die Ein­
führung einer leittextorientierten 
Ausbildung kann daher als Prozeß 
der Organisationsentwicklung im 
Ausbildungswesen bezeichnet wer­
den. 

Konsequenzen für 
die Konzeption des 
Seminarpakets 

Für die Konzeption des Seminarpa­
kets "Leittexte" ergaben sich aus 
diesen Überlegungen Gründe, ei­
nen extrem einseitig erscheinen­
den Standpunkt einzunehmen : 
Seminarmaterialien für die Hand 
Dritter sind immer in der Gefahr, 
entgegen den Intentionen des Au­
tors eingesetzt zu werden. Da zum 
Zeitpunkt des Erscheinens des Se­
minarpakets die Fachäffentlichkeit 
noch wenig über die Zusammen­
hänge von Methoden und Ausbil­
dungsorganisation und die damit 
verbundenen praktischen Konse­
quenzen für den Leittexteinsatz in­
formiert war, war aus Sicht der Au­
toren ein - sicherlich häufig gut­
gläubiger - Mißbrauch zu be­
fürchten: Bei einer Reduzierung 
des Seminarkonzepts auf reine In­
formationsveranstaltungen über 
" Leittexte" würden die Teilnehmer 
zwar vermutlich verstehen, was es 
mit diesen auf sich hat, mit den 
Realisierungsschwierigkeiten wür­
den sie jedoch alleingelassen wer­
den. Die daher zu erwartende prak­
tische Wirkungslosigkeit einer Se­
minarteilnahme würde jedoch ne­
gativ zurückfallen sowohl auf den 
Begriff "Leittext" wie auf das kon­
krete Seminarkonzept. 

Aus diesem Grunde wurde auf die 
Beschreibung von Informations­
und Trainingsveranstaltungen voll­
ständig verzichtet. Zwar wurden im 
Referentenleitfaden des Seminar­
pakets eine Vielzahl von Vorlagen 
für Arbeitstransparente abge­
druckt, sie blieben jedoch unkom­
mentiert, und es wurden keine 
Empfehlungen für ihren Einsatz 
ausgesprochen. Statt dessen erhält 
der Referent die Beschreibung 
eines möglichen Implementations-
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prozesses des Leittextkonzepts in 
eine bestehende Organisations­
struktur. 

Im Veranstalterinfo, das einen po­
tentiellen Veranstalter mit allen er­
forderlichen Informationen und 
Hilfsmitteln zur Seminardurchfüh­
rung ausstatten soll, wurde auf ei­
nen Ausschreibungstext verzichtet. 
Statt dessen wurden zwei Informa­
tionsschriften konzipiert, die sich 
an Ausbildungsleiter bzw. an be­
triebliche Entscheidungsträger 
wenden. 

Die dahinter stehende Absicht war, 
den "Veranstalter" in die Rolle 
eines Anbieters von einzelbetrieb­
licher Prozeßhilfe zu drängen und 
ihn dabei zugleich zu unterstützen. 

Die Sachinformationen zum Thema 
Leittexte wurden in der Teilnehmer­
unterlage gebündelt und mit exem­
plarischen Leittexten aus drei Un­
ternehmen ergänzt. Auf diesem 
Wege wurde das Informationsbe­
dürfnis der Fachäffentlichkeit be­
friedigt, die - bis zum heutigen 
Tage - auf keine andere zusam­
menfassende Darstellung des Leit­
text-Konzepts zurückgreifen kann. 

Die Durchführung der 
Befragung 

In den Jahren 1987 und 1988 wur­
den insgesamt 1 709 vollständige 
Seminarpakete ausgeliefert. Dar­
über hinaus gab es Nachbestellun­
gen von Teilnehmerunterlagen im 
Umfange von 1 518 Exemplaren.3) 

Im Auftrag des Bundesinstituts für 
Berufsbildung ermittelte das Fried­
richsdorfer Büro für Bildungspla­
nung im Rahmen einer schriftli­
chen Befragung den Verbleib, die 
Verwendung und die Wirksamkeit 
des Materials, Ziel der Untersu­
chung war es, Aufschluß über die 
Richtigkeit bzw. Problematik der 
Konzeption des Seminarmaterials 
zu erhalten. Insbesondere sollte er­
mittelt werden, ob 
- die Inhalte des Seminarkonzepts 

den Wünschen der Erwerber 
entsprachen, 

- die Konzeption (Organisationsent­
wicklung) angenommen wurde 
und zu sachgerechten Verwen­
dungszusammenhängen führte, 

- die Materialien in der vorgese­
henen Weiße verwendet wurden, 

- die Aufteilung auf drei Teilbän­
de den Nutzerinteressen diente. 

Daneben sollte die Befragung 
Empfehlungen für die Gestaltung 
künftiger Materialien erbringen. 

Die Erwerber des 
Seminarpakets 

Aus den eingegangenen fragebo­
gen geht hervor, daß das Material 
zu 69 % durch einen Ausbildungs­
betrieb, eine Außer- oder Überbe­
triebliche Einrichtung oder eine 
Berufsbildende Schule erworben 
wurde. Rechnet man dieser Zahl 
die 5 % Erwerber mit dem Tätig­
keitsbereich "Beratung" hinzu, da 
diese in Verbindung mit Ausbil­
dungseinrichtungen tätig werden, 
dann hat das Seminarpaket die vor­
gesehenen Zielgruppen (74 % Re­
präsentanz) tatsächlich erreicht. 

Bei den Erwerbsgründen domi­
niert das "allgemeine Interesse an 
Ausbildungsmethoden" . Dies ist 
vermutlich darauf zurückzuführen, 
daß im Jahre des Erscheinens des 
Seminarpakets (1987) in Verbin­
dung mit den zur gleichen Zeit in 
Kraft getretenen neuen Ausbil­
dungsordnungen für die industriel­
len Metall- und Elektroberufe die 
Fachwelt auf breiter Front über 
Methodenfragen zu diskutieren 
begann. Überraschend hoch lag 
jedoch auch der Anteil derjenigen, 
die "eine Anleitung zur Erstellung 
eigener Leiuexte" suchten, Offen­
sichtlich ist das Seminarpaket ge· 
nau zu dem Zeitpunkt auf den 
Markt gekommen, an dem das all­
gemeine Interesse am Schlagwort 
"Leittexte" in konkrete Handlungs­
absichten bei vielen Ausbildungs­
einrichtungen umschlug. Die Neu­
ordnung von Berufen, die - für 
sich gesehen - an dritter Stelle 
der ErwerbsQIÜnde genannt wird, 
dürfte somit ein treibendes Motiv 
für den Erwerb gewesen sein. 
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An:zahl Antworten 

Ein großer Teil der Erwerber sah 
sich vermutlich vor der konkreten 
Aufgabe, die Ausbildung umzuge­
stalten und suchte nach erprobten 
Konzepten hierfür. Für diese Ziel­
gruppe war die Konzeption des Se­
minarpakets richtig gewählt. Dane­
ben gab es eine weitere große Er­
werbergruppe, die sich aus allge­
meinem Interesse an Ausbildungs­
methoden informieren wollte. Für 
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diese Käuferschicht war zum da­
maligen Zeitpunkt keine vergleich­
bare Information über Leittexte er­
hältlich (was sich bis heute kaum 
geändert hat). Diese Gruppe such­
te also weder ein Seminarpaket 
noch eine Handlungsanleitung, 
sondern "Fachliteratur zum The­
ma' '. Auch sie hat jedoch das Kon­
zept ingesamt positiv aufgenom­
men. Dies dürfte auf die Beschrei-
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bung der theoretischen Hinter­
gründe der Leittextmethode sowie 
die zahlreichen im Material enthal­
tenen Beispiele erprobter betrieb­
licher Leittexte zurückzuführen 
sein. 

Die Beurteilung durch 
die Erwerber 

Als größte der erreichten Ziel­
gruppen des Seminarpakets erwie­
sen sich Ausbildungseinrichtungen 
(Betriebe, außer- und überbetrieb­
liehe Einrichtungen und Schulen). 
Dieser Erwerberkreis bejahte zu 
knapp der Hälfte die Frage "Ent­
sprach das Seminarkonzept alles in 
allem Ihrer mit dem Erwerb ver­
bundenen Erwartung?". Nur weni­
ge sahen sich in ihrer Erwartung 
enttäuscht. Der recht hohe Anteil 
von Erwerbern, deren Erwartun­
gen nur teilweise erfüllt worden 
sind (weitere 45 %), deutet auf Mög­
lichkeiten zur Optimierung des Ma­
terials hin. 

Die Grenzen sind dabei durch die 
Heterogenität der Erwerbergrup­
pen gezogen; es bildeten sich ins­
besondere bei zwei Abnehmer­
gruppen entgegengesetzte Interes­
sen: Während Erwerber aus dem 
wissenschaftlichen Bereich eine 
gründlichere theoretische Fundie­
rung erwartet haben, wird aus dem 
Kreis der Ausbildungseinrichtun­
gen diese eher als gut eingestuft, 
dagegen wird hier eher eine ver­
tiefte Anleit ung zur praktischen 
Umsetzung erwartet. 

Nutzung des Seminarpakets 
im Sinne von 
Organisationsentwicklung 

Die Erwerber aus der Gruppe Be­
triebe, Über- und Außerbetrieb­
liche Einrichtungen und Berufsbil­
dende Schulen wurden gefragt, 
welche organisatorischen Maßnah­
men sie zur Stützung der Umgestal­
tung ihrer Ausbildung aufgegriffen 
haben bzw. aufgreifen wollen. Die 
Antworten wurden in eine Rangfol­
ge gebracht: 
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3. Anregungen aufgegriffen 
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Ganz vom stehen dabei die Leittext­
ersteIlung und die Weiterbildung 
der Ausbilder über neue Ausbil­
dungsmethoden. In engem Zusam­
menhang mit der Leittextmethode 
steht die Bildung von Lerngrup­
pen, so daß deren häufige Nen­
nung nicht verwundert. Überra­
schend deutlich fällt auch die "Ver­
stärkung der Planungstätigkeit der 
Auszubildenden" aus. Hier mag 
sich die Festschreibung dieser Tä­
tigkeit in den neuen Ausbildungs­
ordnungen stark ausgewirkt ha­
ben, vielleicht weniger das Mate­
rial selbst. Ähnlich dürften die Aus­
sagen zur Projektausbildung zu in­
terpretieren sein, 

Recht hohe Werte sind auch auf die 
Anregung zur Selbstbewertung 
durch Auszubildende zu verzeich­
nen sowie auf die Möglichkeit der 
Umgestaltung von Lehrgängen un­
ter Nutzung von Elementen der 
Leittextmethode. 

Vergleichsweise gering waren da­
gegen die Nennungen der Punkte 
" Zusammenhänge zwischen flexi-
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bIeren Ausbildungszeiten, Förder­
und Stützmöglichkeiten und darauf 
bezogenen Lernzielkontrollen" . 

Dies läßt den Schluß zu, daß das 
Organisationskonzept der Leittext­
methode in diesem Bereich nur un­
zureichend erkennbar geworden 
ist und daß wegen fehlender Im­
pulse auf diesen Gebieten durch 
die Neuordnung kein größerer 
Handlungsbedarf gesehen wurde. 
Bei einer überarbeitung des Mate­
rials wäre daher hier ein besonde­
rer Akzent zu setzen. 

Von den 194 Ausbildungsstätten, 
die sich an der Befragung beteiligt 
haben, haben 112 bereits Leittexte 
eingeführt oder planen ihre Einfüh­
rung (58 %). Viele nutzen dabei das 
Seminarpaket bzw. wollen es nut­
zen. Der Anteil schwankt zwischen 
etwa 50 % bei den Betrieben und 
knapp 80% bei den überbetriebli­
chen Einrichtungen. Bei diesen Er­
werbern kam also der Ansatz des 
Pakets zum Tragen, Organisations­
entwicklung zu empfehlen und zu 
stützen, da 

- die Erwerber das Seminarkon­
zept offenbar zu konkreten Ver­
änderungen in ihrer Ausbildung 
eingesetzt haben bzw. dies tun 
wollen und 

- weil sie gleichzeitig dabei in der 
Regel mehrere ausbildungs­
organisatorische Elemente der 
Leittextmethode realisieren wol­
len, 

Konsequenzen 

Die Evaluation des Seminarkon­
zepts hat ergeben, daß offenbar 
ein Bedarf an Unterlagen besteht, 
mit deren Hilfe Ausbildungsein­
richtungen und Ausbildungsabtei­
lungen von - zumindest größeren 
- Unternehmen organisationsge­
stützte Entwicklungsprozesse durch­
führen können. In welchem Maße 
dabei - wie im Seminarpaket emp­
fohlen - externe Organisationsbe­
rater in Anspruch genommen wur­
den, läßt sich durch eine schrift­
liche Befragung wie diese nicht 
unmittelbar aufhellen. 

Zwar hat sich bestätigt, daß hinter 
den Erwerbern des Seminarpakets 
tatsächlich weit überwiegend ge­
nau diejenigen Personengruppen 
stehen, für die das Konzept ent­
wickelt wurde, aber es muß gleich­
zeitig vermutet werden, daß die 
konkrete Verwendung der Mate­
rialien in sehr unterschiedlicher 
Weise geschah. 

Die verschiedenen Elemente des 
Seminarpakets (z, B. die Informatio­
nen für bestimmte Zielgruppen) 
wurden alle - wenn auch unter­
schiedlich häufig - genutzt. An 
der Konzeption wurde keine 
grundsätzliche Kritik laut, Verbes­
serungsvorschläge bezogen sich 
durchweg auf Details. 

Bei der vorgesehenen Überarbei­
tung des Seminarkonzepts "Leittex­
te' , wird daher die Konzeption nicht 
verändert werden. Dagegen wer­
den 
- aktuelle Entwicklungen zu be­

rücksichtigen sein, insbesonde­
re bei den Beispielen aus der 
Ausbildungspraxis, 
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- einige Aspekte des Leittextkon­
zepts stärker herauszuarbeiten 
sein, die insbesondere die Flexi­
bilität und individuelle Stützung 
von Auszubildenden betreffen, 

- Möglichkeiten des Einsatzes für 
kleinere Unternehmen beson­
ders zu behandeln sein, 

- die Informationsmaterialien im 
Referentenleitfaden stärker 
strukturiert sein und 

- die Vorurteile und Ängste, die 
sich mit dem Begriff "Leittext' , 
verbinden, zu behandeln sein. 

Die Wirkung des Wortes "Leittext" 
auf die Berufsbildung hat sich als 
hoch erwiesen - immerhin hat et­
wa ein Drittel der Erwerber das 
Material unmittelbar zur Verände­
rung von Ausbildung genutzt. Es 
wäre sicherlich vermessen, anzu­
nehmen, daß diese Aktivitäten 
nicht auch ohne die Lektüre des 
Seminarpakets begonnen worden 
wären; es darf jedoch unterstellt 
werden, daß orientierende und ak­
tivitätsstützende Impulse von ihm 
ausgegangen sind. 

Anmerkunoen 

L) Zum konzeptionellen Rahmen siehe BWP. Heft 
5/86. 8. 165ff.; zur Ausoestaltuno und zu einzel­
nen Themen siehe GBp, Heft 6/87. S, 112ff. 

'l Auf Wunsch der Redaktion sei hier angemerkt. 
daß auch den Autoren die Problematik einer 
männlich-dominierenden Berufsbezeichnuno 
bewußt ist, Sie wird im folgenden dennoch ver­
wendet - wie das Gesetz es befiehlt (§6 Abs. I 
2 BBiG), 

,) Insgesarnt wurden I 316 F'regeboQen an vom 
BIBB vorgegebene Adressen versandt. Aus dem 
Gesamtverzeichnis der Empfänger wurden le­
diglich diejenigen herausgenommen, bei denen 
von vornherein mit keiner eiqsnständiqen Nut­
zunQ zu rechnen war (1.,_ ß Buchhandlungen). 

') Die Rücksendung der aUSlJeflillten Fraoebot;;en 
anolgte anonym. Insoesamt konnten 281 frage­
bogen ausgewertet werden (21,4 %), Soweit ab­
schätzbar, dürften die Antworten repräsentativ 
hinsichtlich der in der Auswertung beIÜCksich­
tiQ\en ErwerbeIQ"Tuppen sein. LediOlich die 
Käufer von Gewerkschaftsseite sind mit nur drei 
Rücksendungen so weit unterrepräsentiert (An­
teil an den Käufern ca, 4,5%), daß ihre Berück­
sichtigung nicht möglich war 
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Soziale Realität und pädagogischer 
Weiterbildungsanspruch 

Zur Qualifikation von Ausbildern/innen im Selbstverständnis 
von Unternehmen 

Ingeborg Weilnoock-Buck 

Vor dem Hintergrund des technologischen und arbeitsorganisatorischen Wandels wird die 
Frage nach einem zeitgemäßen Konzept pädagogischer Weiterbildung von Allsbildem/innen 
aktuell. In diesem Zusammenhang ist das Selbstverständnis von Unternehmen eine wesent­
liche Bezugsgröße zur Bestimmung von Bedarf und QuaIitm der Weiterbildung. Das jeweilige 
Selbstverständnis bedingt eine je besondere Verarbeitungs- und Sichtweise dessen. was als 
Untemehmensrealität gilt. Sie findet in der Gestaltung von Technik. Arbeit und Bildung ih­
ren Ausdruck. Im folgenden werden zwei ModeIle zur Diskussion gestellt, die eine je unter­
schiedliche soziale RealiUit in den Unternehmen konstituieren und pädagogische Weiterbil­
dung verschieden akzentuieren. Den Erfahrungshinrergrund dieser theoretischen Ober­
legungen bilden Expertengespräche, die im Rahmen eines Forschungsprojektes zur päd­
agogischen Weiterbildung von Ausbildern/innen in Industrieunternehmen durchgefiihrt 
wurden. 

Inoeborg Weilnböck-Buck 
Diplom-Soziolooin; wissenschaftliche Mitarbeite­
rin in der Hauptabteilung 2 .Curriculumfor­
Behung" des Bundesinstituts für Berufsbildung; 
Schwerpunkt: F\lrsonal in dar beruflichen Bildullg", 

Zur Gestaltbarkeit von 
Technik, Arbeit und Bildung 

Die gesellschaftlichen Verände­
rungen, die technischen und orga­
nisatorischen Rationalisierungen 
sowie die Veränderungen von Tä­
tigkeitsstrukturen und Arbeitsin­
halten haben auch die Diskussion 
um die pädagogische Weiterbil­
dung der haupt- und nebenberuf­
lich tätigen Ausbilder/innen neu 
belebt. 

Angesichts des sowohl individuell 
als auch institutionell tiefgreifen­
den Wandels der Arbeitsgesell­
schaft stehen Dimensionierung, 

Differenzierungsgrad und Anfor­
derungsniveau von Planungs- und 
Vennittlungsleistungen aller an be­
trieblichen Bildungsprozessen be­
teiligter Personen zur Diskussion, 
So sind in der Folge veränderter 
Qualifikationsanforderungen, kom­
plexer Aufgabenbündelung, unter­
schiedlicher Mensch-Maschine­
Schnittstellen und computerisierter 
Arbeitsvernetzung nicht nur orga­
nisatorische und curriculare, son­
dern auch arbeitsdidaktische, 
-methodische sowie berufspädag0-
gische Fragen Teil der gegenwärti­
gen Ungewißheitsbewältigung der 
Berufsbildungspraxis geworden. 

Die neuen Technologien haben 
eine prinzipielle Offenheit der Ge­
staltungsräume im Spannungsfeld 
von Technik, Arbeit und Bildung 
erzeugt. I) Dies läßt das Selbstver­
ständnis des jeweiligen Unterneh­
mens in seiner Wirkung als ent­
scheidende soziale und normative 
Definitionsinstanz deutlicher als 
bisher sichtbar werden: Nicht nur 
das Technikkonzept, auch der Stel­
lenwert menschlicher Arbeit in 
computerisierten Arbeitsprozes­
sen sowie ihre Bildung können 
nicht mehr umstandslos als Folge 
von " vorgegebenen" technologi­
schen Konzepten dargestellt wer­
den. Die Unternehmen müssen 
sich entscheiden, welche Kombina­
tion von Technologie und mensch­
lichen Arbeitsfähigkeiten und wel­
ches Bildungskonzept sie realisie-
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ren und vertreten wollen, Dabei 
konkurrieren alle Überlegungen 
zur Neukonzeption mit tradierten 
und fortgeschriebenen Zugangs­
weisen 
- eines technologischen Determi­

nismus', in dessen Argumenta­
tionskette alle Gestaltungsmög­
lichkeiten dem Diskurs entzo­
gen sind, da es nur die Vorstel­
lung des "einen besten Weges" 
gibt und 

- emes instrumentalisierenden 
Verfügungswillens, in dessen 
pragmatischem Credo auch das 
Wissen um Fbrm und Inhalt von 
Arbeit und Bildung immer schon 
gesetzt und die Zugangsmög­
lichkeiten zu Kenntnisumfang, 
Fähigkeitsentwicklung und Bil­
dungsniveau der Beschäftigten 
definiert sind. 

Als Mechanismen zur Reduktion 
technologischer und sozialer Kom­
plexität mögen diese Zugangswei­
sen bis in die jüngste Vergangen­
heit funktional gewesen sein. Heu­
te ist allerdings zu fragen, ob sie 
zur Bearbeitung des gegenwärti­
gen Umbruchs nicht kontraproduk­
tiv werden:  Sie disziplinieren, ja 
passivieren humane und kreative 
Potentiale; sie vernachlässigen den 
Initiativreichtum und die arbeits­
prozeßbezogene Phantasie, die im 
Praxisfeld entsteht und auf Praxis 
gerichtet ist; sie blockieren oder 
verhindern die Reflexion von Wahl­
möglichkeiten der Techniknutzung, 
und sie ignorieren die damit ein­
hergehenden nachhaltigen Aus­
wirkungen auf die Entwicklung der 
Gesellschaft. 2) 

Entwicklungslinien 
veränderter Qualifikations­
anforderungen 

Aus der gegenwärtigen Debatte 
über die Folgen des Wandels in in­
dustrieller Produktion und Dienst­
leistung erscheinen im Hinblick auf 
den pädagogischen Weiterbil­
dungsbedarf die folgenden Verän­
derungen besonders wichtig: 
- Der Zuschnitt von Berufsarbeit 

verliert seinen Gewißheitscha-
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rakter und seine kollektive Gül­
tigkeit; er gerät in unmittelbare 
Abhängigkeit des "elastischen 
Potentials"3) der neuen Techno­
logien. Vermittelt über die 
Marktchancen und Techniknut­
zungskonzepte der Unterneh­
men werden Kenntnisse, Fertig­
keiten und Wertorientierungen 
zugunsten unternehmenstypi­
scher Bildungs- und Arbeitsphi­
losophien relativiert. Als Folge 
der Entstandardisierung von Ar­
beit ändert sich das Verhältnis 
von Spezialwissen zugunsten 
von Basiswissen; verliert Detail­
geschick an Bedeutung zugun­
sten eines organisatorisch-tech­
nologischen Systemverständnis­
ses und der Adaptionsfähigkeit 
zukünftiger Entwicklungsrich­
tungen; ist Regelbewußtsein ein­
zubetten in reflexive Identitäts­
leistungen. 

- Die technologischen, arbeitsor­
ganisatorischen und marktbe­
dingten Innovationszyklen wer­
den immer kürzer. Damit erhöht 
sich die Geschwindigkeit, mit 
der Qualifikationen veralten und 
durch Erfahrung gewonnene 
Verhaltens- und Handlungssi­
cherheiten brüchig werden. Der 
Dynarnisierung des Wandels 
folgt so ein fortwährender Druck 
auf die Verlem- und Lernbereit­
schaft, auf die Fähigkeit zum 
Umgang mit Unsicherheit und 
Ungewißheit, auf das Engage­
ment zur curricularen und in­
haltlich-methodischen Reformu­
lierung von beruflicher Bildung 
und auf die Modifikationsbereit­
schaft im Hinblick auf Rollenent­
würfe in pädagogischen Verrnitt­
lungsprozessen. 

- Fachinhaltlich-interdisziplinäre, 
interkulturelle und ökologische 
Kenntnisse sowie die Kompetenz 
zur Kommunikation und Koope­
ration über Fach-, Berufs- und 
Sprachgrenzen hinweg gewin­
nen zunehmend an Bedeutung. 
Kenntnisse über technologische 
und gesellschaftliche Zusam­
menhänge, über soziale Struktu­
ren und interaktive Prozesse 
werden deshalb zur notwendi­
gen Voraussetzung von berufli-

eher Handlungskompetenz, Die­
ses Wissen muß in Bildungspro­
zessen reflexiv verfügbar ge­
macht und mit den Bedingun­
gen, Formen und Inhalten von 
Berufserfahrung vermittelt wer­
den. Erst dann entstehen für die 
Beschäftigten konkrete Chan­
cen einer historisch angemesse­
nen Mitgestaltung von Arbeit 
und einer selbstbewußten An­
eignung von Kompetenz mit ho­
hem Transfercharakter. 

- Die fortschreitende Freisetzung 
der Individuen aus tradierten 
Lebensformen und Sinnsyste­
men erweitert die Handlungs­
spielräume der einzelnen, er­
zeugt aber zugleich neuen Risi­
ken, Ängste und Orientierungs­
probleme. 4) Insbesondere für 
die Jugendlichen bedeutet die 
Erfahrung einer bruchig gewor­
denen, kollektiv nicht mehr ab­
gestützten Form des Erwachsen­
werdens eine doppelte Gefähr­
dung: Zur allgemeinen Unsicher­
heitserfahrung addiert sich die 
Notwendigkeit, sich einen ris­
kanten, nicht überschaubaren, 
individuellen Weg für Selbst­
entwurf und Lebensplanung zu 
wählen. An die berufs- und ar­
beitspädagogische Praxis stel­
len sich damit neue Anforderun­
gen im Hinblick auf eine diffe­
renzierte soziale Wahrnehmung 
und eine individuell nuancierte 
Motivierung und pädagogische 
Begleitung der Jugendlichen.5) 

Vor dem Hintergrund dieser Skizze 
wird betriebliche Berufsbildung 
als einer jener sozialen Orte er­
kennbar, an denen nicht nur fach­
liche Kenntnisse und Fertigkeiten 
vermittelt und Berufsfahigkeiten 
ausgeprägt werden, sondern ge­
sellschaftliche Veränderungen be­
arbeitet und human-soziale Erfah­
rungen interpretiert und wechsel­
seitig verständlich gemacht wer­
den können. So gesehen, wird ein 
ganzheitliches Bildungsverständnis 
sowie eine personadäquate Diffe­
renzierung im pädagogischen Den­
ken und Handeln zu einem zentra­
len Erfordernis der betrieblichen 
Bildungsarbeit von Ausbildern/ 
mnen. 

BWP 4/89 



Zum Selbstverständnis 
von Unternehmen 

Ob und wieweit nun allerdings die­
se veränderten Anforderungen in 
Qualifizierungs- und Bildungspro­
Z88se und damit in einen Bedarf an 
Weiterbildung betrieblicher Aus­
bilderlinnen umgesetzt werden, 
hängt wesentlich vom Selbstver­
ständnis des Unternehmens ab. In 
ihm drückt sich paradigmatisch 
eine in sozialen Handlungszusam­
menhängen begründete und auf 
Handlungen gerichtete Intentiona­
lität aus. Das jeweilige Selbstver­
ständnis bedingt eine je besonde­
re Verarbeitungs- und Sichtweise 
dessen, was als Unternehmensrea­
lität betrachtet wird. Die so "einge­
fangene" Realität findet in der Ge­
staltung von 'Technik, Arbeit und 
Bildung ihren Ausdruck. In ihr sind 
Annahmen über den Charakter 
von Veränderungen und die Ange­
messenheit von Problemlösungs­
strategien enthalten; sie umfassen 
damit die Interpretationsmodi der 
Marktchancen, das Techniknut­
zungskonzept, die Ausprägung von 
Aufbau-, Ablauf- und Bildungsorga­
nisation, die Rekrutierungsoptio­
nen sowie die kognitiven Orientie­
rungen, die Wertvorstellungen und 
die Handlungsregeln, 
Im folgenden sollen zwei Modelle 
zur Diskussion gestellt werden, die 
ein je exemplarisches Selbstver­
ständnis zum Ausdruck bringen. 
Die Ausführungen beschränken 
sich dabei auf den Aspekt der Kon­
stituierung von sozialer Realität und 
dem daraus resultierenden päd­
agogischen Weiterbildungsan­
spruch. 6) 

Im dynamisch-deterministischen 
Modell werden die betrieblichen 
Abläufe aus einer Außenperspekti­
ve betrachtet und umgestaltet: Die 
aus dieser Sicht operierenden Ent­
scheidungsträger entwerfen Ver­
änderungskonzepte aufgrund der 
ihrer Funktion entsprechenden 
Problemsicht. Von den in nach ge­
ordneten Funktionen tätigen Be­
schäftigten wird die adäquate U m­
setzung dieser Konzepte erwartet. 
Das evolutionär -komplexe Modell 
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kann demgegenüber als Ausdruck 
der Überzeugung interpretiert 
werden, betriebliche Abläufe von 
"innen" heraus zu verstehen und zu 
gestalten, um auf diese Weise die 
für das Unternehmen angemesse­
nen Perspektiven und Problemlö­
sungen entwickeln zu können.") 

Das dynamisch­
deterministische Modell 

Das dynamisch-deterministische 
Selbstverständnis ist auf die Fest­
stellung konstanter, stabiler Me­
chanismen, eindeutiger Ursache­
Wirkungszusammenhänge sowie 
kontrollierbarer und voraussehba­
rer Prozesse und Verhaltensmerk­
male konzentriert. Im Rahmen der 
Ungewißheitsbewältigung geht es 
um Fragen der Absicherung von 
hierarchischen Strukturen und be­
trieblichen Verteilungsmustern hin­
sichtlich Status, Bildung und Ein­
flußchancen sowie der Fortschrei­
bung sozial-konformer Einstellun­
gen, Erwartungen, Beziehungen 
und Beziehungsstrukturen. In aller 
Regel bildet sich in der hierarchi­
schen Gliederung der U nterneh­
men die dominante gesellschaftli­
che Bildungs- und Statuspyrarnide 
mit Breite und Tiefe der Kenntnis­
se, Handlungs- und Beteiligungs­
möglichkeiten, Verdienst- und Auf­
stiegschancen sowie Formen der 
Selbstrepräsentation nicht nur ab, 
sie wird auch konsequent reprodu­
ziert. Die Rekrutierungspolitik folgt 
dieser Stabilisierungsorientierung. 
Durch den Filter ihrer Kriterien 
wird geWährleistet. daß die im so­
zialen, kulturellen und demogra­
phischen Bereich beobachtbaren 
Veränderungen sich zeitlich verzö­
gert und "gebändigt" auf das Un­
ternehmen auswirken, 

Als sozialisationsrelevante Merk­
male des Selbstverständnisses prä­
gen Normierung, Selektion und 
hierarchische Segmentierung auch 
die organisatorische und die inhalt­
lich-methodische Gestaltung von 
Aus- und Weiterbildung: Nicht nur 
die an der Hierarchie orientierte 
Verteilung von Wissensbeständen, 
Fähigkeitsausprägungen und Re-
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flexionswissen auf das in unter­
schiedlichen Funktionen tätige 
Ausbildungspersonal unterliegen 
diesen Strukturmomenten; auch 
deren zukunftsorientierte Steue­
rung ist weitgehend fremdbe­
stimmt. 

Dem Bildungswesen liegt ein struk­
turell-funktionales Handlungsmo­
dell zugrunde: Das Handeln der 
Beschäftigten wird im wesentli­
chen auf seinen strukturellen Stel­
lenwert im und seinen funktionalen 
Beitrag für das Unternehmen von 
"Experten" analysiert und "von 
oben" orientiert und kontrolliert. 

Die Bildungsprozesse sind vor dem 
Hintergrund der Vorstellung orga­
nisiert, daß in jeder Hinsicht zwi­
schen den Anforderungen des Un­
ternehmens und den Motiven und 
Fähigkeiten der Individuen eine 
grundsätzliche Differenz besteht. 
Betriebliche Bildung ist nach die­
ser Vorstellung der Mechanismus, 
diese Differenz aufzuheben. Es 
leuchtet ein, daß in diesem Bil� 
dungsverständnis Selbstkompe­
tenz als die Fähigkeit, das eigene 
Verhalten und Handeln kritisch­
reflexiv zu begleiten sowie 80zial­
und Fachkompetenz miteinander 
zu vermitteln, keinen systemati­
schen Stellenwert besitzt. 

Die Qualität des gegenwärtigen 
Wandels erzwingt nun freilich in­
nerhalb dieses Selbstverständnis­
ses partiell eine Reformulierung 
der gültigen Wertvorstellungen und 
Handlungsregeln. Sie trägt Züge 
einer kollegial-kooperativen Orien­
tierung, wie sie an teamorientier­
ten Ausbildungsmetboden, einer 
Neudefmition der Ausbilder/innen­
Rolle als Moderatorlin und persön­
lichkeitsorientierten Qualifikationen 
deutlich werden; sie setzt das Prin­
zip der "Herstellung von Mitarbei­
tern/innen" punktuell außer Kraft 
und hebt damit die Distanzierung 
des Menschen von sich selbst und 
von anderen teilweise auf oder 
lockert sie doch zumindest. Die 
Notwendigkeit, die fachliche und 
fachübergreifende Substanz pra­
xisbezogener Ausbildung zu si­
chern, dürfte in die gleiche Rich­
tung wirken. 
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Da diese Reformulierung aber 
dem dominanten Verständnis von 
Funktionsdefinitionen und Lehr-/ 
Lernprozessen verhaftet bleibt, ist 
anzunehmen, daß subjektive An­
sprüche im Lern- und Arbeitspro­
zeß allzu schnell kanalisiert und auf 
vorgeforrnte Karrierewege verwie­
sen werden; daß Problemwahrneh­
mung "vor Ort" auf dem Weg von 
der Artikulation bis zur Innovation 
im Gestrüpp der Zuständigkeiten 
hängenbleibt; daß artikulierte Be­
dürfnisse und Potentiale von Hand­
lungsfähigkeiten dort. wo sie vom 
betrieblichen Bildungssystem nicht 
verortet sind, zu nicht gebilligten 
" Greozüberschreitungen" zwischen 
den Bildungs-, Funktions- und 8ta­
tusebenen werden. 

Angesichts neuer Anforderungen 
an die praxisbezogene Ausbildung 
führt das in diesem Modell promo­
vierte Selbstverständnis in das Di­
lemma sowohl die Qualität praxis­
bezogener Ausbildung sicherstel­
len als auch an der hierarchischen 
Aufspaltung von Reflexionswissen 
festhalten zu müssen. Nun ist die 
Qualifikation nebenberuflicher Aus­
bilder/innen einerseits auf die am 
Aufgabenzuschnitt orientierten ko­
gnitiven Dimensionen beschränkt; 
andererseits erfordern die analy­
tischen, die handlungsbezogenen 
sowie die personalen und interak­
tionellen Anforderungen zuneh­
mend Vermittlungsleistungen, die 
nur durch systematische Förde­
rung von Selbstkompetenz erreicht 
werden können. Selbst dort, wo 
dieses Dilemma gesehen wird, er­
scheint es als durch Bildungspro­
zesse nicht auflösbar. Denn die der 
hierarchischen Aufspaltung zu­
grunde liegende Ungleichheitsvor­
stellung muß aufrechterhalten wer­
den, was nur gelingt, indem den in 
unterschiedlichen Funktionen täti­
gen Beschäftigten bestimmte Ver­
haltensdispositionen und konstante 
Eigenschaften unterstellt werden. 
Konkret gesprochen heißt das: Um 
die innerbetriebliche Statuspyra­
mide nicht ins Wanken zu bringen, 
wird unterstellt, die Förderung von 
Selbstkompetenz sei bei nebenbe­
ruflichen Ausbildemlinnen nicht 
nur unangemessen, eine derart 
komplexe Lernfähigkeit könne bei 
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ihnen gar nicht vorausgesetzt wer­
den. Das hierarchisch-segmentie­
rende Denken wird damit zur 
Schranke für das Ziel, die Ausbil­
dung auf einem den veränderten 
Anforderungen angepaßten Niveau 
sicherzustellen. Dies mag im übri­
gen ein wesentlicher Grund dafür 
sein, auf unterschiedliche Formen 
der Substituierung praxisbezoge­
ner Ausbildung auszuweichen. 

Innerhalb des dynamisch-determi­
nistischen Selbstverständnisses or­
ganisiert sich das pädagogische 
Verhältnis zwischen Lehrenden/ 
AusbildemIinnen und Auszubilden­
den um ein Persönlichkeitsmodell, 
das die Merkmale und Merkmals­
zusammenhänge individuellen 
Handelns als Ergebnis einer "inner­
individuellen Strukturbildung" ver­
steht. 8) Als solche werden die 
" Persönlichkeitseigenschaften" un­
ter Verwertungsgesichtspunkten 
betrachtet und mit vorgegebenen 
Handlungsanforderungen zu har­
monisieren versucht. Berufliches 
Lernen wird als ein weitgehend 
kognitiver Prozeß verstanden und 
gestaltet. Er gilt der Aneignung 
und Vermittlung von Kenntnissen, 
Verfahren und Prinzipien sowie 
der Einübung und Sanktionierung 
von Normen mit der Maßgabe, kon­
forme und relativ stabile Verhal­
tensmuster und Handlungsorientie­
rungen zu bewirken. Selbständig­
keit, Transferfähigkeit und Initiati­
ve, um nur einige wesentliche 
Schlüsselqualifikationen zu nen­
nen, können durchaus zum Kanon 
neuer Ausbildungsinhalte gehö­
ren; sie werden aber im Sinne des 
unternehmerischen Selbstverständ­
nisses dimensioniert und konfektio­
niert. Zumindest das angestrebte 
Ziel dieses Sozialisationsprozesses 
impliziert 
- die Illusion einer herstellbaren 

Übereinstimmung zwischen be­
trieblichen Erwartungen und 
faktischem Handeln der Be­
schäftigten, z. B. im Hinblick auf 
Arbeitszuschnitt, Verantwortungs­
spielräume und Karrierever­
sprechungen; 

- die Übereinstimmung von Rol­
lendefinitionen und Rolleninter­
pretationen, z. B. im Hinblick auf 
das Fremd- und Selbstverständ-

nis der nebenberuflichen Aus­
bilder linnen und 

- die Entsprechung von institutio­
nalisierten Normen und Werten, 
wie sie z. B. in Bildungsorganisa­
tion und Bildungsverständnis 
deutlich werden, und den von 
den Ausbildernlinnen und Aus­
zubildenden angeeigneten Nor­
men und Werten. 9) 

Als wünschenswerter Erziehungs­
stil korrespondiert diesem Ver­
ständnis ein entpersönlichtes Ver­
hältnis zwischen Ausbildern/innen 
und Auszubildenden und eine rela­
tiv starke äußere Steuerung und 
Kontrolle des Lehr- und Lernpro­
zesses. Pädagogische Interaktio­
nen, als Prozesse sozialer Einfluß­
nahme, sind damit konsequent in 
Zweck-Mittel-Zusammenhängen an­
gesiedelt. 

Das evolutionär-komplexe 
Modell 

Im Rahmen des evolutionär-kom­
plexen Modells richtet sich das Ge­
staltungsinteresse des Unterneh­
mens auf interne Verarbeitungspro­
zesse, die immer auch als poten­
tielle Veränderungs-Prozesse ver­
standen werden. 10) Verfahrens­
und Verhaltenstraditionen sowie 
eingeschliffene Problemlösungen 
werden als betrieblich und sozial 
produziert aufgefaßt; deren histo­
rische Konstitutionsbedingungen 
und deren Angemessenheit blei­
ben der Überprüfung zugänglich. 
Das Faktum der Subjektivität von 
Erkenntnis- und Entscheidungspro­
zessen wird nicht ausgeschlossen: 
es wird als notwendiges kreatives 
Potential auch bei den Beschäftig­
ten abgefragt und in den Verände­
rungsprozeß eingespeist. Durch 
das Festhalten an der Subjektivität 
von Entscheidungen gelingt es, be­
triebliche Realität als etwas sich 
Entwickelndes zu verstehen, zu 
entwerfen und unter Einschluß der 
Beschäftigten umzugestalten. 

Die Verarbeitungskapazität des 
Unternehmens erwächst somit aus 
dem Bewußtsein eines vielfältig 
vernetzten Zusammenwirkens tech-
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nologischer, strategischer und so­
zialer Kräfte; es prägt die internen 
Sozialbeziehungen, die Arbeitsge­
staltung, die Aus- und Weiterbil­
dungsrealität und die zukunfts­
orientierten technischen und huma­
nen Optionen. Es ist mit der Ein­
sicht verbunden, daß die Komple­
xität des Unternehmens nicht parti­
kularisiert werden kann, so als kön­
ne man einzelne Phänomene als 
gesonderte behandeln und additiv 
wieder zusammenbringen, um auf 
diese Weise das Ganze erfassen 
und effektiv nutzen zu können. Aus 
dieser Unschärfe-Beziehung ent­
wickelt sich ein reflexives Selbst­
verständnis des Unternehmens, 
das im Hinblick auf technologisch­
strategisch-soziale Veränderungen 
auch die Wechselwirkungen und 
Rückkopplungen zwischen einzel­
nen Bereichen und Phänomenen 
erfahrbar und diskutierbar wer­
den läßt. ll) 

Die Entscheidungs- und Wissens­
hierarchie wird in diesem Modell 
aus guten Gründen in Frage ge­
stellt. Denn zwischen der Verwis­
senschaftlichung von Arbeitsmit­
teln und Arbeitsorganisation sowie 
den ökonomischen Handlungskri­
terien der Unternehmensführung 
auf der einen Seite und dem kon­
kreten Wissen auf der anderen 
Seite, das die Beschäftigten im Ar­
beitsprozeß gewinnen, besteht ein 
spannungsreiches Verhältnis: Es 
läßt sich als Differenz zwischen 
Praktikabilitätsdefinition und Erfah­
rungswissen bezeichnen. la) Diese 
Differenz wird in bezug auf die Ef­
fektivität des Unternehmens als 
wertvoll betrachtet; aus dem glei­
chen Grund werden auch die 
Handlungsspielräume der Be­
schäftigten als notwendig betont. 
Auf der Basis dieses Selbstver -
ständnisses kann sich ein interak­
tiver Verständigungsprozeß zwi­
schen verschiedenen Funktions­
ebenen etablieren, der es erlaubt, 
Probleme und Problemlösungs­
kapazitäten möglichst eng aufein­
ander zu beziehen. 

Das für dieses Unternehmensver­
ständnis charakteristische interak­
tiv-interpretative Handlungsmodell 
geht von der Prämisse aus, daß in 
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horizontal und vertikal vernetzten 
Arbeitszusammenhängen die Be­
schäftigten auf eine Vielzahl unkla­
rer und inkonsistenter Erwartun­
gen stoßen, und daß sich die An­
forderungen keineswegs durch­
gängig mit deren Bedürfnissen 
decken. Die Handlungsnormen 
werden - als prinzipiell interpreta­
tionsbedürftig betrachtet; es wird 
erwartet, daß angesonnene 
Verhaltens- und Handlungsweisen 
nicht einfach übernommen, son­
dern in sozialen Prozessen disku­
tiert und dem persönlich gepräg­
ten Wirklichkeitsverständnis ent­
sprechend modifIziert und ver­
wirklicht werden. Das strukturell 
vorgeprägte Handeln in Lem- und 
Arbeitsprozessen sowie in unter­
schiedlichen Funktionen enthält 
die notwendigen Spielräume für 
persönliche Zugangsweisen, Erfah­
rungen, Interessen sowie indivi­
duelle Interpretationen und biogra­
phisch orientierte Selbstdarstelhmg. 

Bei aller Ziel- und Zweckgerichtet­
heit wird Lernen und Arbeiten we­
sentlich als ein Vorgang verstan­
den, in dessen einzelnen Phasen 
sich ein je aktueller, zeitlich be­
grenzter und kompromißhafter 
Konsens über geteilte Bedeutun­
gen, Handlungsziele und Normen 
ergibt. Reichweite und Tragfähig­
keit der Übereinkunft hängen von 
der Veränderung des Aufgaben­
spektrums und der Unternehmens­
situation ebenso ab, wie davon, in­
wieweit die einzelnen sich in die­
sem Komprorniß wiederfinden. Die 
Stabilität und die Entwicklungsfä­
higkeit des Unternehmens werden 
somit durch das Zusammenwirken 
der persönlich geprägten Initiati­
ven und Interpretationsleistungen 
aller Beschäftigten gewährleistet. 

Die diesem Modell entsprechen­
den Vorstellungen von Persönlich­
keit sind in der Erkenntnis begrün­
det, daß die Regelmäßigkeiten im 
Verhalten und Handeln von Indivi­
duen bewußte und unbewußte 
" Antworten" auf Interaktionserfah­
rungen darstellen: J ,Eigenschaften" 
sind in diesem Kontext die in unter­
schiedlichen sozialen Zusammen­
hängen vom einzelnen als nützlich 
und sinnvoll erkannten und ausge-
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stalteten Möglichkeiten der Selbst­
verwirklichung. Pädagogische In­
teraktionen werden als eine soziali­
sierende Form des Handeins ver­
standen. 

Indem im Konzept der Persönlich­
keit deren Entwicklungsbedingun­
gen festgehalten werden, rücken 
die aktuellen Interaktions- und Um­
feldbedingungen in den Blick­
punkt von Lehr- und Lernprozes­
sen; und indem die Person mit ih­
ren gestalterischen Fähigkeiten 
und ihren kognitiven, affektiven 
und evaluativen Verarbeitungswei­
sen als Adressat sozialer Einfluß­
nahme erkannt wird, wird auch ein 
ganzheitlich orientierter Berufsbil­
dungsprozeß möglich und notwen­
dig. Pädagogische Interaktionen 
haben damit nicht nur eine verbe­
rufliehende und anpassende funk­
tion; sie gewährleisten gleicherma­
ßen sich selbst gestaltende indivi­
duell nuancierte Persönlichkeits­
entwicklung. 

Konsequenzen für die 
Qualität der pädagogischen 
Weiterbildung 

Die berufs- und arbeitspädagogi­
sche Weiterbildung hat im Begrün­
dungszusammenhang des jeweili­
gen Modells einen je unterschied­
lichen Stellenwert; ihre unterneh­
menspolitische Bedeutung und ih­
re inhaltliche Dimensionierung ent­
sprechen dem paradigmatischen 
Selbstverständnis des jeweiligen 
Modells. 

Als konsequente Folge ihres Unter­
nehmensverständnisses hat die 
pädagogische Weiterbildung im 
dynamisch-detenninistischen Mo­
dell eine der fachlichen Weiterbil­
dung nachgeordnete Funktion. Ent­
sprechend der instrumentell ver­
kürzten Auffassung von Berufsar­
beit, wird die Vermittlungsleistung 
von AusbildemIinnen als etwas be­
trachtet, was sich aufgrund der An­
eignung neuen Wissens, im Um­
gang mit veränderten Arbeitsmit­
teln und durch die Eingliederung 
in sich wandelnde Arbeitsprozesse 
und Kommunikationsformen von 
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selbst ergibt. Pädagogische Wei­
terbildung bleibt damit auch ange­
sichts des technologischen, arheits­
organisatorischen und sozialen 
Wandels als individuelle Leistung 
situiert zwischen kognitiven Anpas­
sungsleistungen und der vom Un­
ternehmen geprägten "disziplinä­
ren Matrix" 13), durch die die 
Handlungsorientierungen und Loya­
litätsmuster als Verhaltensnormen 
und Handlungsregeln wirksam 
werden. Die genuin pädagogi­
schen und berufsbildenden Ver­
mittlungsleistungen werden nicht 
als gesonderter Weiterbildungsbe­
reich zur Bearbeitung technischer 
und sozialer Komplexität sowie der 
Entwicklung und Stabilisierung 
personaler Identitätsleistungen be­
trachtet, sondern aus dem Gel­
tungsbereich dieser , ,disziplinären 
Matrix" abgeleitet. Pädagogische 
Weiterbildung bleibt dem tradier­
ten additiven Berufsbildungsver­
ständnis verhaftet: Sie ist als kurz­
fristige, punktuelle Interventions­
politik des Unternehmens angelegt 
und dient bei der Einführung neu­
er Verfahren und Methoden deren 
Absicherung und Kontrolle; und 
sie ist nicht für Personen, sondern 
für Funktionsträger gedacht und 
dementsprechend konzeptualisiert. 

Eine neue Qualität berufs- und ar­
beitspädagogischer Weiterbildung 
ergibt sich erst aus dem evolutio­
när-komplexen Selbstverständnis 
von Unternehmen. Es dient nicht 
als Filter von Komplexität; es ist 
vielmehr selbst durch Komplexität 
geprägt, indem es die Vielfalt, das 
Besondere, das Eigenwillige zuläßt 
und aus der Differenz von Interes­
sen, Perspektiven, Interpretationen 
und Fähigkeiten aller Mitarbeiter/ 
innen das Potential seiner Aufga­
benbewältigung gewinnt: Weiter­
bildung ist dementsprechend ein 
an der Entwicklung des Unterneh­
mens, den Chancen neuer Qualifi­
kationsanforderungen und an den 
kognitiven, emotionalen und eva­
luativen Fähigkeiten der Personen 
orientierter, vieldimensionaler Pro­
zeB, der darauf abzielt, eine weit­
gefaßte Handlungskompetenz zu 
entwickeln. Die Weiterbildung 
fachlich-professioneller Fertigkei­
ten, Kenntnisse und Handlungsfä-
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higkeiten wird deshalb nicht iso­
liert von der personalen Verarbei­
tungsleistung und den vielfältigen 
Gestaltungs- und Vennittlungsauf­
gaben der Ausbilder / innen be­
trachtet. Pädagogische Weiterbil­
dung bezieht sich nicht nur auf die 
Fortentwicklung fachlicher (Ar­
beitsmittel und -verfahren), konzep­
tioneller (Ausbildungspläne), koor­
dinierender (Abstimmung zwi­
schen Lernorten) und didaktisch­
methodischer (Bildungsinhalte, 
-niveau, Methoden) Kompetenzen; 
vielmehr verbindet sie diese mit 
der Weiterentwicklung personaler 
Verarbeitungsfähigkeit; sie inte­
griert damit wichtige Dimensionen 
von Identitätsleistungen. Pädagogi­
sche Weiterbildung umfaßt die 
systematische Entwicklung 

- der Fähigkeit, die eigenen Re­
aktionen auf den technologisch­
arbeitsorganisatorischen Wan­
del, auf neue Rollenanforderun­
gen, auf die persönlichen Lern­
anforderungen und die damit 
verbundene Verunsicherung 
aufzudecken; 

- der Fähigkeit zum selbstreflexi­
ven Umgang mit der eigenen 
Arbeitsbiographie, mit erworbe­
nem Handlungswissen sowie 
eingespielten beruflichen und 
sozialen Deutungsmustern und 
Urteilsgewohnheiten; 

- der Fähigkeit, die eigenen fach­
lichen und didaktisch-methodi­
schen Kompetenzen und die 
persönliche Haltung immer wie­
der neu auf Angemessenheit, 
Breite und Tiefe hin zu befra­
gen. 

Der Einbezug dieser Identitätslei­
stungen in die pädagogische Wei­
terbildung der Ausbilder / innen 
drückt ein Berufsbildungsver­
ständnis aus, innerhalb dessen Ar­
beit und Lernen als Handlungsbe­
reiche verstanden werden, in de­
nen die Beschäftigten auch Akteu­
re sind, die Möglichkeiten auffin­
den für eine von ihnen selbst mit­
bestimmte Persönlichkeitsentwick­
lung und für die kompetente Mitge­
staltung nicht nur ihres beruflichen 
Wirkungsbereiches, sondern der 
technisch-sozialen Entwicklung des 
Unternehmens. 
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Ausbilder linnen im SpannungsverhäItnis 
zwischen Bildungsziel und Organisation 
des betrieblichen liusbildungswesens 

Probleme und Lösungsansätze am Beispiel der 
Berufsausbildung von Industriekaufleuten 

Hans-Christian Steinborn 

Im Rahmen der Fbrschungsarbeiten des Bundesinstituts für Berufsbildung zur Weiterbil­
dung von Ausbildern sind in den vergangenen Monaten zahlreiche Expertengespräche zu 
QuaJjfjzjerungsproblemen in der Berufsausbildung durchgeführt und einschlägige Modell­
veISUche ausgewertet worden. Diese Untemuchungen orientieren sich zu einem '!eil am Aus­
bildungsberuf Industriekaufmalln /lndustriekauffrau. Im folgenden Beitra\} sollen hierzu 
Probleme aus dem Spal1llungsverhältnis zwischen neuen Anforderungen und - teilweise ­
noch nicht angepaßten Ausbildungsbedingungen aufgedeckt werden. Lösungsansätze aus 
der Praxis schließen sich an und werden auf ihre Konsequenzen unteISUcht. 

Hans-Chri.!ltian Steinborn 
Diplom-Volkswirt; Leiter der AbteilUll\1 2.4 ,,�rso­
nal in der beruflichen Bilduno und Ausbilderför­
derung" im Bundesinstitut für Berufsbilduno 

Neue Anforderungen 

In den letzten Jahren werden zu� 
nehmend neue Anforderungen an 
die Berufsausbildung gestellt. I) 
Für die folgende Betrachtung 
schält sich dabei der Zusammen� 
hang zwischen neuen Formen indu� 
strieller Arbeit, neuen Anforderun� 
gen an Mitarbeiter /innen und ei� 
nem davon abhängigen zukunfts-­
orientierten Bildungsziel als zentral 
heraus. 

Veränderungen industrieller AI­
beit werden in diesem Beitrag ein� 
gegrenzt auf den Aufgabenkreis 
von Industriekaufleuten. Es wird 
dabei die Entwicklungsmöglich­
keit verfolgt, die nach vorherr� 
sehender Meinung und nach Er� 

BWP 4/89 

gebnissen der Expertengespräche 
mit dem höchsten Erwartungswert 
versehen ist: Übergang vom 
Verrichtungs� zum Fallprinzip mit 
der Wirkung einer Anreicherung 
der kaufmännischen Sachbearbei� 
tung sowohl in der Breite als auch 
in der Tiefe in Verbindung mit ei� 
nem Einsatz von IuK-Systemen als 
Hilfsmittel zur Arbeitserledigung. 2) 

Der Idealtyp der zukünftigen kauf� 
männischen Sachbearbeiter / in� 
nen wird als fachlich fundierte, kri� 
tisch�konstruktive, kreative, ent� 
scheidungsfreudige, kooperative 
und wendige Persönlichkeit skiz� 
ziert. 3) Der "alte" Mitarbeitertypus 
des auf Anordnung wartenden, 
ausführenden, angepaßten Men� 
schen wird nach einhelliger Auf� 
fassung der Experten nicht der 
Mitarbeiter sein, mit dem die tech­
nisch�ökonomischen, sozialen und 
organisatorischen Herausforderun� 
gen gemeistert werden können. 

Betriebe sehen sich damit - auch 
aus ökonomischen Gründen - vor 
die Notwendigkeit gestellt, die 
Ausbildung ihres Berufsnachwuch� 
ses an einem neuen Bildungsziel 
auszurichten: Vermittlung fachli� 
eher, persönlicher und sozialer 
Handlungsfähigkeit mit starker Be� 
tonung der Vermittlung von Schlüs� 
selqualifikationen. Mehr als bisher 
muß die Berufsausbildung von In� 
dustriekaufleuten 
- die Entwicklung wirtschaftli� 

ehen Denkens fördern: Die Aus� 
zubildenden müssen Arbeits� 
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strukturen und �abläufe sowie 
übergreifende betriebliche Zu� 
sammenhänge erkennen, Priori� 
täten setzen, Entscheidungen 
vorbereiten, Alternativen ge� 
geneinander abwägen und Fol� 
gen wirtschaftlichen Handeins 
abschätzen können. 

- die Fähigkeit zur Problemlösung 
und Entscheidungsfindung ent� 
wickeln: Hierzu zählen Analyse� 
fähigkeit (Situationen; Proble� 
me), Entwicklung von Lösungs� 
alternativen, Informationsauf� 
nahme und �verarbeitung, Ent� 
scheidungsvorbereitung, Ent� 
scheidung und Begründung. 

- Kommunikations� und Koopera� 
tionsfähigkeit pflegen: Auszubil� 
dende müssen Gelegenheit zum 
Erwerb von Präsentationstechni� 
ken erhalten, Kontakte aufbauen 
können, Gespräche und Ver� 
handlungen vorbereiten und 
führen, Kompromißvorschläge 
entwickeln, im Team arbeiten 
und Konflikte lösen können. 

- die Entwicklung von Eigeninitia� 
tive und Selbstverantwortung 
begünstigen: Auszubildende 
müssen Ziele selbst setzen kön� 
nen, Gelegenheit zum effektiven 
Lernen haben, Abläufe/Lö� 
sungswege mitgestalten können 
und für die Ergebnisse ihres 
Handeins verantwortlich sein. 

- Flexibilität und Kreativität för� 
dem: Gefordert ist ein Denken 
und Handeln mit dem Ziel, neue, 
anwendungsorientierte Vorsch1ä� 
ge zu entwickeln, gegenüber 
neuen Entwicklungen aufge� 
schlossen zu sein, alte Formen/ 
Abläufe/ Verfahren in Frage zu 
stellen. 4) 

Das Zusammentreffen dieser be� 
trieblichen Anforderungen mit hö� 
heren Ansprüchen junger Men� 
sehen an die Ausbildung wird von 
den befragten Experten als erfreu� 
lieh eingeschätzt, da betriebliche 
und personale Zielvorstellungen 
miteinander vereinbar sind. Das 
höhere Durchschnittsalter und die 
höhere Vorbildung der jungen 
Menschen werden als Chance für 
eine anspruchsvollere Qualifizie­
rung vor allem im Bereich der 
Schlüsselqualifikationen verstan� 
den. 
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Probleme und 
Lösungsansätze 

Auszubildende treffen immer noch 
auf Arbeitsbedingungen, die einer 
vollständigen Umsetzung dieses 
höheren Bildungszieles entgegen­
stehen. Ein Beleg hierfür mögen 
neben Erkenntnissen aus den Ex­
pertengesprächen zunächst fol­
gende Ergebnisse gerade abge­
schlossener Untersuchungen des 
Bundesinstituts für Berufsbildung 
sem: 
- 23 % der Betriebe des IHK­

Bereichs haben keinen schrift­
lichen betrieblichen Ausbil­
dungsplan. 

- Deflzitbereiche in der betriebli­
chen Berufsausbildung sind u. a. 
selbständiges Arbeiten, Kunden­
umgang, Umgang mit neuen 
Techniken, Förderung von Krea­
tivität, Entwicklung von Kritikfä­
higkeit, Schaffung von Möglich­
keiten zur Entwicklung von 
Eigeninitiative. 

- In nur 10 % der Ausbildungsbe­
triebe des IHK-Bereichs werden 
hauptberufliche Ausbilder ein­
gesetzt. Die Zahl der nebenbe­
ruflichen Ausbilder pro Betrieb 
ist in der Regel gering.5) 

Im folgenden sollen 8 typische Ein­
zelprobleme, die sich aus den Ex­
pertengesprächen ergeben haben, 
analysiert werden. 

Problem 1: Die DV-Organisation 
behindert kurzfristig die Bildung 
komplexer Sachbearbeiterarbeits­
plätze 

Die DV-Organisation in der kauf­
männischen Verwaltung befindet · 
sich vielfach noch in der Entwick­
lung vom Großrechnereinsatz mit 
Terminalbetrieb zu einer Organisa­
tionsform "Großrechnereinsatz mit 
Arbeitsplatzcomputern" . !) Dieser 
Entwicklungsprozeß beeinflußt die 
Organisation der Arbeit in der 
kaufmärmischen Verwaltung unmit­
telbar. Die Ausbildung von Indu­
striekaufleuten muß von dem zu­
kunftsorientierten Ziel des Einsat­
zes von Arbeitsplatzcomputern 
ausgehen und das zur Planung und 
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Organisation von Arbeitsgebieten 
und -abläufen erforderliche Ge­
staltungswissen vermitteln. Die be­
rufliche Bildung muß bewußt in 
eine Vorleistung eintreten. Ausbil­
der/innen haben damit mehrere 
Probleme zu lösen: Die Konzeption 
für eine entsprechende Qualifizie­
rung im Betrieb ist zu entwickeln. 
Sie muß sowohl den augenblick­
lichen Stand der DV-Organisation 
im Betrieb als auch das Ausbauziel 
berücksichtigen. Für eine entspre­
chende Qualifizierung ist ein Lern­
ort zu schaffen, wenn die arbeits­
platzbezogene Ausbildung allein 
dem zukunftsgerichteten Ziel we­
gen der noch dominierenden tradi­
tionellen DV-Organisation nicht ge­
recht werden kann. 

Erfolgreich sind in der Ausbildung 
von Industriekaufleuten: 
- Schaffung eines neuen Lernor­

tes - im Rahmen vorhandener 
Ausbildungsabteilungen - als 
Lernstudio oder als "Ausbil­
dungscomputerecke" 1) 

- Einführung in die Standardsoft­
ware der kaufmännischen Ver­
waltung 

- Einführung in PC-Standardsoft­
ware. 

Problem 2: Unanschauliche Ar­
beitsvollzüge; Kaufmännische Ar­
beitsplätze müssen für eine Berufs­
ausbildung neu erschlossen wer­
den 

Die Berufsausbildung in den be­
trieblichen Fachabteilungen wird 
durch den Einsatz moderner Tech­
niken unanschaulicher. Der Beleg­
fluß als pädagogisches Mittel der 
QualifIZierung wurde ersetzt durch 
einen - unsichtbaren - Datenfluß. 
Der Fortfall des sichtbaren Beleg­
flusses und sein Ersatz durch den 
Aufbau und die Veränderung von 
Datensätzen mit Hilfe der EDV be­
rührt die betriebliche Berufsaus­
bildung grundsätzlich. Ihr geht An­
schauung als bedeutsame metho­
dische Stütze eines Qualifizierungs­
prozesses in doppelter Hinsicht 
verloren: Der Ausbildung fehlt 
quasi das Objekt des Handeins 
(wie z. B. die Bestellung, die Rech­
nung, der Verkaufsvertrag, . . .  ), da 
diese Belege der einmaligen Daten-

erfassung zum Aufbau von Daten­
sätzen dienen, die beim Eintritt 
weiterer Ereignisse fortgeschrie­
ben werden. Es fehlt außerdem 
der Ausbildung die über das Ob­
jekt und seine Bearbeitung in den 
Fachabteilungen erzielbare An­
schauung, die Zusammenhänge, 
Gesamtbezüge und Wirkungen 
einzelner Bearbeitungsschritte er­
kennen läßt. 

Die betriebliche Berufsausbildung 
setzt sich seit Jahren mit den metho­
dischen Konsequenzen einer sol­
chen ,.objektauflösung" auseinan­
der. Die allgemeine Antwort lautet: 
Die Auszubildenden müssen inten­
siver als früher auf die Ausbildung 
in den Fachabteilungen vorbereitet 
werden, indem sie 
- die wesentlichen Aufgaben der 

jeweiligen Fachabteilung ken­
nen 

- typische Arbeitsabläufe in der 
Fachabteilung erkennen und 
darstellen 

- die Verbindungen der Arbeit ei­
ner Fachabteilung zu der ande­
rer aufdecken und verstehen 

- die organisatorischen Regelun­
gen, Hilfsmittel und "Werkzeu­
ge" der Fachabteilungen einset­
zen können. 

Möglichkeiten zur Erlangung die­
ser (Vor-)Qualifikationen sind nach 
Erkenntnissen aus laufenden Mo­
dellversuchen im wesentlichen 
Orientierungswoche, Lernarrange­
ment und Simulation/Planspiel. 8) 

Problem 3: Funktion der Lernorte; 
Theorievermittlung unbefriedi­
gend 

Die Funktion der betrieblichen 
Lernorte ist traditionell definiert. 
Der Arbeitsplatz wird für "Praxis­
ausbildung' " der betriebliche Un­
terricht wird als Ersatz für einen -
als unzureichend empfundenen -
Berufsschulunterricht angese­
hen.9) Bei zunehmender Abstrakt­
heft, Unanschaulichkeit und Kom­
plexität betrieblicher Arbeitsvor­
gänge steht kein Lernort für die 
Vermittlung der zum Verständnis 
betrieblicher Realität erforderli­
chen Theorie zur Verfügung. Hand­
lungswissen im notwendigen Um-
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fang kann nicht aufgebaut werden. 
Die Fachabteilungen werden bei 
ihrer Ausbildungsaufgabe nicht 
ausreichend unterstützt. Bei der 
Vermittlung der "gesamten" Theo­
rie sind sie zeitlich überfordert. 

Der Lernort Arbeitsplatz gerät bei 
der Umsetzung des Bildungszieles 
Handlungsfähigkeit wieder stärker 
in den Blick. Dieser "neue" Einsatz 
ist allerdings nicht als schlichte Re.. 
naissance vorstellbar. Eine notwen­
dige flankierende Maßnahme rich­
tet sich auf die Gestaltung des be­
trieblichen Unterrichts für Indu­
striekaufleute. Die Schwäche des 
traditionellen betrieblichen Unter­
richts liegt in seiner inhaltlichen 
Konzeption: Sie ist geleitet von Vor­
stellungen wie "Ersatz für Berufs­
schulunterricht" und "Prüfungs­
vorbereitung' '. 

Die Berufsschule hat ihre Aufgabe 
im fachlichen Teil der Berufsaus­
bildung von Industriekaufleuten 
bisher im wesentlichen in der Ver­
inittlung propädeutischer Kenntnis­
se- gesehen. Die didaktische Ziel­
vorstellung des entsprechenden 
Unterrichts schwankt dabei zwi­
schen dem Bild des "kleinen Be­
triebswirtes" und dem des 

"
könig­

lichen Kaufmanns". Die Berufs­
schule kann ohne Veränderung ih­
res didaktischen Konzepts die auf­
tretende Theorielücke nicht füllen. 

Die erkennbare Richtung der Ver­
änderung des betrieblichen Unter­
richts kann folgendermaßen be­
schrieben werden: Der Betrieb löst 
sich von dem traditionellen Unter­
richtskonzept. Er nutzt statt dessen 
die ihm dafür zur Verfügung ste­
hende Zeit für eine Vor- und Nach­
bereitung der Ausbildung in den 
Fachabteilungen. Die Ziele dieser 
neuen Funktion betrieblicher 
Theorienphasen: 10) 
- Erleichterung des Starts der 

Auszubildenden in den Fachab­
teilungen durch Erkennen we­
sentlicher Aufgaben, Arbeits­
abläufe, Verbindungen zu ande­
ren Fachabteilungen 

- Vermitteln übergreifender Qua­
lifikationen wie Präsentations­
techniken, selbständiges Arbei­
ten, Teamarbeit, Entwicklung 
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von Kreativität, Einführung in die 
in den Fachabteilungen übliche 
neue Thchnik. 

Der Berufsschulunterricht muß 
sich demgegenüber stärker befas­
sen mit der Entwicklung von 
Grundlagen für die betriebliche 
Berufsausbildung und der theoreti­
schen Fundierung, Verallgemeine­
rung, Verknüpfung, Vertiefung des 
im Betrieb erworbenen Erfah­
rungswissens der Auszubilden­
den. 11) In der Berufsschule ent­
wickelte Grundlagen sollen es der 
betrieblichen Berufsausbildung er­
möglichen, auf einer begrifflich -
theoretischen Basis in die Realität 
betrieblicher Organisation und 
Handlungen einzuführen. Der Be­
trieb soll also beispielsweise nicht 
in das Grundwissen über Anfrage, 
Angebot, Rechtsgeschäft, Lager­
haltung etc. einführen müssen, son­
dern auf der Grundlage entspre­
chend solider Kenntnisse der Aus­
zubildenden die Formen und Aus­
prägungen dieser Sachverhalte im 
Ausbildungsbetrieb handlungs­
orientiert vermitteln. Der Anspruch 
der Theorievermittlung an den 
Ausbildungsbetrieb richtet sich 
dann im Kern auf die Darstellung, 
Erläuterung, Begründung der be­
trieblichen Sachverhalte und Ent­
scheidungen. Der Ausbildungsbe­
trieb soll also seine Realität theore­
tisch fundieren und dadurch das 
für kompetentes Handeln erforder­
liche Handlungswissen in einem 
engeren Sinn - da betriebsbezo­
gen - vennitteln. 

Zur Vertiefung der betrieblichen 
Berufsausbildung durch Vermitt­
lung von Zusammenhangswissen 
und Fundierung des gewonnenen 
Erfahrungswissens muß die Berufs­
schule einen didaktischen Brücken­
schlag zur betrieblichen Berufs­
ausbildung vollziehen: Die Berufs­
schule muß z. B. von den unter­
schiedlichen Fonnen und Gestal­
tungen des Einkaufs und der Mate­
rialwirtschaft " ihrer" Ausbildungs­
betriebe ausgehen und sie zum 
Gegenstand des Unterrichts erhe­
ben. Herauszufiltern wären das 
Gemeinsame und die Abweichun­
gen zwischen den Realtypen sowie 
vor allem die Gründe, die zu den 
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unterschiedlichen Ausprägungen 
des an sich gleichen Sachverhalts 
geführt haben. Die Berufsschule 
würde sich auf der Lernzielstufe 
"Beherrschen" / "Anwenden" be­
wegen und damit den Transfer des 
Gelernten begünstigen. Das ab­
strakte Vorgehen des klassischen 
Berufsschulunterrichts, der - um 
im Beispiel zu bleiben - die Mate­
rialwirtschaft auf wenige betriebs­
wirtschaftliche Aspekte im wesent­
lichen der Kapitalbindung, des op­
timalen Lagerbestandes und des 
Rechnungswesens reduziert, wird 
der Aufgabe nicht gerecht, Kompe­
tenz für ein zweckgerichtetes Han­
deln in einem betrieblichen Funk­
tionsbereich aufzubauen. 

Problem 4: Ausbildung ohne Expe­
rimente begrenzt den Erwerb von 
Schlüsselqualifikationen 

Die betriebliche Berufsausbildung 
geht - verständlicherweise - von 
dem Anspruch aus, die Zahl der 
Fehler der Arbeitsausführung 
durch Auszubildende zu minimie­
ren (O-Fehler-Modell). Dahinter 
wird das "Ausbildungsziel" "Funk­
tionstüchtigkeit' 

, 
erkennbar. In der 

Praxis treten unterschiedliche Wir­
kungen auf: Die Ausbildung am Ar­
beitsplatz wird zugunsten einer 
stärkeren schulischen Form der 
Berufsausbildung zurückgenommen 
und erreicht nicht die Stufe selb­
ständigen Tätigseins. Die Ausbil­
dung am Arbeitsplatz erfolgt - bei 
kaufmännischen Berufen - mög­
licherweise auf der Basis eigens 
für Ausbildungszwecke entwickel· 
ter Daten/Fälle/Systeme. Es feh­
len Felder für Experimentieren 
und selbständiges Planen, Durch­
führen, Kontrollieren in Ernstsitua­
tionen sowie Gelegenheiten, trans­
ferfähige Qualifikationen aufzubau­
en. Lernen in offenen Situationen 
ist der Förderung von Schlüssel­
qualifikationen sehr förderlich. 
Offen ist eine Ausbildungssituation 
dann, wenn Ziel, Weg, Ablauf, 
Beteiligte, Methode. Hilfsmittel frei 
wählbar und nicht vorgegeben 
sind. Allerdings: Berufliches Han­
deln in der betrieblichen Arbeits­
welt ist zielgerichtetes Handeln zur 
Erledigung von Arbeitsaufgaben. 
Hieraus ergibt sich eine Einschrän-
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kung der Freiheitsgrade offener 
Lernsituation in der Ausbildung 
von Fachabteilungen, Die Schaf­
fung offener Lernsituationen setzt 
voraus die Abstimmung zwischen 
Ausbildungsleitung und Leitung 
der Fachabteilung, das Einbezie­
hen des Ausbildungsbeauftragten, 
Abstimmung zwischen Ausbil­
dungsleitung und Ausbildern vor 
Ort, Existenz komplexer Proble­
me/ Arbeitsaufgaben/Fälle, die 
sich von der täglichen - insbeson­
dere der straff organisierten -
Routine abheben sowie Mut des 
Ausbilders vor Ort, sich einer neu­
en Situation zu stellen und in eine 
neue Rolle zu schlüpfen. 

Bewährt haben sich in der Ausbil­
dung von Industriekaufleuten ne­
ben bestimmten " Alltagsaufga­
ben" 

- Sonderaufträge der Gruppen-, 
Abteilungs- oder Hauptabtei­
lungsleiter. Beispiel: Aufstellung 
und Übersicht über den Fahr­
zeugbestand. 

- Arbeiten zur Verbesserung der 
" Infrastruktur" der Abteilung. 
Beispiel: Entwicklung emes 
Tabellenkalkulationsprogramms 
mit der Möglichkeit der graphi­
schen Darstellung zur Aufberei­
tung von Informationen für die 
Fachvorgesetzten über die Ab­
schreibungen auf Anlagevermö­
gensteile. 

- Entwickeln und Auswerten von 
Übersichten durch Verarbei­
tung/Verdichtung vorliegender 
Informationen. Beispiel: Alters­
verteilung der Angestellten. 

- Aufarbeitung " liegengebliebe­
ner" Fälle. Beispiel: Die Bezie­
hungen zum Kunden X in den 
letzten 3 Jahren. 

- Überprüfung des gängigen In­
fonnationsflusses in der Fachab­
teilung; Suchen von Schwach­
stellen. 

Erfahrungen in der betrieblichen 
Berufsausbildungl2) zeigen, daß of­
fene Lernsituationen geschaffen 
werden können, von den Auszubil­
denden mit starker Motivation und 
Arbeitsfreude belohnt werden, 
mehr Selbständigkeit fördern als 
jede andere Form der Ausbildung 
und die Ausbilder/innen vor Ort 
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durch die selbständigere Erledi­
gung einer umfangreichen Aufga­
be zeitlich entlastet werden. Nicht 
die Möglichkeit, offene Lemsitua­
tionen zu schaffen, ist das Problem, 
sondern die Hemmungen, für die 
betriebliche Berufsausbildung vor­
handene' geeignete Möglichkeiten 
zu nutzen. 

Problem 5: Eine geringe Nutzung 
des Lernpotentials der Fachabtei­
lungen erschwert die betriebliche 
Berufsausbildung 

Planung der Berufsausbildung 
wird zu sehr an organisatorischen 
Überlegungen (Versetzungspläne) 
und zu wenig an qualifikatorischen 
Anforderungen ausgerichtet Ein 
Indiz dafür ist die in der Regel un­
zureichende Beteiligung der Aus­
bildungsbeauftragten und Ausbil­
der/innen vor Ort an der inhalt­
lichen Planung der betrieblichen 
Berufsausbildung. Folge: Das Aus­
bildungspotential der Fachabtei­
lungen wird nur teilweise genutzt. 

Die Beteiligung der Fachabteilun­
gen an der Ausbildungsplanung 
wird von den Experten als unerläß­
lieh betrachtet. Die Ansätze dazu 
sind sehr verschieden und spie­
geln wahrscheinlich den unter­
schiedlichen Grad der Koopera­
tion zwischen zentraler Ausbil­
dungsleitung und Fachabteilung 
wider. Bewährt hat sich insbeson­
dere das gemeinsame Planungs­
gespräch mit den Ausbildungsbe­
auftragten und Ausbildern vor 
Ortl3), in dem 
- die Ziele der Ausbildung erör­

tert, konkretisiert und auf die 
betriebliche Realität übertragen 

- Vorschläge der Fachabteilun­
gen zur Vermittlung fachlicher 
Qualifikationen an bestimmten 
Arbeitsplätzen gemacht 

- die Eignung einzelner Arbeits­
plätze für die Ausbildung durch­
leuchtet 

- die Möglichkeiten der Vermitt­
lung von Schlüsselqualifikatio­
nen erörtert werden. 

Der zeitliche Aufwand für solche 
Planungsgespräche, deren Ergeb­
nisse für mehrere Jahre Bestand 
haben, wird mit wenigen Tagen 

veranschlagt. Als besonders vor­
teilhaft an diesem Vorgehen wird 
von den betroffenen Ausbildern 
herausgestellt das gemeinsame Er� 
örtern von Zielen und Realisie­
rungsmöglichkeiten, das Berück­
sichtigen der Besonderheiten der 
Fachabteilungen bereits in einer 
ersten Planungsperiode, die Akti­
vierung der Ausbildungskompe­
tenz der Fachabteilung, die - zu­
mindest am Rande - erfolgende 
Bewertung der Eignung einzelner 
Arbeitsplätze für Ausbildungsauf­
gaben und der mit solchen Ge­
sprächen verbundene allgemeine 
Erfahrungsaustausch zwischen den 
Ausbildern. 

Ein vergleichbarer Weg, der je­
doch im Anspruch über das eben 
beschriebene Beispiel hinausgeht, 
wird in einem laufenden Modell­
versuch erprobt. I.) Die wesentli­
chen Weiterentwicklungen beste­
hen in folgenden Überlegungen 
und Schritten: Die Ausbildungsbe­
auftragten und Ausbilder / innen 
vor Ort führen im Zusammenhang 
mit der Umsetzung der Ziele der 
Ausbildung auf die betriebliche 
Realität Gespräche über Schlüssel­
qualifikationen : 
- Ausbilder/innen sollen verste­

hen, was Schlüsselqualifikatio­
nen sind. 

- Ausbilder/innen sollen die auf 
einem hohen Abstraktionsniveau 
beschriebenen Schlüsselqualifi­
kationen auf ihre Arbeitssitua­
tion übertragen. Beispiele: Was 
bedeutet Kooperationsfähigkeit 
für Industriekaufleute in "unse­
rem" Unternehmen? Welche 
Chancen bestehen in " unse­
rem" Unternehmen, auszubil­
dende Industriekaufleute selb­
ständig im Einkauf, . . .  operie­
ren zu lassen? Welche Möglich­
keiten bestehen in " unserem" 

Unternehmen, in der Ausbil­
dung Kundennähe zu praktizie­
ren? Welche betrieblichen An­
lässe bieten sich, die Kreativität 
der Auszubildenden zu fördern? 

- Ausbilder/innen sollen von der 
Bedeutung der Schlüsselqualifi­
kationen durch Erörterung von 
Beispielen aus der aktuellen be­
trieblichen Situation überzeugt 
werden. 
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- Ausbilder linnen sollen ermun­
tert und ermutigt werden, ihre 
Arbeitswelt auf die Möglichkeit 
der Vermittlung von Schlüssel­
qualifikationen zu untersuchen. 

Die Ausbilder linnen vor Ort wer­
den dann gebeten, an Hand eines 
vorbereiteten Arbeitsbogens einen 
für die Ausbildung besonders ge­
eigneten Arbeitsplatz auf seine 
Möglichkeiten der Qualifikations­
vermittlung zu analysieren. In ei­
nem dritten Schritt präsentieren 
die Ausbilder das Ergebnis ihrer 
Lernpotentialanalyse im Kreis der 
Ausbilder linnen. Eine Diskussion 
über die einzelnen Beispiele 
schließt sich an. 

Wirkungen: Die Ausbilder/innen 
analysieren das Lernpotential un­
terschiedlicher Arbeitsplätze, 
übernehmen didaktische Katego­
rien und machen sie zum Gegen­
stand bewußten, systematischen 
Handelns, sind aktiv und als 
gleichberechtigte Partner in die 
Planung der Ausbildung vor Ort 
einbezogen, gewinnen Sicherheit 
in der pädagogischen Analyse und 
Argumentation und nutzen die 
Kompetenz der Fachleute vor Ort 
als Basis einer berufs- und arbeits­
pädagogischen Qualifizierung. 

Problem 6: Exemplarische Vermitt­
lung: Weniger ist mehr 

Im Zuge weniger anschaulicher 
Arbeitsvorgänge, steigenden Ar­
beitsdrucks in den kaufmännischen 
Verwaltungen und zunehmenden 
Ansprüchen an die Ausbilder / in­
nen vor Ort kann die erwartete 
Ausbildungsleistung weiterhin 
nicht mit " Arbeitsplatztüchtigkeit" 
für den typischen Sachbearbeiter­
arbeitsplatz definiert werden. Für 
die Ausbildung müssen bewußter 
als bisher Arbeitsplätze und Ar­
beitsaufgaben mit einem hohen 
Qualifizierungspotential für eine 
exemplarische Vermittlung ausge­
wählt werden. 

Die ausgebildeten Industriekauf­
leute bedürfen nach ihrer Über­
nahme in ein Beschäftigungsver­
hältnis einer Anpassungsfortbil­
dung in der jeweiligen Fachabtei-
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lung. Dies ist die einhellige Auffas­
sung der Experten. Die Kompetenz 
zur qualifizierten Sachbearbeitung 
an typischen kaufmännischen Ar­
beitsplätzen wird in der Ausbil­
dung nur punktuell erreicht. Nach 
Meinung einiger Experten ist die 
generelle Arbeitsplatztüchtigkeit 
auch nicht erstrebenswert, da sie 
in Konkurrenz zu einer fachlich 
breiteren Qualifizierung und einer 
tieferen Qualifizierung im Bereich 
der Schlüsselqualifikationen steht 
und dabei unterliegt. Ausbildung 
erfolgt also bereits exemplarisch. 
Bedeutsam scheint, diesen Sach­
verhalt bewußtzumachen und die 
Möglichkeiten der exemplarischen 
Vermittlung im Betrieb zu nutzen. 

Nach ersten Eindrücken aus einem 
laufenden Modellversuchl6) scheint 
sich als Lösungsansatz die Bildung 
von Kernarbeitsplätzen in doppel­
ter Hinsicht zu bewähren: Es wer­
den typische, zentrale, besonders 
geeignete Arbeitsplätze für die 
Ausbildung ausgesucht. Die zum 
Gegenstand der Ausbildung ge­
machten Arbeitsaufgaben sollen 
die Anforderungen an eine exem­
plarische Qualifizierung erfüllen. 

Problem 7: Abweichende didakti­
sche Strukturen verunsichern Aus­
zubildende 

Die zukunftsorientierte betriebli­
che Berufsausbildung ist problem­
orientiert und schafft offene Lern­
situationen. Im Zentrum ihrer fach­
didaktischen überlegungen ste­
hen Fälle/Aufgaben. Dieser An­
satz betrieblicher Berufsausbil­
dung ist ganzheitlich im Sinne der 
Ansprache aller zur Lösung eines 
Praxisproblems erforderlicher 
Qualifikationen. Betrieb und Be­
rufsschule gehen in der Ausbil­
dung jedoch von unterschiedlichen 
didaktischen Konzeptionen aus: 
Der Betrieb - so nehmen wir ver­
einfachend an - praktiziert das 
Fallprinzip. Die Berufsschule folgt 
einer fachspezifischen Struktur. 
Diese voneinander abweichenden 
didaktischen Strukturen behindern 
wegen der unzureichenden curri­
cularen Verknüpfung die Orientie­
rung der Auszubildenden und eine 
ganzheitliche Ausbildung. 
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Der nach Fächern gegliederte und 
durchgeführte Berufsschulunter­
richt ist " tayloristische" Pädagogik:. 
Aus einer Einheit wird ein Teil­
aspekt betrachtet. 16) Die inhaltli­
chen Verbindungen zu den ande­
ren Teilen werden bewußt aus der 
Betrachtung ausgespart. So inter­
essiert beispielsweise der Aufbau 
einer Industriekalkulation - was 
ausführlich durch die Aufstellung 
von Kalkulationen auf der Grund­
lage vollständiger Informationen 
über Listenpreise, Rabatte, Skonti, 
etc. geübt wird -, nicht aber die 
Frage, woher die einzelnen Infor­
mationen kommen, wer über sie 
entscheidet, warum bestimmte Ent­
scheidungen getroffen worden 
sind und wie sie sich auf dem Ab­
satzmarkt auswirken. Die Berufs­
schule sollte sich im Interesse ei­
ner curricularen Verknüpfung zwi­
schen den Lemorten von dem star­
ren Fächerprinzip lösen. 

Im Rahmen eines Modellversuchs!ry 
hat sich als erster Schritt dahin be­
währt phasenbezogener, funktions­
orientierter Berufsschulunterricht, 
Projektunterricht und/oder Simu­
lation eines Betriebes. 

Problem 8: "Klassi$che" Ausbil­
dungsmethoden versagen 

Betriebe orientieren sich noch 
weitgehend an der 4-Stufen-Metho­
deo Die Rolle der Ausbilder muß 
sich bei Vermittlung persönlicher, 
fachlicher und sozialer Handlungs­
fähigkeit jedoch ändern. - Die Be­
rufsschule ist nach wie vor durch 
lehrerzentrierten Unterricht ge­
prägt. Das Vorherrschen "klassi­
scher" Ausbildungsmethoden be­
hindert den Erwerb bestimmter 
Schlüsselqualifikationen wie Selb­
ständigkeit, Kreativität, Team- und 
Kooperationsfähigkeit und nimmt 
den Auszubildenden Freude an 
der Ausbildung. Ihre neue Rolle 
für eine zukunftsorientierte Qualifi­
kationsvermittlung müssen Ausbil­
der und Berufsschullehrer selbst 
erst lernen. 

Es ist daher zu begrüßen, daß in 
den letzten Jahren gerade dem Be­
reich der Ausbildungsmethode be­
sondere Aufmerksamkeit gewid-
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met worden ist. Die tendenziell er­
kennbaren Weiterentwicklungen 
von Ausbildungsmethoden können 
allgemein umschrieben werden 
mit Worten wie selbstaktivierend, 
eigenverantwortlich, offen, gelei­
tet, kooperativ, teamorientiert. Die 
betriebliche Konkretisierung die­
ser methodischen Neuansätze er­
folgt in unterschiedlichen Ausprä­
gungen wie Leittextrnethode, Pro­
jektmethode, Fallstudie, Erkun­
dung, Planspiel, Juniorenfirma.l8) 

Für die Ausbildung von Industrie­
kaufleuten hervorzuheben sind fol­
gende Erfahrungen: 
- Die methodischen Neuerungen 

bewirken eine wesentlich höhe­
re Qualifizierung der Auszubil­
denden und führen zu mehr 
Freude und Engagement in der 
Ausbildung 

- In dem Maße, wie Auszubilden­
de selbst aktiv werden,  müssen 
die Ausbilder in den Fachabtei­
lungen zur "Beratung" bereit 
sem 

- Der Einsatz selbstaktivierender 
Methoden Setzt Veränderungen 
in der Ausbildungsorganisation 
und im Ausbildungsablauf des 
Betriebes voraus 

- Es besteht ein enger Zusam­
menhang zwischen der Ausbil­
dungsmethode und der Qualifi­
kation der Ausbilder/innen. 

Erfahrungen aus der Berufsschule 
zeigen 19): Der Einsatz selbstaktivie­
render Methoden ist möglich und 
erfolgreich. Der Unterricht ge­
winnt an Lebendigkeit, Dynamik, 
Kreativität und bereitet den Betrof­
fenen mehr Spaß als der frontal 
dargebotene Lehrervortrag. Der 
Anteil eines so durchgeführten Un­
terrichts an der Gesamtunterrichts­
zeit wird allerdings klein sein. 

Konsequenzen für die 
Organisation des 
Ausbildungswesens 

Die Betrachtungen sollen nun auf 
erforderliche Voraussetzungen 
bzw. Konsequenzen analysiert wer­
den. Ich orientiere mich dabei an 
der folgenden Übersicht. 

32 

Problem 

I DV-Organisation 

2 Anschauung 
Transparenz 

3 Lemortfunktion 

4 Experimente 

5 Lempotential 

6 Exemplarische 
Vennittlung 

7 Didaktische Struktur 

8 Methoden 

Lösungsmöglichkeiten 

Einführung in pe-Software 
(Industriestandard) 
Lemstudio; Ausbildungs­
computer 

Orientierungswoche 
Lernarrangement 
Simulation 

Kemarbeitsplatze 

Neue Funktion d. betriebl. 
Unterrichts 

Offene Lemsituationen 
in Fachabteilungen 

Kemarbeitsplätze 

Vbzaussetzungen/ 
Konsequenzen 

Konzeption; Beratung 

Ausstattung; Organisation 

Umstellung 
Materialentwicklung 

Entwicklungen in den 
Fachabteilungen; 
Betriebl. Abstimmung 

Veränderung der Ausbildung 
in den Fachabteilungen 

Erschließen der 
Fachabteilungen; 

Einbeziehen der Ausbilder Entwicklung von 
vor Ort Konzeptionen und 
Exemplarische Vennittlung Weiterbildungsbausteinen 

Kemarbeitsplatze 
Konzentration auf 
wesentliche, typische 
Arbaitsaufgaben 

Verlassen der 
Fächerstrulctur des 
Berufsschulunterrichts 

Selbstaktivierende 
Ausbildungsmethoden 

Analyse Lernpotential; 
Organisationsveränderung 

Rechtliche Änderungen für 
die Tatigkeit der Berufs­
schule; 
Entwicklung ganzheitlicher 
Ansatze; 
Lehrerfortbildung 

Öffnen der Fachabteilungen; 
Abstimmung; 
Weiterbildung der 
Ausbilder/innen 

Die Lösung dieser acht Probleme 
berührt die Organisation der Be­
rufsausbildung, Ziele, Inhalte und 
Methoden der betrieblichen Aus­
bildung, das Verhältnis der Ausbil­
dung zu den Fachabteilungen, die 
Bereitschaft des Betriebes zu einer 
berufs- und arbeitspädagogischen 
Ausbildung der Ausbilder/innen 
vor Ort, innerbetriebliche Abstim­
mung der Lernorte, eine Verände­
rung des rechtlichen Rahmens für 
den Berufsschulunterricht sowie 
die Qualifizierung der hauptberuf­
lichen Ausbilder / innen und Be­
rufsschullehrer / innen. 

konzeption lösen, die ausgeht von 
Maßnahmen der Organisationsent­
wicklung und in der berufs- und ar­
beitspädagogische Anliegen eine 
Zielgröße darstellen. Ein isolierter 
berufs- und arbeitspädagogischer 
Ansatz würde demgegenüber von 
der unhaltbaren Annahme ausge­
hen, daß eine Weiterbildung der 
Ausbilder linnen schon zur Pro­
blemlösung ausreichen würde. Ein 
solches Vorgehen wäre bedenk­
lich, weil aller Wahrscheinlichkeit 
nach die hauptberuflichen Ausbil­
der I innen an dem Beharrungs­
vermögen und dem Ressortegois­
mus der Fachabteilungen schei­
tern würden. Erfolgversprechend 
scheint der umfassendere Ansatz, 

Die acht Probleme lassen sich da­
mit nur im Rahmen einer Gesamt-
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weil er in einem zeitlich vorge­
schalteten Schritt Einverständnis 
der Fachahteilungen für solche 
Veränderungen des betrieblichen 
Ausbildungswesens anbahnen soll 
und muß. In der Regel ist bei einer 
solchen Entwicklung des betriebli­
chen Ausbildungswesens die Zu­
stimmung der Geschäftsführung 
erforderlich, die stark abhängig ist 
vom Votum der Fachabteilungen. 

Die den Ausbildern nach Klärung 
und Veränderung der institutionel­
len Bedingungen verbleibenden 
Fachaufgaben sind dann mit 
berufs- und arbeitspädagogischen 
Instrumenten lösbar. Im Zentrum 
entsprechender Maßnahmen muß 
die arbeitsplatzbezogene Berufs­
ausbildung mit ihren Ansprüchen 
und Fblgen für "flankierende" 
Maßnahmen stehen. Von diesem 
Zentrum aus lassen sich die offe­
nen inhaltlichen und methodischen 
Fragen formulieren und beantwor­
ten. Auf dem Weg dahin gerät si­
cher die berufs- und arbeitspäd­
agogische Weiterbildung der Aus­
bilder vor Ort in den Blick. Sie tra­
gen eine große Last entsprechen­
der Veränderungen und müssen 
daher vorbereitet werden. Erfor­
derlich sind die Schaffung von Ar­
beitsbedingungen, die eine Mitwir­
kung der Ausbilder linnen vor Ort 
ermöglichen und Weiterbildungs­
maßnahmen, die die Ausbilder/in­
nen vor Ort auf die kompetente 
Wahrnehmung dieser Mitwirkung 
vorbereiten. 00) 

Die Lösung der inner- und außer­
betrieblichen Abstimmungsfragen 
setzt neben dem erforderlichen 
Problembewußtsein Kompetenz 
der hauptberuflichen Ausbilder / 
innen zur Entwicklung von ganz­
heitlichen - Gesichtspunkte der 
Organisationsentwicklung einbe­
ziehende - Konzeptionen auf einer 
Mikroebene (Ablauf und Durch­
führung der Berufsausbildung) vor­
aus. 

Resümee: Die neuen Anforderun­
gen an die Berufsausbildung im 
dualen System führen über das 
neue Menschenbild und das neue 
Bildungsziel zu einer Umorientie­
rung des Ausbildungswesens. Die 
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Last der Veränderung liegt auf den 
Schultern der hauptberuflichen 
Ausbilder linnen, der Ausbil­
der / innen vor Ort und der Berufs­
schullehrer/innen. Die Lösung der 
gestellten Aufgabe durch diesen 
Personenkreis darf jedoch nur 
dann erwartet werden, wenn der 
Handlungsrahmen entsprechend 
ausgestaltet wird und die notwen­
digen Qualifikationen vorliegen. 
Hierzu sind zunächst Entscheidun­
gen oberhalb der Funktionsebene 
dieser Personen zu treffen. An­
dernfalls bliebe es bei dem un­
tauglichen Versuch, Organisations­
und Strukturprobleme über isolier­
te berufs- und arbeitspädagogi­
sche Maßnahmen, die allein vom 
Ausbildungspersonal getragen 
werden, lösen zu wollen. 
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Technoloqien in die Ausbildung von Industrie­
kaufleuten" . Vgl. auch: Brenn, V: Die Förderung 
von Schlüsselqualifll::ationen in der Ausbildung. 
In: VersicheIllll9swirtschafl. Nr. 23, 43. Jg., 
121 1988, S. 1557 f.; Bader, R: Neue TechnoIo­
gien meisterhaft nutzen. Thesen zu einer zu­
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INTERVIEW 

Ausbildung arn Arbeitsplatz fördert Fähigkeit 
zum selbständigen, beruflichen Handeln 

Ein Interview mit Hannelore Kerbl, kaufmännische Ausbildungsleiterin 
der Wacker-Chemie, und Ute Büchele, wissenschaftliche Mitarbeiterin 
der Gesellschaft für Ausbildungsforschung und Berufsentwicklung. 

Hannelore Kerbl 
Industriekauffrau und fursonalfachkauffrau; kauf­
männische AusbildllllQSleiterin der Wacker-Che­
mie GmbH. München, Projelctleiterin des Modell­
versuches zur "Erprobung arbeirnplatzorientierter 
Methoden für die Ausbildung von Industrie-Kauf­
leuten unter Bedingungen neuer Technologien". 

BWP: Die kaufmännische Ausbil­
dung am Arbeitsplatz unter den 
Bedingungen neuer Bürotechnolo­
gien steht im Mittelpunkt eines 
ModellVersuches, den die Wacker­
Chemie GmbH in Zusammenarbeit 
mit der Gesellschaft für Ausbil­
dungsforschung und Berufsent­
wicklung e. V und dem Bundesin­
stitut für Berufsbildung durchführt. 

Welche Konzeption liegt der Aus­
bildung zum lndustriekaufmann/ 
zur Industriekauffrau zugrunde und 
welches sind die wesentlichen Ziele 
der Industriekaufleuteausbildung? 

Kerbl: Die Konzeption der Wacker­
Chemie ist in erster Linie, den 
Lemort Arbeitsplatz zu erhalten, 
weil wir überzeugt sind, daß man 
nur dort die vielfältigen Anforde­
rungen erlernen kann, die für die­
sen Beruf später gebraucht wer­
den. Wir fördern die Auszubilden­
den dadurch, daß wir sie in das so­
ziale betriebliche Umfeld bringen 
und daß sie echte Arbeitsaufgaben 
problemlösend selbst bearbeiten 
dürfen. Oberstes Ziel ist, daß die 
Auszubildenden berufliche Hand­
lungskompetenz erwerben. 
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Ute Büchele 
Kauffrau und Waldorfpädal1OQin; Gesellschaft für 
Ausbildungsforschung und Berufsentwiclclung 
e. V" München, die mit der wissenschaftlichen Be­
gleitung des Modellversuches betraut ist. 

BWP: Welche organisatorischen 
Umstellungen waren erforderlich, 
um diese Ausbildungsziele in den 
Betrieben zu realisieren? 

Kerb!: Dort, wo es möglich war, ha­
ben wir den Ausbildungsablauf 
nach dem Belegfluß gestaltet. Dazu 
muß man wissen, daß wir an den 
beiden Firmenstandorten Mün­
chen und Burghausen Industrie­
kaufleute ausbilden, aber an kei­
nem dieser Standorte ausschließ­
lich ausbilden können. Unsere Aus­
zubildenden müssen also einen 
Teil der Ausbildung in der Haupt­
verwaltung München, den anderen 
Teil in unserem Werk Burghausen 
durchlaufen. Die Auszubildenden 
gehen praktisch mit den Aktivitä­
ten mit. Als Beispiel vielleicht die 
Materialwirtschaft: Es entsteht an 
einer Stelle im Betrieb ein Bedarf. 
Die Disponenten überlegen, ob 
dieser Artikel in das Gesamtsorti­
ment aufgenommen werden soll 
und wieviel davon gekauft werden 
muß. Nach diesen Entscheidungen 
geht die Anforderung in den Ein­
kauf. Der Einkauf ermittelt den 
günstigsten Anbieter und bestellt 
die Ware. Die Warenübernahme 

prüft und unternimmt die Ware, die 
Rechnung wird von der Rechnungs­
prüfung geprüft, in der Kreditoren­
buchhaltung gebucht und in der 
Finanzabteilung bezahlt. - Also 
ein geschlossener Kreislauf, der 
Zusammenhangswissen fördert. 

Büchele: Diesem Belegfluß ent­
sprechend laufen die Auszubilden­
den dann durch Disposition in 
Burghausen, Einkauf in München, 
Warenübernahme und Rechnungs­
prüfung in Burghausen und Rech­
nungswesen und Finanzwesen in 
München. Sie sehen also, die Aus­
zubildenden wechseln jetzt ständig 
den Standort mit dem Belegfluß -
anders als früher, als sie in einem 
Block standortbezogen alles durch­
einander gelernt haben. 

BWP: Wird dieses Konzept von den 
Auszubildenden akzeptiert und ha­
ben sie die Möglichkeit, die Zu­
sammenhänge zu erkennen oder 
ganzheitliches Verständnis für ihre 
Tätigkeit zu entwickeln? 

Kerb1: Das Verständnis ist mit Si­
cherheit gewachsen. Es gibt auch 
Iqealfälle, daß jemand in der Wa­
renübernahme die Waren, die er 
vorher im Einkauf selbst bestellt 
hat, tatsächlich selbst übernimmt. 
Das sind natürlich Erfolgserlebnis­
se, die die Auszubildenden moti­
vieren. Das Zusammenhangswis­
sen vrird dadurch auf jeden Fall 
gefördert. 

Büchele: Ergänzend machen wir 
noch eine Veranstaltung, damit die­
ses Zusammenhangswissen wirk­
lich verankert wird. Am Ende eines 
solchen Durchlaufes holen wir die 
Auszubildenden einen Tag lang zu­
sammen, und sie berichten dann 
über ihre Erfahrungen und weiten 
sie aus, so daß man in diesem 
Arbeitsgespräch die Zusammen­
hänge noch einmal verdeutlichen 
kann. 

BWP: Wie hat sich das Rollenver­
ständnis der Ausbilder und Ausbil­
derinnen vor dem Hintergrund die­
ser neuen Konzeption verändert? 
Welche Qualifikationsanforderun­
gen sind es heute, die Sie an die 
Ausbilder stellen? 
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Kerbl: Bis zum Beginn des Modell­
versuches war die typische Ausbil­
dungsform "klassische Unterwei­
sung" , also die Vierstufenmethode 
gang und gäbe; d. h.t der Ausbil­
der hat den Vorgang genau vorge­
zeigt, so geht's und nicht anders, 
mach's so, sonst machst Du einen 
Fehler. Wenn wir jetzt fordern, daß 
der Ausbilder zu einem Lernbera­
teI wird, daß er also die Aufgaben­
steIlungen offen und als Problem 
übergibt, daß er die Lösung nicht 
gleich anbietet sondern sie vom 
Auszubildenden entwickeln läßt, 
erfordert das natürlich, daß er sich 
im Vorfeld sehr viel Gedanken 
macht, welche Aufgaben übertrage 
ich an den Auszubildenden, wie 
muß ich die Aufgabe u, U. vorberei­
ten, welche Informationen muß ich 
zwingend dazu geben. Dann muß 
sich der Ausbilder aber zurück­
nehmen, den Auszubildenden 
überlegen und arbeiten und nach 
Möglichkeit eine eigene Lösung 
anbieten lassen. Selbstverständlich 
gehört dazu, daß der Ausbilder 
sich in der Vorbereitung überlegt, 
bis wie weit kann ich den Auszubil­
denden laufen lassen, wie lang 
kann die Leine sein, bis wohin kann 
ich Fehler zulassen und wo muß ich 
einen Checkpoint setzen, weil der 
Fehler sonst einen Umfang an­
nimmt. der schwer behebbar ist 
oder den Kunden verärgert. Aber 
die Arbeit als solches sollte der 
Auszubildende mit hoher Selbstän­
digkeit und Problembewußtsein 
selbst durchführen, Bei dieser 
Lernmethode ist natürlich notwen­
dig, daß der Ausbilder mit dem 
Auszubildenden Rücksprachen 
führt und daß beide gemeinsam 
aus den praktischen Erfahrungen 
die Theorie ableiten. Regelmäßige 
Rückblickgespräche sind über­
haupt ein wesentlicher Bestandteil 
dieser Ausbildung. 

BWP: Wie kommt das Ausbildungs­
pezsonal mit diesen Qualifikations­
anforderungen fachlich und päd­
agogisch zurecht? 

Kerbl: Man muß ganz deutlich sa­
gen: unterschiedlich. Das Gros der 
Ausbilder kommt gut damit zu­
recht. Es gibt zum Glück Natur­
talente, und es gibt viele, die sich 

BWP 4/89 

ganz intensiv bemühen, weil sie 
das Positive dieses Ansatzes er­
kannt haben, Aber es gibt leider 
auch immer wieder Ausbilder, die 
den Sinn unserer Bemühungen 
nicht verstehen, und es gibt auch 
welche, die nach ersten Versuchen 
wieder in ihr altes gewohntes Ra­
ster zurückfallen. 

BWP: Gibt es Probleme für neben­
amtliche Ausbilder und Ausbilde­
rinnen? 

Kerbl: In der kaufmännischen Aus­
bildung der Wacker-Chemie gibt 
es ausschließlich nebenamtliche 
Ausbilder, deren erste Aufgaben­
stellung die Arbeitsbewältigung 
des Tagesgeschäftes ist. Sie müs­
sen bereit sein, für die Ausbildung 
Zeit aufzuwenden. Die Ausbilder 
wünschen sich immer von der Aus­
bildungsleitung, daß auf die Vorge­
setzten eingewirkt wird, daß Aus­
bildung in den Stellenbeschreibun­
gen verankert wird und somit ein 
legitimer Bestandteil der Arbeits­
aufgabe wird. Es dürfen keine Si­
tuationen entstehen, in denen Aus­
bilder ein schlechtes Gewissen ha­
ben, weil sie sich um Ausbildung 
statt z. B. um einen Stapel Rechnun­
gen kümmern. 

BWP: Welche Weiterbildungsmaß­
nahmen haben Sie entwickelt, um 
die Qualifizierung der Ausbilder a 
jour zu halten? 

Kerbl: Wir haben in unserem Mo­
dellversuchskonzept ein Ausbil­
derseminar gestaltet, in dem wir 
versuchen, die Ausbilder in die La­
ge des Lernenden zu versetzen, 
d. h. wir referieren auf diesem Se­
minar kaum, sondern entwickeln 
gemeinsam mit den Ausbildern 
Ausbildungsziele und Wege, um 
diese Ziele zu erreichen. Diese Se­
minare dauern drei Tage. Daneben 
finden Gespräche am Arbeitsplatz 
statt, um gemeinsam Lernchancen 
zu erkennen und zu entwickeln. 
Dabei werden auch Umsetzungs­
hilfen gegeben. 

BWP: Worauf kommt es Ihnen bei 
der berufs- und arbeitspädagogi­
sehen Qualifizierung des Ausbil­
dungspersonaJs an? 

INTERVIEW 

Kerbl: Die berufliche Handlungs­
kompetenz ist unbestritten. Wir 
wissen, daß die Kollegen, die wir 
als Ausbilder eingesetzt haben, die 
fachlichen Ausbildungsinhalte ab­
decken können. Neu ist, daß sie 
jetzt sehr viel mehr die Person des 
Auszubildenden in ihre Überlegun­
gen miteinbeziehen müssen: In 
welcher Situation befindet sich der 
Auszubildende, wo steht er in der 
Ausbildung, wo sind seine Stärken 
und Schwächen. Der Ausbilder soll 
den einzelnen Auszubildenden be­
trachten und Lernaufgaben ent­
sprechend dem individuellen 
Lernfortschritt stellen. 

BWP: Sind denn aus den Erfahrun­
gen, die Sie im Rahmen dieses Mo­
dellversuches gewonnen haben, 
Verallgemeinerungen für die Qua­
lifizierung von Ausbildern generell 
abzuleiten? 

Büchele: Ich denke, daß es über­
haupt nicht fruchtbar für die Ausbil­
dung ist, Vorträge zu halten, weil 
die Phantasie und die pädagogi­
sche Kompetenz der Ausbilder 
nicht reicht, das, was sie theore­
tisch aufnehmen, praktisch umzu­
setzen. Das heißt, die QualifIzie­
rung muß immer Handreichung 
sein, die mindestens ansatzweise 
den Ausbildern vennittelt, wie es 
am Arbeitsplatz wirklich aussieht. 
was mache ich denn jetzt, wie 
komme ich dazu, daß der Auszubil­
dende tatsächlich selbständig han­
delt oder wie bereite ich eine 
Arbeitsaufgabe so vor, daß es eine 
Lernaufgabe wird. Wenn das ge­
lingt, ist ein großer Schritt getan. 

Kerbl: Wir geben in den Ausbil­
derseminaren ausschließlich vor, 
welche Technologien wir z. Z. im 
Haus haben, welche in absehbarer 
Zeit und welche in weiterer Zukunft 
auf uns zukommen. Wir entwickeln 
dann mit den Ausbildern gemein­
sam, wie sich die Arbeitsplätze 
durch neue Technologien verän­
dern und was der künftige Kauf­
mann können muß. 

Büchele: Alles, was theoretisch ab­
gehoben ist und nichts mit der Ar­
beitswelt des Ausbilders zu tun hat, 
ist in seinen täglichen Arbeitsab-
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STANDPUNKTE 

lauf schwer integrierbar. Uns geht 
es jedoch gerade darum, daß Aus­
bildung etwas ist was am Arbeits­
platz stattfindet und nicht im 
Widerspruch steht zu dem, was er 
als Tätigkeit ausübt. 

BWP: Halten Sie es für möglich, 
daß andere Betriebe diese Ausbil­
derqualifizierung aufgreifen? Kön­
nen Sie Empfehlungen dafür ge­
ben? 

Kerbl: Wir betreiben natürlich eine 
intensive Öffentlichkeitsarbeit und 
haben eine erfreuliche Resonanz. 
Man darf allerdings nicht das Ge­
samtkonzept des Modellversuches 
Wacker-Chemie anderen Unter­
nehmen aufstülpen wollen. Die 
problembewußten Ausbilder pik­
ken sich die Dinge heraus, die sie 
in ihrem Betrieb für umsetzbar hal­
ten. 

Büchele: Wir können auch sagen, 
daß die Grundidee der Förderung 
von Schlüsselqualifikationen mit 
Hilfe des " entdeckenden Lernens" 
nicht nur einen Ansatz für die kauf­
männische Ausbildung darstellt, 
sondern auch für die gewerblich­
technische Ausbildung verwend­
bar ist, wo man es in der Regel mit 
hauptamtlichen Ausbildern zu tun 
hat und wo im Prinzip diese Art der 
Ausbilder -Weiterbildung genauso 
greift. Wir haben mit Kammern 
und Betrieben Seminare für Ausbil­
der im gewerblich-technischen Be­
reich durchgeführt, in denen die 
Ausbilder Ausbildungssituationen 
gestaltet haben. Die gelösten und 
erprobten Aufgaben wurden nach 
zwei Wochen in einem eintägigen 
Seminar besprochen. Auch hier 
gilt, daß je praktischer und ausbil­
dungsnäher bzw. arbeitsplatznäher 
ein Seminar gestaltet wird, desto 
direkter kann es eingesetzt wer­
den. 

Kerb!: Vielleicht sollte man noch 
hinzufügen, daß bei der Wacker­
Chemie durch diesen Ausbildungs­
ansatz auch Ausbildungsplätze er­
schlossen wurden, die bisher abso­
lut tabu waren, z. B. auf der Ebene 
der Gruppenleiter und Referenten, 
die bisher immer argumentiert hat­
ten, auf ihrer Stelle werde soviel 
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über's Telefon abgewickelt und die 
meisten Entscheidungen müßten 
"ad hoc" getroffen werden, so daß 
man einem Auszubildenden kaum 
etwas zeigen könne. Dabei stecken 
gerade in diesen Arbeits- bzw. 
Ausbildungsplätzen unersetzbare 
Lernchancen. 

BWP: Wie schätzen Sie die Bereit­
schaft anderer Betriebe ein, eine 
solche Ausbilderqualifizierung zu 
übernehmen? 

Kerbl: Aus unserer Erfahrung kann 
man sie als sehr hoch einschätzen. 
Es gibt eine Reihe namhafter Be-

triebe in München und Bayern, 
aber auch darüber hinaus, die Teil­
aspekte tatsächlich schon umset­
zen und uns erfreulich oft von posi­
tiven Erfahrungen berichten. 
Schwieriger ist es allerdings, an 
Klein- und Mittelbetriebe heranzu­
kommen. Es ist häufig schon ein 
Problem, Informationen an diese 
Betriebe weiterzugeben. Es fehlt 
uns noch an Ideen, wie man auch 
bei diesen Betrieben Problernbe­
wußtsein wecken kann. 

BWP: Frau Kerbl und Frau Büchele, 
ich danke Ihnen für dieses Ge­
spräch. 

Gebotene Höherquallilzierung der Berufsausbilder 

Dieter Herth 
Bundesverband Deutscher Berufsausbilder e. V. 

Nach dem Berufsbildungsgesetz 
von 1969 darf nur ausbilden, wer � 

unter anderem � die erforderli­
chen berufs- und arbeitspädagogi­
schen Kenntnisse besitzt. Was un­
ter " erforderlichen . . .  Kenntnis­
sen" zu verstehen ist, steht weder 
im Gesetz noch in der Ausbilder­
Eignungsverordnung (AEVO), son­
dern wurde in einem "Rahmen­
stoffplan

" 
definiert, den der dama­

lige Bundesausschuß für Berufsbil­
dung als " Empfehlung

" 
im März 

1972 beschlossen hat. Dieser Rah­
menstoffplan hat sich bewährt, be­
darf aber nach knapp zwei Jahr­
zehnten dringend der Weiterent­
wicklung. Der Berufsausbilder als 
Schlüsselperson und Garant für 
die Qualität des anwendungsbezo­
genen Teils der Berufsausbildung 
braucht erneut die Förderung und 
Unterstützung durch die zuständi­
gen Institutionen. 

So sind nicht zuletzt in der Empfeh­
lung auch Angaben über den zeitli­
chen Umfang von Vorbereitungs­
maßnahmen enthalten. Solche Kur­
se sollten eine Mindestzahl von 120 
Stunden aufweisen, eine bessere 
Zahl von 160 Stunden wurde bereits 
damals als durchschnittliche Stun­
denzahl anvisiert und als weiter an-

zustrebende Stundenzahl wurden 
200 Stunden genannt. Aber wie 
stellt sich die Praxis heute dar? 

Aus begreiflichen Gründen wur­
den in den vergangenen Jahren 
die Hürden nicht höher ge­
schraubt, sondern in Anbetracht 
des gewaltigen Schülerberges galt 
es, Lehrstellen zu schaffen und 
Ausbildungspersonal schnellstmög­
lich zu fördern. Nach erfolgreicher 
Bewältigung dieser verantwor­
tungsvollen Aufgabe im dualen 
Ausbildungssystem normalisieren 
sich die Verhältnisse mehr und 
mehr und bieten so die Chance, 
sich wieder besonders auf die ho­
hen Qualitätsanforderungen einzu­
stellen, wie sie insbesondere in 
den neugeordneten Metall- und 
Elektroberufen richtungsweisend 
gefordert werden. 

Es ist unserer Meinung nach be­
denklich, wenn eine Umfrage un­
ter Verbandskollegen ergab, daß 
es zwar noch eine gute Anzahl von 
120-Stunden-ada-Kursen gibt, aber 
auch schon eine für uns er­
schreckende Zahl von Kursen mit 
100, 80 und sogar in wenigen Fällen 
mit 60 Stunden Zeitumfang. Ein 
Kurs mit mehr als 120 Stunden wur-
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de uns anläßlich dieser Umfrage 
nicht bekannt. Ist dies noch eine 
gewisse Nachwirkung vergange­
ner Jahre oder ist es der Wettbe­
werb auf dem freien Bildungs­
markt: wer bietet den billigsten 
Kurs an? Wir Berufsausbilder for­
dern daher dringend Maßnahmen, 
um diese falsche Tendenz zu 
stoppen. 

Dies ist aber nur der äußere, wenn 
auch gewichtige Rahmen. Inhalt­
lich müssen ebenfalls viele neue 
Gesichtspunkte berücksichtigt 
werden. Wenn wir z. B. wollen, daß 
die sogenannten "technischen Er­
rungenschaften" künftig in mög­
lichst humanbezogenen Bahnen 
verlaufen, dann müssen wir früh­
zeitig über eben diese Zukunft, 
und insbesondere über die zu er­
wartende Arbeitswelt, diskutieren. 
Eine gute Berufsausbildung muß 
zukunftsgerichtet sein. Aber wo fin­
det der junge Einstiegsausbilder 
hierfür den offiziellen Gesprächs­
partner? Wo findet ein geschärftes 
Energie- und Umweltbewußtsein 
seinen Anstoß? Was müssen wir 
über den zu erwartenden EG-Bin­
nenmarkt wissen? Wo hört der Aus­
bilder etwas über Untemehmens­
formen und Wirtschaftsorganisatio­
nen, über Lohn- und Gehaltssyste­
me, geeignete Berufsorientie­
rungsmaßnahmen? Wo werden in 
handlungsorientierter Weise Din­
ge eingeübt wie beispielsweise 
das Führen von Einstellungs-, 
Beurteilungs- und Kritikgesprä­
chen? Rhetorikelemente sind Man­
gelware! Wo wird die Zusammen­
stellung und der Einsatz von Unter­
richtsmitteln - bei der heutigen 
Vielfalt - ausreichend geübt? 

Eine weitere Lücke klafft beim Na­
hebringen moderner Unterwei­
sungs- und Lernmethoden ein­
schließlich der gerätetechnischen 
Möglichkeiten. Wie schafft man 
Lernatmosphäre, was leistet die 
Projekt- und Leittextmethode, wo­
rin unterscheidet sich eine compu­
tergestützte, programmierte Unter­
weisung von tutoriellern Lernen, 
was schafft Bildplatte und Videore­
corder, wo sind die Vorteile und 
Grenzen suggestopädischer Me­
thoden usw.? 
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Ein weiteres ist der Betreuungsum­
fang, d. h. die von einem Berufs­
ausbilder zu betreuende Anzahl 
von Auszubildenden. Aufgrund ei­
ner damals sicher wohlbedachten 
Empfehlung des Hauptausschus­
ses des BIBB gilt bisher als Richt­
schnur, daß ein Ausbilder gleich­
zeitig 16 Auszubildende betreuen 
kann, Aber auch das hat sich teil­
weise sehr gewandelt. Wenn man 
zum Beispiel an die CNC-Technik 
denkt mit ihren komplexen Mög­
lichkeiten, vom Planen der Arbeit, 
Programmieren, Optimieren und 
Einstellen der Maschinen, Über­
wachen der Arbeitsabläufe ein­
schließlich der Wartung der Gerä­
te und Maschinen bis zur Quahtäts­
beurteilung und -sicherung, was 
heute vielfach wiederum mit Hilfe 
von CNC-gesteuerten Meßmaschi­
nen erfolgt, dann ist ein hier einge­
setzter Ausbilder in so hohem Ma­
ße gefordert, daß in solchen Fällen 
die Zahl 16 deutlich reduziert wer­
den muß. Das Bundesinstitut für Be­
rufsbildung muß deshalb neue 
Richtwerte setzen, da sich sonst die 
Ausbilder vor Ort wegen der ge­
stiegenen Anforderungen "ver­
schaukelt" vorkommen. 

Dies alles sind nur einige spotlights 
aus heutiger Sicht, die sehr wohl 
allseitiger und eingehender Über­
legungen bedürfen. 

Wenn man a11 diese notwendigen 
Aspekte betrachtet, dann war es si­
cher kein unrealistischer Weitblick 
des damaligen Bundesausschus­
ses, wenn man von 200-Stunden­
Kursen gesprochen hat. Der 
Wunsch vieler Ausbilder, wie er 
sich aus der Praxis ergeben hat, 
ist, daß zunächst ein " Einstiegs­
Ausbilderkurs" vorgesehen wird. 
Daran müßten sich einige Jahre 
Ausbildungspraxis anschließen, 
um als vollwertiger Berufsausbil­
der anerkannt zu werden. Einige 
Jahre erfolgreiche Praxis in der Be­
rufsausbildung sind nach unserem 
Verständnis nötig, um die Qualifi­
kationen eines Berufsausbilders zu 
erwerben, wie sie in einer neuzeit­
lichen Ausbildungspraxis erforder­
lich sind und in dem von unserem 
Verband erstellten "Berufsbild des 
Berufsausbilders" enthalten sind. 

STANDPUNKTE 

Der Ausbildergrundkurs ist für re­
lativ junge Fachleute gedacht, die 
in das Metier der Berufsausbil­
dung einsteigen wollen. Später 
sollte er durch spezielle Aufbau­
und Weiterbildungskurse ergänzt 
werden, um eine laufende Anpas­
sung zu gewähren. Selbstverständ­
lich muß man aber auch an die 
Ausbilder denken, die ihren ada­
Kurs bzw. -Prüfung bisheriger, um 
nicht zu sagen alter Prägung, abge­
legt haben. Auch diesen Leuten 
muß Gelegenheit geboten werden, 
sich mit den neuesten Erkenntnis­
sen, die sich besonders auch im 
pädagogischen Raum ergeben, 
fortzubilden und vertraut zu ma­
chen. Mit anderen Worten: Wir 
brauchen dringend eine geeignete 
Grundlage zur pädagogischen 
"Weiterbildung der Ausbilder" , Im 
rein berufsfachlichen Bereich, der 
durch die AEVO nicht angespro­
chen wird, finden bereits vielerorts 
zahlreiche Weiterbildungsmaßnah­
men statt. Für pädagogische und 
berufsfachliche Weiterbildungs­
maßnahmen, die nach dem Bau­
steinprinzip gegliedert sein könn­
ten, erwarten wir dringend Emp­
fehlungen, aus denen auch Aussa­
gen abgeleitet werden können be­
züglich der Freistellung von Ausbil­
dern zum Besuch solcher Veran­
staltungen und zur KlarsteIlung, 
daß die hierfür anfallenden Kosten 
nicht von den Ausbildern selbst zu 
tragen sind. 

In der Vergangenheit hat sich ge­
zeigt, daß die Empfehlungen des 
Bundesinstituts in der Praxis im all­
gemeinen sehr ernstgenommen 
wurden. Da in dieser Fachinstitu­
tion Vertreter der Tarifpartner und 
der kulturhoheitlichen Länder an 
einem Tisch sitzen, erwarten die 
Berufsausbilder, daß ihre Belange 
- die der gesamten Berufsausbil­
dung und somit letztlich der ge­
samten deutschen Wirtschaft zugu­
te kommen - wieder fortschrittlich 
konzipiert werden, denn nur bei 
weitgehendem Konsens der hierfür 
Verantwortlichen können die Be­
schlüsse sinnvoll umgesetzt werden. 
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Hinter dem Rücken der Ausbilder 

Pädagogische und psychosoziale Resultate bildungspolitisch induzierter 
(Ausbildungs-)Organisationsentwicklung 

Astrid Bleck-Klatt 

Astrid Bleck-Klatt, M. A. 
Bildungsölronomin; wissenschaftliche Mitarbeite­
rin am Zentrum für Weiterbildung (ZWB), Universi­
tät Bremen; seit 1987 pM. Mitarbeiterin im Modell­
versuch MODAL 

Die Neuordnung der industriellen 
Metall- und Elektroausbildung hat 
besonders kleine und mittlere Be­
triebe aufgrund ihrer in der Regel 
engbegrenzten Ausbildungskapa­
zitäten vor nicht unerhebliche orga­
nisatorische, fachliche und päd­
agogische Umsetzungsprobleme 
gestellt. Die zentrale Rolle in die­
sem noch längst nicht abgeschlos­
senen Umsetzungsprozeß spielen 
die haupt- und nebenamtlichen 
Ausbilder und Ausbilderinnen, 
weil ihre fachlichen und sozialen 
Fähigkeiten ausschlaggebend für 
Effektivität und Qualität, also den 
Erfolg der neugeordneten Berufs­
ausbildung sind. Daher ist es Ziel­
setzung des Modellversuches 
MODALl), über dessen Einleitungs­
phase der folgende Bericht han­
delt, ausbildungspraxisnahe und 
betriebsorientierte Handlungshil­
fen und Weiterbildungskonzepti0-
nen zu entwickeln, in denen die ak­
tuellen Problem- und Fragestellun­
gen des betrieblichen Ausbildungs­
personals zu den neuen Ausbil­
dungszielen, -inhalten und -metho­
den aufgegriffen und bearbeitet 
werden. Grundlage für ein adres­
satengerechtes und praxisrelevan­
tes Qualifizierungsangebot bilden 
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zwei Erhebungen, die im Abstand 
von einem Jahr zunächst mit Ausbil­
dungsleitungen als " Expertenge­
spräche" 2) und in einer zweiten 
Runde mit Ausbilderinnen und 
Ausbildern mit der Methode des 
problemzentrierten Interviews3) 
durchgeführt wurden. 

Die Neuordnung der Berufs­
ausbildung als Initiator von 
Lernprozessen 

In der Regel wird mit dem Begriff 
der Organisationsentwicklung (OE) 
die Strategie bezeichnet, Verände­
rungen von Organisationen auf­
grund des technischen und sozia­
len Wandels aktiv im Sinne der Or­
ganisationsziele zu befördern. In 
der Frage des Subjekts, also des 
Organisators dieser Veränderungs­
prozesse sieht Bennis - der als ei­
ner der Klassiker der Organisa­
tionsentwicklung gilt - es als spe­
zifische Führungsaufgabe des Vor­
gesetzten an, "im Rahmen der 
Steuerung des Verhaltens seiner 
Mitarbeiter ein ,arbeitendes' in ein 
,lernendes System' der Organisa­
tionsentwicklung" zu überführen.·) 

Im vorliegenden Bericht zu Proble­
men der Umsetzung der Neuord­
nung der Metallausbildung spielt 
jedoch kein Vorgesetzter die 
Schlüsselrolle des Initiators von 
Lernprozessen. Als Subjekt wirkt 
hier gewissermaßen die vom Ge­
setzgeber den Betrieben verord­
nete neue Zielsetzung in der be­
trieblichen Berufsausbildung, in­
dem deren implizite organisatori­
schen und methodischen Verände­
rungen in der Durchführung der 
Ausbildung zu veränderten Lern­
und Verhaltensweisen auf seiten 
der Auszubildenden geführt ha­
ben. Diese die Routine bislang er­
folgreich durchgeführter Ausbil­
dung durchbrechenden neuarti­
gen sozial-kommunikativen und 

pädagogischen Prozesse bilden 
den Ausgangspunkt für den· von 
Bennis als Übergang des I,arbei­
tenden" in ein "lernendes System" 
bezeichneten Lern- und (Selbst-) 
Qualiflzierungsprozeß der Ausbil­
der. Die erste Phase dieses Or­
ganisationsentwicklungs-Prozesses 
ist in den im folgenden dargestell­
ten Erhebungen5) dokumentiert 
worden. 

I. Erste Phase 
der Expertengespräche mit 
Ausbildungsleitungen 

Vor einem Jahr existierte noch weit­
gehend Unsicherheit und Informa­
tionsbedarf gegenüber den Anfor­
derungen der Neuordnung an die 
Ausbildungsbetriebe und die Aus� 
bilder selber: ganz allgemein be­
zogen auf neue Ausbildungsfor­
men und zusätzliche Ausbildungs­
bestandteile, ganz speziell in Hin­
blick auf Themenstellungen und 
Durchführungsmodalitäten der 
Zwischen- und Abschlußprüfun­
gen. Zwar waren neue Lehr- und 
Lernfonnen sowie methodische 
Konzepte der Umsetzung der Neu­
ordnung einer Reihe von Ausbil­
dungsleitungen und Ausbildern 
z. B. aus Präsentationsveranstaltun­
gen von Daimler-Benz oder Klöck­
ner in Bremen bekannt. Doch wur­
den solche Formen und Modelle 
der Umsetzung von vornherein als 
möglicherweise passend für Groß­
betriebe, aber unpraktikabel für 
die eigene Ausbildungspraxis ein­
gestuft, teilweise auch als mehr 
oder weniger "überzogen" belä­
chelt: Der Sechsecktisch für Grup­
penarbeit wurde zum Symbol für 

"
pädagogischen Schnick-Schnack" , 

wie es häufig hieß. 

In den damaligen Gesprächspha­
sen, aber auch bei anderen Gele­
genheiten des Erfahrungs- und In­
formationsaustausches mit Ausbil­
dern bzw. Ausbildungsbetrieben 
dieser Größenordnung herrschte 
also weitgehend einmütig das Ur­
teil vor, daß eine Umstellung der 
Ausbildung auf das Leittextsystem 
bei ihnen nicht in Frage käme. Die 
Mitarbeiter von MODAL sollten al­
so, so die Empfehlung, für eine 
wirkliche Hilfestellung bei der Um­
setzung und Durchführung der 
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neugeordneten Metallausbildung 
die dafür notwendige Qualifizie­
rung und Kompetenzentwicklung 
des Ausbildungspersonals an den 
speziellen Rahmenbedingungen 
der Ausbildung in kleinen und mitt­
leren Betrieben orientieren, d. h. 
diese als Ausgangspunkt und Leit­
linie für neue Ausbildungskonzep­
te im Auge behalten. 

2. Zweite Phase der Experten-
gesp:räche mit Ausbildern 

Die vor einem J ahI noch konsta­
tierte Unsicherheit bezüglich des 
"Neuen" in der neugeordneten 
Metallausbildung ist nun einer ge­
wissen Erleichterung gewichen. 
Denn mittlerweile sind alle besuch­
ten bzw, angesprochenen Metall­
betriebe durch PAL über die An­
forderungen der neuen Zwischen­
prüfungen informiert, die meisten 
Ausbilder haben sich auch mit den 
neueren BIBB-Ausbildungsunterla­
gen vertraut gemacht, so daß zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt fast nur 
noch die Frage ansteht, ob in Bre­
men genau nach PAL oder etwas 
abweichend geprüft wird, wieviel 
Zeit für welche Werkstücke veran­
schlagt wird und wie teuer eine 
Prüfung den Betrieb kommt. 

Die Umsetzung der Neuordnung 
hat also stattgefunden, und zwar 
folgendermaßen: 
Abgeleitet aus den PAL-Informatio­
nen zu den neuen Prüfungsanfor­
derungen 
- wurden aus den alten Ausbil­

dungsmitteln die Arbeitspläne 
entfernt und deren Erstellung 
den , Auszubildenden zur Aufga­
be gemacht; 

- wurden den Auszubildenden Le­
se-/Lernecken, zum 'Jeil mit Vi­
deo-Anlagen ausgestattet, zuge­
wiesen, in denen sie die Arbeits­
aufträge selbständig planen, 
sich die notwendigen Kenntnisse 
aneignen und über die Arbeits­
mittel informieren können; 

- werden Aufgabenstellungen 
entwickelt, die Arbeit in Grup­
pen ermöglichen bzw. erforder­
lich machen; 

- halten sich die Ausbilder nach 
eigener Aussage insgesamt 
deutlich zurück: statt selber an­
z�eiten, stehen sie heute mehr 
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im Hintergrund für Fragen zur 
Verfügung. 

Im übrigen wurde besonderer 
Wert darauf gelegt zu betonen, daß 
die Umstellung für die Phase der 
Grundausbildung sozusagen "ge­
laufen" wäre. 

Allerdings zeigte die zunächst for­
male Übernahme neuer Lernfor­
men und Lernarrangements be­
reits jetzt Wirkungen, die teilweise 
mit Überraschung zur Kenntnis ge­
nommen wurden. 

So ist z. B. auf der positiven Seite 
vermerkt worden: 
- die neue Auszubildenden-Ge­

neration verhalte sich deutlich 
kooperativer und weniger kon­
kurrierend zueinander als älte­
re Jahrgänge; selbst der für 
Gruppenarbeiten nun notwen­
dig gewordene Sechsecktisch 
habe sich bewährt; 

- besonders die neue, ungewohn­
te Selbständigkeit beim Lernen 
habe einen deutlichen "Motiva­
tionsschub" bei den Auszubil­
denden bewirkt, Lernen mache 
ihnen jetzt viel mehr Spaß; 

- befürchtete Zeitdefizite und 
-verzögerungen blieben bislang 
aus. 

Auf der negativen Seite ist z. R fest­
gestellt worden: 
- für Hauptschüler bedeute die 

ungewohnte Selbständigkeit 
beim Lernen eine zusätzliche 
Belastung; vorhandene Defizite 
im Vergleich zu Auszubildenden 
mit höheren Schulabschlüssen 
machten sich jetzt deutlicher be­
merkbar; 

- die jetzt häufig angewandte und 
geförderte Gruppenarbeit er­
schwere die Leistungsbewer­
tung des einzelnen,< mit der 
wachsenden Anzahl der Auszu­
bildenden eines Jahrganges po­
tenziere sich dieses Problem, so 
werde befürchtet. 

Zusammenfassend kann festgehal­
ten werden, daß mit der durch die 
Neuordnung quasi erzwungenen 
Änderung der Ausbildungssitua­
tion und -organisation pädagogisch 
und psychologisch relevante Pro-

zesse ausgelöst und ins Blickfeld 
der Ausbilder gerückt werden, de­
ren inhaltliche Bestimmung zwar 
(noch) nicht begriffen, deren Wir­
kungen jedoch überwiegend nicht 
unerwünscht sind. Wenngleich 
dies einer Reihe von Ausbildern 
bewußt ist, werden angesichts un­
geklärter Ausbildungsfragen be­
züglich neuer Ausbildungsinhalte 
wie z. B. CNC-Kenntnisse jedoch 
hier Prioritäten gesetzt - es findet 
also seitens der Ausbilder eine 
Verlagerung der Probleme der 
Umsetzung der Neuordnung von 
der Grundausbildung in die Pha­
sen der Fachausbildung statt. 

Die Problemlage im Bereich der 
Fachausbildung stellt sich am Bei­
spiel der CNC-Ausbildung folgen­
dermaßen dar: 
Zwar beherrschen die für die Aus­
bildung an diesen Maschinen zu­
ständigen Ausbilder die Handha­
bung der Maschinen als Arbeits­
mittel und können auch einen Kol­
legen in diese Arbeit einführen, 
aber 
- die Beherrschung der Maschi­

nen wird als "Erfahrungssache" 
betrachtet, bei der auch die 
Facharbeiter/innen noch "Über­
raschungen erleben" können, 
die sie Auszubildenden nicht er­
klären können; 

- im Unterschied zur Grundaus­
bildung seien hier z. B. Fehler 
nicht erlaubt, weil sie zu teuer 
kommen; 

- Thhlerursachen ließen sich nicht 
einfach durch Anschauung er­
mitteln. 

Hier wird meiner Ansicht nach ein 
Bedarf nach Aus- und Weiterbil­
dung bezüglich der systemati­
schen Vorgehensweise von Erklä­
ren, Analysieren und Lokalisieren 
von Fehlern deutlich. Dieser hat 
seinen praktischen Ausgangspunkt 
in der Unmöglichkeit, an so kom­
plexen und teuren Maschinen eine 
Ausbildung wie an einem mechani­
schen Gerät durchzuführen. 

Die vom BIBB für diese Ausbil­
dungselemente entwickelten Aus­
bildungshilfen werden nach unse­
rer Erfahrung in den Betrieben 
nicht bzw. nur auszugsweise ange-
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wandt und entfallen somit als Aus­
bildungsanleitung. "Zu schwierig, 
so bei uns nicht brauchbar" , lauten 
die Einwände. 

Ähnlich stellt sich die Situation be­
züglich der Ausbildung der neuen 
Hydraulik/Pneumatik- und SPS­
Anteile dar, obgleich hier häufiger 
die Übertragung dieser Ausbil­
dungsbestandteile auf andere Be­
triebe oder üherbetriebliche Ein­
richtungen in Betracht gezogen 
wird. 

Thesen zu den Ergebnissen 
unserer Erhebungen 

1. Quasi "hinter dem Rücken der 
Ausbilder" hat durch eine ihnen 
mit der Neuordnung aufgezwunge­
ne Änderung der Ausbildungsor­
ganisation und ihrer Rolle im Aus­
bildungsprozeß eme Verbesse­
rung der Qualität der Lernprozes­
se im Sinne der Neuordnung statt­
gefunden. Sie wird von den Ausbil­
dern als eine Summe von Wirkun­
gen aus der Neuorganisation der 
Ausbildung gesehen, deren Wir­
kungsmechanismen jedoch (noch) 
nicht bekannt sind. Daher tritt ne­
ben der Überraschung über die 
positiven Effekte zugleich Skepsis 
gegenüber längerfristigen Erfol­
gen dieser Form der Ausbildung 
auf, weil man das Gefühl hat, nicht 
selber "Herr der Lage" zu sein. 

2. Es gibt besonders in Hinblick auf 
neue Ausbildungsinhalte auf sei­
ten der Ausbilder methodisch­
didaktische Umsetzungsprobleme, 
die folgendermaßen begründet 
werden: weil hier die langjährige 
Berufs- und Ausbildungserfahrung 
fehle, könne man im CNC-Bereich 
noch nicht so gut erklären/ausbil­
den wie z. B. an einer mechani­
schen Fräsmaschine. 

3. Eine Reihe von Ausbildern hat in 
den Interviews geäußert, daß Se­
minare zur betrieblichen Pädago­
gik wie z. B. zur Leittextmethode 
oder über Schlüsselqualifll<ationen 
ihnen "nicht so viel brächten, zu all­
gemein sind" .S) Es fehlte ihnen der 
unmittelbare Praxisbezug, sie hat-
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ten erwartet, daß die Ergebnisse 
für sie direkt "nutzbar" seien. 

Es ist zu vermuten, daß die Ausbil­
der in doppelter Hinsicht mit der 
von ihnen damit verlangten Trans­
ferleistung - die Übersetzung all­
gemeiner methodisch-didaktischer 
Prinzipien in betriebliche Ausbil­
dungspraxis - überfordert sind, 
- weil sie sowohl in zeitlicher als 

auch in organisatorischer Hin­
sicht engen Handlungsspielräu­
men unterworfen sind; 

- weil Transfer und Anwendung 
allgemeiner pädagogisch-didak­
tischer Prinzipien und Methoden 
1. jeweils den allgemeinen Be­

griff voraussetzen und 
2. die erst zu entfaltende Trans­

ferfähigkeit als Lemziel der 
pädagogischen QualifIZierung 
der Ausbilder unterstellen. I) 

Logisch gesehen handelt es sich 
um den Zirkelschluß, ein Resultat 
der Weiterbildung auf seiten der 
Ausbilder, wie z. B. Erhöhung der 
Transferfähigkeit oder des Ab­
straktionsvermögens zu seiner Vor­
aussetzung zu machen, also die 
fehlenden Qualifikationen als Defi­
zit, das im Qualifizierungsprozeß zu 
berücksichtigen ist, zu leugnen. 

4. Die Schwierigkeiten und Proble­
me, die eine Reihe von Ausbildern 
im Berufsbereich Metall zur Zeit 
haben, liegen also auf zwei Ebe­
nen: 

a) Auf der psychosozialen Ebene 
bemerken die Ausbilder, daß 
sowohl im Verhältnis zwischen 
alter und neuer Ausbildungsord­
nung und den daraus abgeleite­
ten Änderungen in der Ausbil­
dungsorganisation als auch in­
nerhalb der neuen Ausbildungs­
ordnung selber in sich wider­
sprüchliche Anforderungen an 
ihre Tätigkeit angelegt sind . 

• So sollen sie auf der einen Seite 
z. B. zur Kooperationsbereit­
schaft und Thamfähigkeit erzie­
hen in dem von ihnen durchaus 
akzeptierten betrieblichen Inter­
esse an der Verhinderung von 
Reibungsverlusten, positiv aus­
gedrückt also an der Entfaltung 
der gesteigerten Potenz eines 

gemeinsamen "brain-stormings" 
gegenüber individueller Ar­
beitsweise_ Zugleich wird ihnen 
durch als Gruppenarbeit organi­
sierte Lernprozesse die eben­
falls erwartete differenzierte Lei­
stungsbewertung des einzelnen 
erschwert. Diese wiederum ist 
nicht nur Grundlage für die Be­
stimmung von Lern- und Lei­
stungsdefiziten hinsichtlich der 
nächsten Prüfungen, sondern 
zugleich auch Hinweis für den 
Betrieb, der über den eigenen 
Bedarf hinaus ausbildet, von 
welchen Mitarbeitern er sich auf 
keinen Fall trennen will und wer 
wegen schlechterer Leistungen 
nicht unbedingt übernommen 
werden solL 

• Oder die Ausbilder halten sich 
wie a a. als Moderator der Lern­
prozesse im Hintergrund, um 
bei den Auszubildenden Selb­
ständigkeit bei der Arbeit zu för­
dern. Damit benachteiligen sie 
nach ihrer eigenen Aussage je­
doch Hauptschüler, auf deren 
Ausbildung die Betriebe selbst 
bei einem Bewerberüberschuß 
von Realschülern und Abiturien­
ten wegen der "gesunden Mi­
schung" nicht verzichten wollen. 

b) Auf der methodisch-didakti­
schen Ebene bemerken die 
Ausbilder, zum Teil als Renek­
han auf ihre selber an neuen 
Technologien durchgeführten 
Weiterbildungslehrgänge, daß 
der Lernerfolg wesentlich von 
der Methode und Systematik 
der Vermittlung abhängt und 
diese wiederum die Präsenz al­
les dafür notwendigen Wissens 
auf seiten des Teamers/ Ausbil­
ders zur Voraussetzung hat. Es 
fEmt ihnen also an den neu aus­
zubildenden Techniken auf, daß 
der routinierte Umgang mit neu­
en Technologien, der sich je­
weils auf die im Betrieb herge­
stellte Produktpalette bezieht 
bzw. beschränkt, nicht aus­
reicht, um die in den neuen Aus­
bildungsbestanctteilen geforder­
ten Kenntnisse zu vermitteln. 

• Dieses Phänomen ist eine ge­
wissermaßen notwendige Kon­
sequenz repetetiver Arbeitspro­
zesse, denn die Entwicklung ei-

BWP 4/89 



ner Routine bei der Arbeit impli­
ziert, daß nicht (mehr) iiber 
Gründe und Notwendigkeiten 
eines jeden Handgriffes, einer 
jeden Bedienungsanweisung ei­
ner Maschine nachgedacht wer­
den muß, sondem sich gleich­
sam verselbständigte Handlungs­
abläufe entwickeln, die die 
schnelle und genaue Erledi­
gung der Arbeit ermöglichen. 
Zugleich werden jedoch häufig 
mit der Zeit die Grunde für be­
stimmte Zusammenhänge im Ar­
beitsprozeß vergessen, so daß 
man nicht mehr erklären kann, 
warum was getan werden soll. 
Daher ist die Aktivierung, Syste­
matisierung und methodisch-di­
daktische Umsetzung bzachlie­
genden oder vergessenen Wis­
sens in betriebliche Ausbil­
dungsgänge eine nicht nur auf 
neue 'Iechnologien oder neue 
Prmungsanforderungen zu be­
scluänkender permanenter 
Lern- bzw. Weiterbildungspro­
zeß für Ausbilder. 

5. Die durchgeführten Erhebungen 
haben die Annahme bestätigt, daß 
Ausbilder sich in ihrem Berufsrol­
lenverständnis nach wie vor in er­
ster Linie als Fachmann verstehen, 
deren besondere Ausbildungsauf­
gabe in der Vermittlung fachlicher 
Qualifikationen liegt. Daher setzen 
sie in Hinblick auf ihre eigene Wei­
terqualifizierung Prioritäten im Be­
reich der Methodik-Didaktik neuer 
Technologien oder neuer Ausbil­
dungsbestandteile. Soziale und 
kommunikative Gesichtspunkte 
der Ausbildungssituation, also die 
Vermittlung fach- und berufsfeld­
übergreifender SchlüsselqualifIka­
tionen, geraten ihnen erst in zwei­
ter Linie ins Blickfeld und als mög­
liche konfliktträchtige Komponen­
ten des Ausbildungsprozesses ins 
BewuBtsein. 

Ausblick 

Die durch die Neuordnung der 
Metallausbildung bewirkte " Initial­
zündung" für eine (Ausbildungs-) 
Organisationsentwicklung so 
scheint es jedenfalls in Hinblick 
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auf diesen untersuchten Berufsbe­
reich innerhalb des ausgewählten 
betrieblichen Spektrums - ver­
mag die auf verschiedenen Ebe­
nen erforderliche Kompetenzer­
weiterung der Ausbilder nicht al­
lein über die initiierten Selbstquali­
fIZierungsprozesse sicherzustellen. 
Soll der Lemprozeß der Ausbilder 
über die bestehenden qualifikato­
rischen und betrieblichen Rah­
menbedingungen hinaus gefördert 
werden, sind daher m. E. prozeß­
begleitende Hilfestellungen bei 
der Bearbeitung ihrer in der Phase 
der Umsetzung der Neuordnung 
erfahrenen fachlichen und päd­
agogischen Unsicherheiten und 
Defizite notwendig. 

Fazit 

Den programmatischen Titel jeder 
Weiterbildung, "die Adressaten 
dort ab(zu)holen, wo sie stehen" , 
ernstgenommen, resultiert 
- aus der von einer Reihe von Aus­

bildern und Ausbildungsleitun­
gen vorgenommenen Prioritä­
tensetzung hinsichtlich fachli­
cher Komponenten der Weiter­
bildung 

- sowie der Notwendigkeit berufs­
piidagogischer und psychoso­
zialer Kompetenzen zur Bewälti­
gung der Ausbildungsaufgaben 
im Bereich der außer- bzw. 
überfachJichen Qualifizierung 

folgender gegenWärtig von den 
Trägern betrieblicher Weiterbil­
dung wenig favorisierter Typus von 
Weiterbildung: 

die Einheit einer Ausbildungssi­
tuation, eines Ausbildungsauf­
trags in den verschiedenen Pha­
sen der Ausbildung wird als 
- fachlicher, 
- fachpädagogischer, 
- methodisch-didaktischer und 
- psychosozialer 
Zusammenhang voneinander 
unterschiedener Sichtweisen 
und Problemstellungen behan­
delt und zum Gegenstand der 
Weiterbildung gemacht. Die z. Z. 
existierende besondere Motiva­
tion und Bereitschaft der Ausbil­
der hinsichtlich der Bearbeitung 
fachlicher Fragestellungen zu 

neuen Ausbildungsbestandtei­
len findet als Ausgangspunkt 
und Konkretisierungsmaterial 
Berücksichtigung. 

Die Qualifizierung der Ausbilcier 
für die Vennittlung von Schlüssel­
qualifikationen muß also an den 
konkreten und aktuellen Proble­
men mit neuen Ausbildungsbe­
standteilen ansetzen. Hinsichtlich 
der Ausbildung von Schlüsselquali­
fikationen ist es ohnehin unerläß­
lich, die jeweiligen pädagogischen 
Intentionen an einem fachlichen 
Bezug zu konkretisieren: die Aufga­
be "Leitfragen erstellen" ist eben 
ohne die Benennung konkreter Ar­
beitsschritte, die ein Auszubilden­
der durchzuführen hat, nicht zu 
lösen! 

Anmerkungen 

') Der Modellversuch wird als Wirtschaftsmodell­
versuch aus Mineln des BlUldesministern für Bil· 
dung lUld Wissenschaft (BMBW) unter fachli­
cher Betreuung VOll Reinhard Salb. im BUlldes­
institut für Berufsbildung gefördert. Trager sind 
das Bildungszelltrum der Wirtschaft im Unter­
wesergebiet e. V. (BWU) ulld das Zentrum für 
Weiterbildung (ZWB) an der Univernitlll Bre­
men. Der Modellvernuch hat eine Laufzeit von 
3.5 Jahren (1981 bis 1990). 

'l VQl, :  Bleck-Klan. RettQ8, FenQer. "Probleme der 
Umsetzung der Neuordnung in Klein- und Mittel­
betrieben - Ein ModelIvenruch zur Entwick­
lurig eines betriebsorientierten Berattmgs. und 
Weiterbildungsprogramms". In: BWP, 11 (1988'). 
Heft 5. S. 158-162. 

'1 Vgl: Heim/Krüqer u. a .. . ,Hauptsache eine 
Lehrstelle", Weinheim 1981. 

') Bennis. W. G: Organisationsentwicklunq. Ba­
den-Baden. Bad Homburg v. d. H. 1912. In: Hei­
dack. c.: Neue Lemorte in der beruflichen Wei­
terbildung. BerUn 11:187. 

'l Die AussaQen können nicht als reprä.sentativ für 
die Region Bremen Qelten. stellen jedoch durclJ­
aus typische Umgangsweisen der Ausbilder mit 
den Ausbi1dungsaufgabell dar, 

') Dies sei nicht als Einwand QeQBn Weiterbil­
dung.sseminare dieses Typus mißzuverstehen. 
SOlidem verweist möglicherweise auf eine sliiI­
leer auszudifferenzierende Ansprache der 
AdIessaten. 

'1 So wurde schon in der ersten Gesprächsrunde 
seitens der AusbildunQSleitungell deutlich 98-
macht. daß sie eine 
- Erhöhung der Fachl:ompeteru: der Ausbilder. 
- Verbesserung bzw. Entwicklung der Metho-

denl::ompetenz. 
- EntfaltunQ sozialer und l::ommunilcativer Kom-

petenzen auf ooiten der Ausbilder 
!Ur notwendig halten. wenn sie diese Qualifika­
tionen selber auszubilden in der LaQe sein 
sollen. 
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FacharbeiterqualUlZierung für Lasermaterial­
bearbeitung in der Fertigungstechnik 

Wolfgang Wesely 

Die Lasertechnik entwickelt sich momentan zu einer Schlüsseltechnologie mit großer Brei­
tenwirkung. Vorausschauende WeiterbildungsmaBnahmen müssen umgehend entwickelt 
werden, um zu verhindern, daß die mangelnde FachkrMtequalifikation zu l!el'Zl5gerungen 
bei der Dillusion der LasertecJmoJogien führt. Hierbei kommt der Fortbildung von Fachar­
beiter linnen eine SchliJsselrolle zu. Ausgehend vom TIltigkeitsprofil der Facharbeiter/in· 
nen in der Fertigung werden die durch die Laseranwendungen in der Malerialbearbeitung 
zu erwartenden )(nderungen skizziert und Folgerungen für entsprechende Qualifizierungs­
konzepte gezogen, Neben konkreten Lehrgangsbeispielen werden verschiedene Fbrtbil­
dungsebenen filr multifunktional tauge Fachkräfte in Klein- und Mittelbetrieben in einer Ge­
sam/konzeption zueinander in Beziehung gesetzt. 

Wolfgang Wesely, De. rer. nal. 
Diptom-Physiker; Direktor der Volk3hochschule 
Ostkreis Hannover (Zweckverband der Stiidte 
BUrqdorf und Lehrte sowie der Gemeinden Sehn­
da und Uetza) 

Vorbemerkungen 

Die Eigenschaften des Lasers als 
beriihnmgsloses, abnutzungsfreies 
und schnelles Werkzeug z. B. in der 
Materialbearbeitung sowie die Be­
arbeitungspräzision und die kon­
stante Leistung des Laserlichts er­
öffnen in der industriellen Ferti­
gung erhebliche Rationalisierungs­
möglichkeiten und Qualitätsver­
besserungen, die konventionell 
bislang nicht erreichbar waren. 

Die Lasertechnik setzt voraus, daß 
entsprechende Fachkräfte recht­
zeitig und bedarfsgerecht durch 
geeignete Maßnahmen in der Aus­
und Weiterbildung auf den Einsatz 
der neuen Technologien vorberei­
tet werden. Ein Defizit an entspre­
chenden Qualifikationen gleich auf 

42 

welcher Mitarbeiterebene, vom 
Manager bis zum Facharbeiter, 
führt unweigerlich zu Verzögerun­
gen des Technologietransfers. In 
verschiedenen I) Studien wird 
deutlich auf einen möglichen Man­
gel an qualifiziertem Fachpersonal 
hingewiesen. Demnach zeichnet 
sich in Zukunft für die Lasertechnik 
ein ebenso restriktiver Wirkungs­
mechanismus ab, wie er in den ver­
gangenen Jahren zu drastischen 
Verzögerungen bei der Einführung 
der CAD/CAM-Technologien ge­
führt hat, wenn der zu erwartende 
Qualifizierungsbedarf nicht durch 
vorausschauende Weiterbildungs­
maßnahmen rechtzeitig abgedeckt 
wird. Aus diesem Grunde werden 
von der Volkshochschule Ostkreis 
Hannover im Kontakt mit dem La­
serzentrum Hannover Überlegun­
gen angestellt, mit welchem Bün­
del an Aus- und Fortbildungsmaß­
nahmen kurz- bis mittelfristig eine 
entsprechende Impulsfunktion ent­
wickelt werden kann. 

Qualifikationsprofil für 
Facharbeiter und Fach­
arbeiterinnen in der 
laserorientierten Fertigung 

Der Laser hat sich zu einer SchlUs­
seltechnologie mit großer Breiten­
wirkung entwickelt, die wie die Mi­
kroelektronik ein Innovationsmotor 
für viele Branchen geworden ist. 2) 
Zu fragen ist, welchen Beitrag der 
Laser schon heute und erwartungs­
gemäß in naher Zukunft dazu lei-

slet bzw. leisten wird, die tech­
nisch-organisatorischen Betriebs­
abläufe zu optimieren. 

Eine erste Antwort auf diese Frage 
ergibt sich, wenn man die Anwen­
dungsfelder des Lasers innerhalb 
der Fertigungstechnik betrachtet. 
Diese sind in der Materialbearbei­
tung mit dem Leistungslaser einer­
seits und der fertigungsbegleiten­
den Lasermeßtechnik andererseits 
zu sehen. 

Aus diesem Grunde soll zunächst 
nach dem Qualifikations- bzw. Tä­
tigkeitsprofil des Facharbeiters in 
der Fertigung geschaut werden, 
um darauf aufbauend Überlegun­
gen anzustellen, inwieweit die An­
wendungen der Lasertechnik die­
se ergänzen oder substituieren. 
Ausgangspunkt soll das Leitbild 
eines Hybrid-Facharbeiters sein, 
der aus den Berufsfeldern Metall­
oder Elektrotechnik kommen kann 
und der meistens im Team mit an­
deren Spezialisten in der automati­
sierten Fertigung tätig ist. 3) In 
Klein- und Mittelbetrieben werden 
diese Fachkräfte hinsichtlich der 
neuen Fertigungstechnologien ins­
besondere auf der Anwendungs­
ebene der Steuerungssysteme ge­
fordert, d. h., daß sie z. B. compu­
tergesteuerte Werkzeugmaschi­
nen bedienen, programmieren, 
warten und instand setzen müssen. 
Dementsprechend ergeben sich 
die Schwerpunkte im Tätigkeitsfeld 
der CNC-Fertigung: 
• Maschinenbedienung 
• CNG-Werkstattprogranunierung 

bzw. AV-Programmierung 
• Maschinenwartung 

Lag das Anwendungswissen des 
Facharbeiters in der konventionel­
len Fertigung quasi ausschließlich 
in dessen "Händen", so treten mo­
torische Fertigkeiten in der CNC­
Fertigung deutlich zurück Der 
Materialbearbeitungsprozeß muß 
kognitiv erfaßt in die Form eines 
Programms gebracht werden. 
Hierzu ist logisches und abstraktes 
Denken ebenso erforderlich wie 
analytische Fähigkeiten zum Lesen 
und Umsetzen technischer Zeich­
nungen und technologischer Da­
ten. 
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Hinzu kommen komplexe Qualifika­
tionen wie z. B. die selbständige 
Fehlerdiagnose bei Störungen in 
der Fertigungsanlage sowie kom­
munikative und kooperative Fähig­
keiten, um mit anderen Fachkräften 
an flexiblen Fertigungssystemen 
zusammenarbeiten zu können. 4) 

Die Gesamtheit dieser Tätigkeiten 
wird betrieblicherseits traditionell 
auf die Funktionsträger 
• Maschinenbediener 
• Einrichter 
• Meister/Vorarbeiter 
• Programmierer 
verteilt. Eine eindeutige Zuord­
nung bestimmter Tätigkeiten auf 
bestimmte Funktionsträger liegt 
nicht vor. In der Praxis haben sich 
aber verschiedene typische For­
men des arbeitsorganisatorischen 
Einsatzes von z. B. eNC-Werkzeug­
maschinen herausgebildet Das 
wesentliche Unterscheidungsmerk­
mal ist hierbei, ob die Teilepre­
grammierung von der Arbeitsvor­
bereitung vorgenommen wird oder 
vom Werkstattpersonal. d. h. fall­
weise auch vom Maschinenbedie­
ner durchgeführt werden kann.�)6) 

In vielen Fällen ist die manuelle 
Programmierung und Editierung in 
der Werkstatt wirtschaftlicher als 
eine rechneruntersrutzte Program­
mierung in der Arbeitsvorberei­
tung. Begünstigt wird die Verbrei­
tung der Werkstattprogrammie­
rung vor allem durch immer kom­
fortablere eNG-Steuerungen. Der 
integrierte Rechner übernimmt in 
zunehmendem Maße Aufgaben, 
die früher vom Programmierer 
selbst bewältigt werden mußten, 
und er bietet eine Reihe von Hilfs­
funktionen, die die Programmie­
rung erleichtern (Menütechnik, 
Dialogführung usw.). Besonders 
die fertigen Unterprogramme zur 
Konturbeschreibung des Werk­
stücks (Geometrieprozessor) und 
zu den Bearbeitungszyklen lassen 
eine wirkungsvolle WerkstaUpro­
grarrunierung zu.1) Im allgemeinen 
liegt die Qualifikation von Fachar­
beitern in Form von (weiter zurück­
liegender) beruflicher Erstausbil­
dung und Berufserfahrungen deut­
lich unter dem des heutigen Quali­
fikationsbedarfs. Dies gilt beson-
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ders dann, wenn neben der Ma­
schinenbedienung auch Wartungs­
und Instandsetzungsarbeiten ver­
langt werden. Diese Hybridqualifi­
kationen erlangen aber bei Klein­
und Mittelbetrieben eine zuneh­
mende Bedeutung, da sie meistens 
nicht über ausgestattete spezielle 
Wartungs- und Reparaturabteilun­
gen verfügen. 

Die Haupttätigkeitsmerkmale sol­
cher "Hybrid-Fachkräfte" im Ferti­
gungsbereich liegen in den vier 
Aufgabenbereichen [vgl. z. B.1)] 
- Programmieren 
- Fertigen 
- Warten 
- Instandhalten. 

In diesen vier Arbeitsbereichen 
sind auf Anhieb die Tätigkeiten 
bzw. Tätigkeitsfelder auszuma­
chen, bei denen mit Sicherheit 
deutliche Modifikationen durch die 
Anwendung der Lasertechniken 
auftreten werden. Ohne Anspruch 
auf Vollständigkeit werden einige 
dieser Tätigkeiten bzw. Tätigkeits­
felder im folgenden herausgegrif­
fen. 

So sind die Festlegung der Bear­
beitungsvorgänge sowie die Er­
mittlung der entsprechenden 
Schnittgeschwindigkeiten vom Be­
arbeitungsverfahren ebenso ab­
hängig wie die Auswahl der Werk­
zeuge sowie die Anfertigung eines 
Werkzeugplanes. Letzteres wird 
beim Laser offensichtlich die Wahl 
von Strahlintensität und Strahlfe­
kussierung betreffen. Was in der 
Programmierung vorgedacht wer­
den mußte, wird sich beim Ferti­
gungsprozeß erst recht ergeben. 
Die Voreinstellung und der Einbau 
der Werkzeuge im konventionellen 
Sinn entfällt. In der laserorientier­
ten Fertigung steht an dieser Stelle 
die Wahl der Strahlführung, des­
sen Justierung sowie die Durchfüh­
rung einer Strahldiagnose mit 
geeigneten Meßwerkzeugen. Die 
Fertigung des ersten Werkstücks, 
und nach dessen Kontrolle die Fer­
tigung weiterer Werkstücke, erfor­
dern eine laserspezifische Kontrol­
le und Überwachung des Bearbei­
tungsvorganges anhand gezielter 
Beobachtung und auswertender 

Wahrnehmung signifikanter akusti­
scher und optischer Signale. 

Das Auswechseln stumpfer Werk­
zeuge entfällt natürlich ebenso und 
wird offensichtlich durch ein evtl. 
erforderliches Nachjustieren der 
Strahlführung, gegebenenfalls nach 
der Durchführung einer Strahl­
diagnose, ersetzt. Die Auswahl von 
Kühlmitteln und Schmierölen er­
scheint vergleichbar zu sein mit 
der Auswahl der Arbeitsgase oder 
Zusatzwerkstoffe für die verschie­
denen Bearbeitungsverfahren mit 
dem Laser. 

Die Strahldiagnostik bei Hoch­
leistungslasern wird sich für die 
verschiedenen Anwendungsberei­
che zu einem wichtigen Praxiseie­
ment der Prozeßüberwachung ent­
wickeln, um für das jeweilige laser­
gestützte Verfahren einen optima­
len Wirkungsgrad sicherzustel­
len.6) So zeigt sich bei fehlerhafter 
Montage der Fokussiereinrichtung 
z. B. ein starker Astigmatismus ver­
bunden mit einer Vergrößerung 
des Fokusradius. Thermische Ver­
änderungen in der Auskoppeloptik 
des Lasersystems führen z. B. bei 
der Steigerung der Laserleistung 
zu einer Verkleinerung des Strahl­
radius am Ort der Fokussieroptik, 
was zu Qualitätseinbußen bei der 
Materialbearbeitung führt.6) 

Die Arbeitsbereiche "Warten" und 
"Instandhalten" unterscheiden sich 
in den meisten Tätigkeiten gegen­
über den für GNG-Werkzeugma­
schinen aufgelisteten. Sie betreffen 
Tätigkeiten am Lasersystem, an 
der Strahlführung und am Handha­
bungssystem. Hierzu gehören grob 
z. B. die Wartung und Instandhal­
tung der Recyclinganlage für das 
Lasergas (bei Gaslasern) und das 
Inspizieren und das "Vermessen" 
der strahloptischen Systeme, d. h. 
der Linsen und Spiegel. 

Während das Laser-Schweißen 
und das Laser-Schneiden (mit dem 
Vorreiter Automobilindustrie) weit­
gehend etabliert sind, sind die Ver­
fahren der Oberflächenbearbei­
tung noch in der Phase der Durch­
setzung. Diese bergen mit Sicher­
heit eine Fülle von interessanten, 
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d. h. sowohl neuartigen als auch 
energie- und kostensparencten Ein­
satzmöglichkeiten in der Fertigung. 
Sie umfassen die Bereiche des Be­
schichtens sowie der Veränderung 
der (Oberflächen-)Stoffeigenschaf­
ten wie z. B. das Härten oder Legie­
ren, 

Für die verschiedenen Anwen­
dungsbereiche in der Fertigung 
kommen verschiedene Lasersyste­
me in Frage, was von den zu bear­
beitenden Materialien, vom erfor­
derlichen Leistungshedarf für das 
Verfahren u. a. m. abhängt. Je nach 
Bearbeitungsverlauf und Teiletyp 
sind Steuerungs- bzw. Handha­
bungssysteme zuzuordnen und 
auszuwählen. Praktische Erfahrun­
gen hierüber liegen vor [z. B.9)] 
und sind für das Tätigkeitsfeld des 
Maschinenbedieners zu systemati­
sieren und praxisgerecht niederzu­
legen. 

Ansätze für 
Fortbildungskonzeptionen 

Die oben genannten Tätigkeitsfel­
der zeigen die Vielfalt und die ver­
schiedenen Ebenen der laser­
orientieren Fertigung auf. Diese um­
fassen nicht nur die Prozeßebene, 
sondern auch Bereiche der System­
ebene, auf der Betriebs- und Steu­
erdaten zur Ablaufsteuerung des 
Fertigungssystems integriert wer­
den müssen. Diese unterschiedli­
chen Ebenen müssen sich auch in 
einer adäquaten Facharbeiterfort­
bildung widerspiegeln. 

Für den Einsatz von Fachkräften 
(Facharbeiter, Meister, Techniker) 
in der "konventionellen" automati­
sierten Fertigung mit den Arbeits­
feldern Programmierung, Ferti· 
gung/Maschinenbedienung, War­
tung und Instandhaltung gibt es be­
reits bei vielen Bildungsträgern 
mehr oder weniger geeignete Fort­
bildungskonzeptionen. Die Volks­
hochschule Ostkreis Hannover 
führt in ihrem Technischen Weiter­
bildungszentrum (TWZ) seit eini­
gen Jahren eine bewährte Fortbil­
dung zur "Fachkraft für Automati­
sierungstechnik" von etwa einjähri-
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ger Dauer als Vollzeitmaßnahme 
durch. Sie wendet sich an Fachar­
beiter, Meister und Techniker aus 
Metall- und Elektroberufen, die für 
den Einsatz in der automatisierten 
Fertigung Kenntnisse und Fertig­
keiten von der CNC-Technik bis 
zur Mikrocomputer- und Steue­
rungstechnik benötigen. Sie soll 
hier Ausgangspunkt für konkrete 
Überlegungen zur Integration der 
Lasermaterialbearbeitung in ge­
eignete Qualifizierungskonzepte 
für Facharbeiter, Meister und 
Techniker sein. Eine additive Lö­
sung, die auf dem Konzept der 
"Fachkraft für Automatisierungs-

technik" beruht, ist im folgenden 
Schaubild I verdeutlicht. 

Neben die bereits erprobte Quali­
fizierung in " Automatisierungstech­
niken" ist ein Laserbearbeitungs­
verfahren exemplarisch in additi­
ver Fonn in die Fortbildungsmaß­
nahme integriert worden. Bei der 
Anwendung der Lasertechnolo­
gien z. B. in den Bereichen Schwei­
ßen, Schneiden, Bohren und Ober­
flächenbehandlung ersetzt bzw. er­
weitert der Laser die Möglichkei­
ten der entsprechenden konventio­
nellen automatisierten Bearbei­
tungsverfahren. Auch der Laser ist 

Schaubild 1:  Fachkraft für Automatisierungstechnik 
- Lasermaterialbearbeitung -
Technisches Weiterbildungszentrum der Volkshochschule 
Ostkreis Hannover 

Grundstufe 1: Grundlagenfächer 

Mathematik 
Fertigungs- und Elektrotechnik 

Neu - Grundla�n der (Lasel'-)PhysIk 

I 
Grundstufe 2: Grundlagenfächer 

Steuenmgstechnik 
Digitaltechnik 

Neu - Grundlagen der Lasertechnik 

I 
Grundstufe 3: Elektronik 

Steuerungstechnik 

CNC-Technik 

Neu - Grundlagen der Laseroptik 

I 
Aufbaustufe I :  Elektronik 

Steuerungstechnik 
CNC-Technik 

Neu - Lasersysleme 

I 
Aufbaustufe 2: Mikroprozessortechnik 

SPS 
CNC-Technik 

Neu - Lasermaterialbearbeitung-

I 
Anwenderstufe: SPS 

CNC-Technik: 
Praxisprojekte 

Neu - Laserschneiden (praxis) 
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ein Werkzeug in der automatisier­
ten Fertigungstechnik. Demnach ist 
für dessen Einsatz eine fachliche 
Qualifizierung über das Laserspe­
zifische hinaus im Bereich der mo­
demen Automatisierungstechnik 
unabweisbar erforderlich. Eine 
spezielle Schulung für die Laseran­
wendungen kann daher nur in eine 
umfassende Oualiflzierung an mo­
demen Bearbeitungsmaschinen 
eingebettet sein. 

Für Fachkräfte, die bereits in den 
Automatisierungstechniken ent­
sprechend vorqualifiziert sind, 
müssen ebenso angemessene Lehr­
gangskonzepte entwickelt werden 
von evtl. geringerer Dauer und auf 
die Vermittlung von Kenntnissen 
und Fertigkeiten der Lasermate­
rialbearbeitung konzentriert, wie 
für Fachkräfte, die über solche 
Kenntnisse und Fertigkeiten noch 
nicht verfügen. Weitere Lehrgangs­
konzepte sind zu entwickeln für 
Entscheider, Betriebsleiter, Hand­
werksmeister usw. sowie ebenfalls 
für Hilfs� und Anlemkräfte. 

Der Weiterbildungsbedarf läßt 
sich in drei Kategorien aufteilen: 
• Überblickswissen 
• Systemverständnis 
• Handhabungswissen 

Während das Überblickswissen 
vor allem als für die Geschäftslei-
tung erforderlich erachtet werden 
kann, muß, wie in der in der Dis-
kussion um die Qualifizierung m 
der Automatisierungstechnik a11ge-
mein, das Systemverständnis in an-
gemessener Weise mit dem Hand-
habungswissen auf der Ebene des 
Facharbeiters verbunden werden. 
Nur so kann die derzeit vorhande-
ne Verkopplung der mgemeur-
betonten Konstruktionsebene mit 
der systemgebundenen Fertigungs-
und Handhabungsebene rationell 
aufgelöst werden. 

Eine Besonderheit besteht für 
Klein- und Mittelbetriebe 1m Ge-
gensatz ZU Großbetrieben darin, 
daß das Fachpersonal oftmals in 
mehreren betrieblichen funktio-
nen tätig ist. So ist denkbar, daß 
z. B. em Meister 10 emem Hand-
werksbetrieb gleichzeitig Entschei-
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der, Fachführungskraft für Kon­
struktion und Fertigung sowie 
Fachkraft in der automatisierten 
Fertigung selbst ist. Auf diese Be­
sonderheit muß eine Gesamtkon­
zeption zur Qualifizierung in der la­
serorientierten Fertigung Rücksicht 
nehmen. Sie ist im folgenden sche­
matisch dargestellt. 

Die im Schaubild 2 dargestellte 
Gesamtkonzeption bezieht sich 
ausschließlich auf Anpassungsfort­
bildung und stellt die multifunktio­
nal tätige Fachkraft in Klein- und 
Mittelbetrieben in das Zentrum 
möglicher Adressatengruppen. 
Auf den verschiedenen Ebenen 
werden inhaltlich und methodisch 
unterschiedliche Konzepte ange­
siedelt, um der jeweiligen Ziel­
gmppenebene funktional gerecht 
zu werden. In der vertikalen An­
ordnung soll sich von oben nach 
unten eine Strategie, oder besser 
eine pragmatische Vorgehenswei­
se, ausdrücken, mit der die Qualifi­
zienmgsoffensive umgesetzt wer­
den soll bzw. mit der der Bildungs­
markt für die Anwendungen der 

Lasertechnologien erschlossen wer­
den soll. 

Diese Vorgehensweise der Infor­
mationsvermittlung erst für Ent­
scheider und in der Folge für Fach­
führungskräfte und Fachkräfte kor­
respondiert auf der anderen Seite 
mit den o. g. Vermittlungsebenen 
Überblickswissen - Systemver­
ständnis - Handhabungswissen 
und mit entsprechenden Veranstal­
tungsformen. Zur Vermittlung von 
Überblickswissen für Entscheider 
kann es u. U. erforderlich sein, zu­
nächst eine Infonnationsveranstal­
tung vorzuschalten. Eine äußerst 
kurz angesetzte Dauer von zwei 
oder höchstens drei Stunden trägt 
sicherlich dazu bei, Hemmschwel­
len abzubauen, die sich hinter 
vorgeschobenen Zeitargumenten 
verbergen. Ziel dieser Veranstal­
tung muß es sein, die Entscheider 
(insbesondere bei Klein- und Mit­
telbetrieben) zu motivieren, über 
einen möglichen Lasereinsatz im 
eigenen Betrieb nachzudenken, 
evtl. vorhandene Ängste vor der 
" geheimnisvollen" Lasertechnik 

Scha ubild 2: Gesamtkonzeption für eine Qualifizierungsoffensive in den 
Lasertechnologien 

Infonnationsveranstaltung 
Oberblickswissen für Füluungskräfte 

Dauer: 2 bis 3 Stunden 

1 
Entscheider 
(z. B. Meister) Tagesseminar 

Grundlagenwissen für Manager 
Dauer: I Tag 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  ·1· . . . . . . . . . . . . . . .  . . . . . . . . . . .  
Fachflihrungskräfte 
(z. B. Meister) 

. . . . . . . . . .  . 
Fachkräfte 

. . . . . . . .  . 

Wochenseminare 
Grundlagen- und Anwendungswissen für technische 

. . . . . . . . . .  . 

Fachführungskräfte (Konstruktion, Fertigung usw.) 

. . . . . . . . 

Dauer: 1 bis 3 Wochen 

I . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . . . . . .  

(Facharbeiter/Fachgesellen, Anwenderpässe "Lasertechnik" 
Techniker, Meister) 

Materialbearbeitung 

Dauer: 320 UStdn 

AnpassungsIortbildung für technische Fachkräfte 

Meßtechnik 

in berufsbegleitender Fonn 
Dauer: ca. 1 Jalu 

Analytik . 

. . 
Medizintechnik 

. .  

45 



· AUS DER PRAXIS 

abzubauen und über geeignete 
Schulungsmöglichkeiten zu infor­
mieren. Zur Veranschaulichung 
müssen vielfältige Medien (Folien, 
Dias, Videos, Demonstrations­
stücke) eingesetzt werden; am be­
sten wäre eine Vorführung an einer 
Laseranlage (im Laserzentrum 
oder mit Hilfe eines "Lasermo­
bM'). 

An diese Motivationsveranstaltung 
kann sich eine gezielte Fortbildung 
in Form eines Tagesserninars an­
schließen. Solche Veranstaltungen 
werden bereits von Herstellerfir­
men und von den wenigen Laser­
zentren in der Bundesrepublik 
Deutschland durchgeführt. 

Neben der Vermittlung von 
Überblicks- und Grundlagenwis-­
sen über die Funktion und Arbeits­
weise des Lasers und von Lasersy­
sternen sowie über einige Anwen­
dungen und Verfahren muß es in 
einem solchen Tagesseminar vor 
allem um die betriebliche Bewälti­
gung des erforderlichen Struktur­
wandels bei der Einführung der 
Lasertechniken in den Produktions­
ablauf gehen. Dazu sind produkt­
und marktbezogene Überlegun­
gen, also wirtschaftliche Aspekte, 
aber auch arbeitsorganisatorische 
und personalwirtschaftliche Pla­
nungselemente zu diskutieren. 
Dieser letztere Gesichtspunkt 
kommt in den vorhandenen Semi­
narkonzepten zumeist zu kurz. Dies 
mag bei größeren Betrieben, die 
über eigene Aus- und Weiterbil­
dungskapazitäten verfügen, von 
geringerer Bedeutung sein - da 
sie für die Durchführung entspre­
chender Programme über geeig­
nete Fachabteilungen verfügen. 
Klein- und Mittelbetriebe benöti­
gen hierfür aber externe Dienstlei­
stungen, die um so effektiver um­
gesetzt werden können, je regio­
nalspezifischer sie im personalwirt­
schaftlichen Bereich angelegt sind. 
Denn ein Unternehmen ist nicht 
nur durch die Investition in eine in­
novative Technik erfolgreich. Die 
Erfahrungen vieler Unternehmen 
haben gezeigt, daß durch eine ge­
samtbetriebliche Planung der 
Mehraufwand im Planungsprozeß 
durch einen erhöhten Nutzen in 
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der Einführungs- und Betriebspha­
se mehr als wettgemacht wird. 10) 
Eine neue Technologie wie die La­
sermaterialbearbeitung kann sich 
aber nur dann durchsetzen, wenn 
sie sich im täglichen Einsatz be­
währt. Hierfür sind die Einsatzbe­
reitschaft bzw. Verfügbarkeit des 
Systems, dessen Zuverlässigkeit 
sowie dessen Störungsfreiheit ent­
scheidend. Die Störungsfreiheit 
hängt aber außer von der Anlagen­
technologie ganz besonders von ei­
ner effektiven Anlagenbedienung 
und -instandhaltung ab. Bedienung 
und Instandhaltung sind allerdings 
in hohem Maße Funktionen der 
Mitarbeiterqualifikation auf der 
Ebene der Facharbeiter (Meister, 
Techniker) 10), die in eigenen Schu­
lungskonzepten für diese Aufga­
benbereiche vorbereitet werden 
müssen. 

In Analogie zu den bereits existie­
renden (EDV-)Anwenderpässen 

"
Technik" des Landesverbandes 

der Volkshochschulen Niedersach­
sens e. V. wird an dieser Stelle ein 
entsprechendes Anwenderpaß­
konzept "Lasertechnik" vorge­
schlagen, das in die verschiede­
nen Anwendungsbereiche der La­
sertechnik hinein differenziert wer­
den kann - und zwar von der La­
sermaterialbearbeitung über die 
Meßtechnik und (chemischen) 
Analytik sowie Umweltmeßtechnik 
bis hin zur Medizintechnik. 

Bei diesem Anwenderpaßkonzept 
kann man nicht davon ausgehen, 
daß z. B. mit dem Baustein "Laser­
materialbearbeitung" auch schon 
in ausreichendem Maße steue­
rungstechnisehe Kenntnisse und 
solche der CNC-Technik vermittelt 
werden. Die angegebenen Richt­
zahlen für den Unterrichtsstunden­
umfang können allenfalls Bedeu­
tung für die Durchführung eines 
Kurses in berufsbegleitender Fbrm 
haben. Die Anwenderpässe sollen 
vor allem Standards setzen für das 
zu vermittelnde Niveau an Kennt­
nissen und Fertigkeiten, und sie 
sollen ein Maß für die inhaltliche 
Vergleichbarkeit von Lehrgängen 
darstellen. Im Falle des Anwender­
passes "Lasertechnik" z. B. soll der 
Baustein Lasermaterialbearbei-

tung diesen Standard für eben 
die Lasermaterialbearbeitung hin­
sichtlich der Qualifikation von Fach­
arbeitern sichern, der auf einer 
Vorqualifikation in den Automatisie­
rungstechniken aufbaut. Diese Vor­
kenntnisse und entsprechenden 
Fertigkeiten müssen vorab erwor­
ben sein z. B. im Rahmen eines um­
fassenden Vollzeitlehrgangs oder 
im Rahmen von geeigneten Abend­
und Wochenendkursen, z. B. durch 
den Erwerb des EDV-Anwender­
passes "CNC-Technik". Die mit 
dem Anwenderpaß "Lasertech­
nik" vermittelten Kenntnisse und 
Fertigkeiten der CNC- und der 
Steuerungstechnik können sich nur 
auf die steuerungstechnische Ein­
bindung des Lasers als "Werk­
zeug" in der automatisierten ferti­
gung beziehen. 

Diese andiskutierten Beispiele sol­
len die Vielfalt und die verschiede­
nen Ebenen der laserorientierten 
Fertigung aufzeigen. Diese umfas­
sen eben nicht nur die Prozeßebe­
ne, sondern auch Bereiche der Sy­
stemebene, auf der Betriebs- und 
Steuerdaten zur Ablaufsteuerung 
des Fertigungssystems integriert 
werden müssen. Diese unter­
schiedlichen Ebenen müssen sich 
auch in einer adäquaten Fachar­
beiterfortbildung widerspiegeln. ll) 

Für den Einsatz des Facharbeiters 
auf der Prozeßebene mit den Ar­
beitsfeldern Programmierung, Fer­
tigung, Wartung und Instandhal­
tung bieten sich Anpassungsfortbil­
dungen an, die aus bewährten An­
sätzen zur Fortbildung in "Automa­
tisierungstechniken' 

, 
entwickelt 

werden können. 

Neben der bereits erprobten Qua­
lifizierung in den sogenannten "Hy­
bridtechniken" kann z. B. ein Laser­
bearbeitungsverfahren exempla­
risch in die Fortbildungsmaßnah­
me integriert werden. Auf diese 
Weise wird die Fachkraft für die­
sen neuen Fertigungsbereich sen­
sibilisiert und in die Lage versetzt, 
sich vertiefend in die jeweilige 
Lasertechnologie einzuarbeiten. 

Für den Einsatz auf der Systemebe­
ne reicht eine solche Qualifizie-
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rung allerdings nicht aus. Die La­
sertechnologien haben bereits jetzt 
eine solche Einsatzbreite erreicht, 
daß eine längere Auseinanderset­
zung damit erforderlich ist. um in 
den verschiedenen Anwendungen 
der Lasertechnik eingesetzt wer­
den zu können. In Erweiterung der 
bewährten Fortbildung zum "Hy­
bridtechniker" könnte hier eine 
zweijährige Fortbildung zum "La­
sertechniker" im Sinne einer neu­
en Fachschule zweckmäßig sein. 
Sie könnte in der Grobstruktur 
ebenfalls von bestehenden Ansät­
zen zur Technikerqualifizierung in 
Automatisierungstechniken (z. B. 
Ne-Technik) ausgehen und die La­
sertechniken innerhalb des regulä­
ren, viersemestrigen Bildungsgan­
ges integrieren. In gewisser Weise 
stünde eine solche Technikeraus­
bildung auch in direkter Analogie 
zum derzeit sich realisierenden 
Aufbaustudiengang " Lasertech­
nik" der Technischen Fachhoch­
schule Berlin für Ingenieure - wo­
bei allerdings die Diffusion der La­
sertechnologien in die Produktion 
mit einer größeren Dynamik verse­
hen betrachtet wird und daher die 
Facharbeiterqualifizierung eben­
falls jetzt schon für relevant erach­
tet wird. 

Schlußbemerkungen 

Da mit dem technischen, wirt­
schaftlichen und sozialen Wandel 
die Anforderungen an die Qualifi­
kation der Beschäftigten gewach­
sen sind, muß sich auch die Aus­
und Fortbildung entsprechend 
wandeln. Die "Qualifikation" ist zu­
nehmend zu einem Produktionsfak­
tor geworden. Hiervon betroffene 
Zielgruppen sind Personen, die 
über die Einführung neuer Techno­
logien zu entscheiden haben, an­
dere, die neue Thcbnologien z. B. in 
der Fertigung anwenden und 
schließlich solche, die Geräte und 
Anlagen nutzen, in denen neue 
Technologien verarbeitet sind. Hin­
zu kommen alle diejenigen Men­
schen, die von neuen Technologien 
nicht bzw. noch nicht betroffen 
sind. 
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Für alle diese Gruppen sind ad­
äquate Weiterbildungskonzepte zu 
entwickeln, die deren spezifischen 
Bildungsbedürfnissen entsprechen. 
Für Beschäftigte ebenso wie für 
wiedereinzugliedernde Arbeitslo­
se gilt es, das allgemeine Bildungs­
niveau anzuheben, Fachkompetenz 
im Umgang mit den neuen Techno­
logien zu vermitteln sowie persönli­
che Qualifikationen zu entwickeln. 
Nur dann besteht die Chance, selb­
ständig handelnden Mitarbeitern 
und Mitarbeiterinnen zu mehr Zu­
friedenheit am Arbeitsplatz zu ver­
helfen. 

Die fortschreitende technische und 
organisatorische Entwicklung im 
Fertigungsbereich verlangt nach 
einer planvollen Anpassung der 
Arbeitsbedingungen an die Mitar­
beiter, aber ebenso eine Anpas­
sungsfortbildung der Mitarbeiter 
an die entwickelten Arbeitsmög­
lichkeiten der neuen Fertigungs­
technologien. 

Hierbei muß man insbesondere im 
Bereich " Personal" herausstellen, 
daß keine schnelle Änderung zu 
erwarten ist. und damit auch dieser 
Bereich als verzögerndes Element 
bei der Nutzung der neuen Techni­
ken zu betrachten ist. Das jetzt vor­
handene Potential an qualifiziertem 
Personal in diesem Bereich deckt 
bei weitem nicht den vorhandenen 
Bedarf. 

Aus- und Fortbildung verhalten 
sich bislang allerdings zumeist re­
aktiv, da sie nicht von Anfang an in 
den gesamten Innovationsprozeß 
einbezogen wird. Mehr Antizipa­
tion im Bildungsbereich, aber auch 
durch den Bildungsbereich ist not­
wendig. Insofern kommt der Wei­
terbildung im Kontext von Innova­
tion und Humanisierung eine -
möglicherweise die Schlüsselrolle 
zu. 
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ZUR DISKUSSION 

Zur Frage der beruflichen QualifIZierung von Landwirten im Bereich Umweltscbutz hat sich 
anhand des Beitrags von FINGERLE in BWP Jg. 18 (1989), Heft 1, S. 31-34, eine Diskussion 
entwickelt, die durch die Veröffentlichung der Stellungnahme von GELLERMANN von der 
Landwirtschaftskammer Hannover und einer Erwiderung seitens des Autors dokumentiert 

werden soll. 
Die Redaktion 

Ausbildung für eine umweltschonende 
Landwirtschaft 

Claus GeIlermann 

In der Zeitschrift BWP 1/89 hatte 
Karlheinz Fingerle zur beruflichen 
Qualifizierung intensiv und exten­
siv wirtschaftender Landwirte Stel­
lung genommen. Man kann seine 
Thesen wie folgt zusammenfassen: 
- Die Interessen des Biotop- und 

Artenschutzes einerseits und 
die Erhaltung der Bodenfrucht­
barkeit andererseits sind ein 
zentraler Konflikt. 

- Intensiv wirtschaftende land­
wirtschaftliche Betriebe verdie­
nen hinsichtlich der Einhaltung 
von Umweltschutzzielen kein 
Vertrauen, das gilt auch für al­
ternativ wirtschaftende Landwir­
te. 

- Es könnte eine konsequente 
Strukturierung der Räume nach 
umweltschonender Intensivland­
wirtschaft und Extensivlandwirt­
schaft als Landschaftspflege ge­
ben, 

- Die Berufsausbildung in der 
Landwirtschaft sollte deshalb 
unterschieden werden nach den 
Kriterien intensiver - extensiver 
Landwirtschaft. 

Dazu soll wie folgt Stellung genom­
men werden: 

Landbewirtschaftung hat zunächst 
das Ziel, die Sicherung des Ein­
kommens der wirtschaftenden Fa­
milie zu erreichen. Diese Haltung 
ist zu allen Zeiten Grundlage des 
Strebens der Menschen in der Bo­
denproduktion gewesen und ist 
weiterhin Grundlage unserer Indu­
striegesellschaft. Sie wird deshalb 
auch Grundlage aller Überlegun­
gen sein müssen, die zu einer Ver­
besserung des Umweltverhaltens 
in der Zukunft führen sollen. Das 
soll jedoch nicht bedeuten, daß die 
Interessengegensätze zwischen 
Ökonomie und Ökologie nicht 
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überwunden werden können. Es 
müssen nur geeignete Methoden 
dafür gefunden werden. Wenn Fin­
gerle am Anfang seines Artikels 
praktisch allen Landwirten das 
Vertrauen entzieht, so spricht er ih­
nen gleichzeitig den guten Willen 
ab oder die Fähigkeit, die für sie 
geeigneten Maßnahmen zur Erhal­
tung der gesunden Natur zu ergrei­
fen. Eine solche Einschätzung ver­
dienen die Landwirte nicht. 

Sicherlich ist die Aufgabe aus den 
aufgeführten Gründen auch nicht 
einfach. Wer aber lebhaften Um­
gang mit Landwirten hat, weiß, wie 
sehr diese die Herausforderung 
erkennen und sich bemühen, die 
Ziele der Natur- und Landschafts­
erhaltung zu erreichen. Nicht uner­
wähnt bleiben sollte, daß bereits 
ab 1972 in die neuen Ausbildungs­
ordnungen der landwirtschaftli­
chen Berufe der Umweltschutz als 
Berufsbildposition aufgenommen 
worden ist. 

Ob die Vorschläge von Fingerle je­
doch geeignet sind, den von uns al­
len angestrebten Zielen zu dienen, 
muß in Frage gestellt werden. Wie 
sollen die Fragen des Arten- und 
Landschaftsschutzes gelöst wer­
den, wenn ganze Regionen einer 
extensiven Landbewirtschaftung 
ausgesetzt werden, wann aber in 
anderen Gebieten weiterhin die 
herkömmliche intensive Landwirt­
schaft betrieben wird? Wie sieht 
eine solche extensive Landbewirt­
schaftung aus, wenn nicht einmal 
Formen des alternativen Landbau­
es die gefährdeten Arten zu schüt­
zen in der Lage sind? Kann dann 
eine - wie immer organisierte -
Landwirtschaft noch in der Lage 
sein, aus der Bodenproduktion ein 
angemessenes Einkommen für die 

Familie zu erwirtschaften? Antwor­
ten darauf gibt Fingerle nicht. 

Sein Ansatz birgt noch eine andere 
agrarpolitische Fragestellung. Wie 
groß sollen die extensiven Regio­
nen sein? Oder weiter gefragt, wie 
viele Landwirte (intensiv oder ex­
tensiv) brauchen wir noch? Laufen 
die Vorschläge von Fingerle nicht 
darauf hinaus, daß die Land­
schaftspflege und der Artenschutz 
das eigentliche Ziel der Landbe­
wirtschaftung sein sollen und nicht 
die Nahrungsbeschaffung? 

Es ist ferner die Frage zu stellen, 
wieweit die Gesellschaft bereit ist, 
die dafür erforderlichen Belastun­
gen zu tragen. 

Nicht ganz nebensächlich ist 
schließlich auch die Frage, ob sich 
der Umweltschutz überwiegend in 
Arten- und Landschaftsschutz er­
schöpft. Fragen der Wasserquali­
tät, der Nahrungsinhaltsstoffe 
spricht Fingerle gar nicht an, ob­
wohl sie diesem Problemkreis hin­
zugefügt werden müßten. 

Es wird in jedem Fall - da aller­
dings wird man mit Fingerle kon­
form gehen können - darauf an­
kommen, das Gewissen für umwelt­
freundliches Handeln zu schärfen, 
Ausreichende Information und Be­
ratung bei älteren und Ausbil­
dungsmaßnahmen bei jüngeren 
Landwirten sind hier die Ansätze, 
um dem ökonomischen Grundver­
halten Ökologieverständnis und 
Gewissen entgegenzusetzen. 

Solange jedoch noch kein Berufs­
bild für die extensive Landbewirt­
schaftung besteht, wird sich auch 
die Berufsausbildung an dem be­
stehenden Berufsbild orientieren 
müssen. Dabei sitzen die intensive 
- auf nachhaltigen Ertrag und Bo­
denfruchtbarkeit ausgerichtete -
Landwirtschaft sowie die weniger 
intensive " alternative" Landwirt­
schaft in einem Boot. Beide sind 
durch die ihnen eigenen Produk­
tionsverfahren auf Einkommenser­
werb ausgerichtet. Es wird also 
darauf ankommen, die Produk­
tionsverfahren so zu gestalten, daß 
sie zum wirtschaftlichen Erfolg bei-
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tragen, ohne die Umwelt dabei zu 
schädigen, Dies kann auf vielfälti­
ge Weise geschehen, sei es durch 
moderne Pflanzenschutzmaßnah­
men, verbesserte Düngung oder 
weitere Möglichkeiten, die hier 
nicht in ihrer Breite aufgezählt wer­
den können. Selbst Bewirtschaf­
tungsauflagen ändern an dem 
Grundmuster des Verhaltens 
nichts. So wie bisher erkennbar, 
kann Artenschutz- und Land­
schaftspflege nicht eigentliche Bo­
denproduktion, sondern nur Tätig­
keit sein, die nicht auf unmittelba­
ren Gewinn ausgerichtet ist. Der 
entstehende Arbeitsaufwand und 
das damit verbundene Einkom­
mensdefizit wäre von der Gesell­
schaft durch entsprechende Lei­
stungen zu erbringen, wenn sie 
nicht - auch von intensiv wirtschaf­
tenden Landwirten - "nebenbei" 
erledigt wird. 

Ein solcher Landwirt braucht über 
seine Berufsausbildung hinaus für 
die Landschaftspflege eine Zusatz� 
qualifikation, die allerdings dann 
nur im Rahmen der Weiterbildung 
zu vermitteln wäre. 

Eine Berufsausbildung zum exten­
siven Landwirt und die Ausweitung 
der Qualifikation auf die verwand­
ten Agrarberufe führen direkt in 
einen ausgesprochenen Umwelt­
pflegeberuf. Auf dem BIBB-Kongreß 
"Neue Berufe, neue Qualifikatio­
nen" im Dezember 1988 wurde vor 
allem vom Umweltbundesamt be­
tont, daß im Interesse von Teilneh­
mern besondere Vorsicht bei der 
Einführung neuer Umweltberufe 
geboten sei. Der Kongreß empfahl, 
die Umwelterziehung weitgehend 
in die laufenden Produktions- und 
Ausbildungsverfahren zu integrie­
ren. 

Eine geteilte Ausbildung in extensi­
ve oder intensive Landwirtschaft ist 
deshalb zur Zeit bei Abschätzung 
aller realen Gegebenheiten nicht 
sinnvoll. 

Es ist beachtlich und stimmt zuver­
sichtlich, daß in der Umwelterzie­
hung der Agrarberufe vieles getan 
und auch schon manches erreicht 
wurde. Die Tatsache, daß das Mo-
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dellvorhaben "Entwicklung von 
Materialien zum Umwelt- und Na­
turschutz in der Berufsausbildung" 
initiiert wurde, läßt die Absicht des 
Bundesministeriums für Ernäh­
rung, Landwirtschaft und Forsten 
erkennen, den Umweltschutz im 
Agrarbereich weiter zu fördern. 
Das Modellvorhaben will Ausbil­
der und Auszubildende darin un­
terstützen, in der betrieblichen 
Ausbildung auf die vielfältigen Um­
weltgefahren der Produktion von 
Nahrungsmitteln hinzuweisen, die 
Vielfalt der Verknüpfung mit ande­
ren Bereichen zu erkennen, Alter­
nativen kritisch zu beleuchten, 
Handlungsanweisungen zu geben 
und schließlich das Gewissen zu 
stärken. 

Die Lernziele zum Umweltschutz 
sind also nicht vom praktischen 
Tun losgelöst, sondern stellen eine 
Auseinandersetzung mit den um­
weltrelevanten Bezügen der Aus­
bildungsinhalte im Betrieb dar. 
Dabei wirkt der Ausbilder als Vor­
bild. 

Im Rahmen des Modellvorhabens 
werden Leittexte erarbeitet und an 
75 ausbildende Landwirte in fünf 
Landkreisen der Bundesrepublik 
Deutschland ausgeteilt. Die ersten 
Zwischenergebnisse über die Aus­
wirkungen bei den Auszubilden-

den werden im Sommer 1989 vor­
liegen. Das Engagement der betei­
ligten Landwirte läßt ein hohes 
Maß an Verantwortungsbewußt­
sein erkennen. 

Der pädagogische Ansatz dürfte es 
ermöglichen, eine so konzipierte 
Umweltausbildung auf alle Berufe 
des Agrarbereiches zu übertra­
gen. Das beinhaltet aber auch, daß 
die Methode für alle Landwirte -
gleichgültig ob sie später intensiv 
oder extensiv wirtschaften wollen 
- wirksam ist. Auch von daher ist 
die Schaffung eines neuen Berufs­
bildes nicht anzustreben und eine 
Ausbildung im Rahmen der beste­
henden Ausbildungsordnungen 
sinnvoll. 

Wir wollen nicht verkennen, daß 
der Weg, unsere Umwelt lebens­
wert zu erhalten, lang und schwie­
rig ist. Wir sollten aber auch sehen, 
daß die landwirtschaftliche Praxis 
fern von der "Gedanken Blässe" 
selbst Wege finden wird, das Wis­
sen und Gewissen zur Umwelter­
haltung beim Berufsnachwuchs zu 
fördern durch 
- Integrierung der Umweltausbil­

dung in die Produktion, 
- Unterstützung durch die berufs­

bildenden Schulen, 
- Selbsttätigkeit beim Lernen, 
- Vorbildfunktion der Ausbilder. 

Ans- und Fortbildung der Landwirte für Aufgaben 
im Naturschutz und in der Landschaftspflege 

Karlheinz Fingerle 

Die Stellungnahme von Claus Gel­
lermann zu meinem Beitrag "Aus­
bildung für eine umweltschonende 
Landwirtschaft" verkürzt und ver­
fälscht in den einleitenden, angeb­
lich meine Ausführungen zusam­
menfassenden Thesen meine Bele­
ge und Argumente. Zugleich wirft 
Gellennann mir vor, praktisch al­
len Landwirten " den guten Willen" 
abzusprechen. Diese Art, durch 
Unterstellungen Emotionen zu 
schüren, fördert nicht die Diskus­
sion über eine umweltschonende 
Landwirtschaft und erschwert die 
Verständigung über Zukunftsmo-

delle landwirtschaftlicher Aus-und 
Fbrtbildung. 

Da die Zeitschrift BWP nicht der 
angemessene Ort ist, Argumenta­
tionen zu einer umweltschonenden 
Landwirtschaft im Detail auszufüh­
ren, muß ich noch einmal auf das 
Sondergutachten 

"
Umweltproble­

me der Landwirtschaft" des Rates 
von Sachverständigen für Umwelt­
fragen (SRU) vom März 1985 und 
auf den Aufsatz von Ulrich Ham­
picke "Naturschutz und Landwirt­
schaft" (Vogel und Umwelt. Bd. 5, 
1988, S. 47-73) verweisen. Der SRU 
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erkennt, daß unter den konkurrie­
renden Umweltschutzzielen von in­
tensiv wirtschaftenden Landwirt­
schaftsbetrieben durchaus einige 
Ziele zur Sicherung der eigenen 
Produktionsgrundlagen verfolgt 
werden. Das Ziel, die bedrohten 
Tier- und Pflanzenarten vor dem 
unwiederbringlichen Verlust zu be­
wahren, ist jedoch weiterhin nicht 
erreicht. Auch die neueste Auswer­
tung der Roten Liste der ausgestor­
benen, verschollenen und gefähr­
deten Fam- und Blütenpflanzen 
durch Dieter Komeck und Herbert 
Sukopp (Schr.Reihe Vegetations­
kunde. Heft 19. 1988) kommt wieder 
zu dem Ergebnis: "Hauptver­
ursacher des Artenruckgangs ist 
die Landwirtschaft als größter 
Landnutzer." (S. 194; vgl. auch ebd. 
S. 148 f. und die Abb. 2 auf S. 168; 
Hervorhebung im Original). 
Hampicke zeigt nun, daß die Reali­
sierung der Forderung vieler Na­
turschützer nach flächendecken­
der Extensivierung der Landwirt­
schaft In der Bundesrepublik 
Deutschland bei einem realisti­
schen Extensivierungsspielraum 
von 10 bis 20% der Gesamtproduk­
tion gerade die besonders gefähr­
deten Arten nicht retten könnte. 
Seine Folgerung lautet: "Wir erhal­
ten die Mehrzahl der gefährdeten 
Arten entweder bei einer konse­
quenten räumlichen Strukturie­
rung der Landschaft in Regionen 
mit sehr unterschiedlicher Intensi­
tät, oder wir erhalten sie überhaupt 
nicht:'  (Hampicke 1988, S. 57). 

Claus GeIlermanns Fragen nach 
den Formen, dem Umfang, dem 
Flächenanspruch und der Finan­
zierung der extensiven Landwirt­
schaft zum Zwecke des Biotop- und 
Artenschutzes müssen an dieser 
Stelle ebenfalls mit dem Verweis 
auf die einschlägige Literatur be­
antwortet werden. (Zum Beispiel: 
Lathar Finke in: Forschungs- und 
Sitzungsberichte der Akad. f. Raum­
forsch. u. Landesplanung. Bd. 165. 
1987. S. 179-201; johann Schreiner 
in: Berichte der Akad. f. Nahlrschutz 
u. Landschaftspfl. Bd. 11. 1987. 
S. 209-224; Wolfgang Zielonski in: 
Schr.Reihe d. Dt. Rates f. Landes­
pflege. Heft 54. 1988. S. 272-276; 
Flächenstillegung und Extensivie-
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rung für Naturschutz = Jb. Na­
tursch. Landschaftspfl. Bd. 41. 
1988). Speziell zum ökonomischen 
Aspekt sei auf Ulrich Hampickes 
Arbeit ,,ökologische Vorgaben für 
die Agrarökonomie: Umrisse einer 
Landwirtschaft ohne Ausrottung 
von Arten" (Berlin: Wissenschafts­
zentrum Berlin für Sozialforschung, 
1987 = IIUG-report 87-10) verwie­
sen. 

Claus Gellermanns Kaskade von 
offenen Fragen suggeriert dem Le­
ser, mein Aufsatz zur Berufsausbil­
dung hätte alle die in der genann­
ten Literatur durchaus beantworte­
ten Fragen ansprechen und die 
diesbezüglichen Argumente entfal­
ten müssen. Diese Erwartung wäre 
legitim, wenn der Aufsatz in "Natur 
und Landschaft" veröffentlicht wor­
den wäre. In der BWP sind aber 
ganz andere Schwerpunkte zu set­
zen. Hier genügt es zu wissen, daß 
die Maßnahme regional starker 
Extensivierung gut begründet ist 
(Hampicke 1987, S. 91) und daß 
auch ganze landwirtschaftliche Be­
triebe Naturschutzaufgaben über­
nehmen sollten (z. B. Zielonski 1988, 
S. 276). - Auch sollte zur Kenntnis 
genommen werden, daß es Kontro­
ver$en um die Zuständigkeit und 
fachliche Kompetenz zwischen 
Landwirten und Landschaftsgärt­
nern gibt. (Vgl.: Landwirte als Part­
ner des Naturschutzes. Hrsg. :  Na­
turlandstiftung Hessen - Schr.Rei­
he Angewandter Naturschutz. Bd. 7. 
1988. - Landschaftspflege als Auf­
gabe der Landwirte und Land­
schaftsgärtner. Hrsg.: Akad. f. Na­
turschutz u. Landschaftspfl. = Lau­
fener Seminarbeiträge 1188, 1988. 
- Positionspapier des Bundesver­
bandes Garten-, Landschafts- und 
Sportplatzbau zur Problematik der 
Grünflächen-/Landschaftspflege 
durch Landwirte. Bonn-Bad Godes­
berg o. J. [1988], vervielfaltigtes Ma­
nuskript.) Der sachliche Kern der 
Kontroverse zeigt einen Bedarf zur 
Neuordnung im Gewerberecht, 
Steuerrecht und eben auch in der 
Berufsbildung. 

Ich habe in meinem Aufsatz die 
Option für eine Berufsausbildung 
für eine naturschutzorientierte, ex­
tensive Landwirtschaft zur Diskus-

sion gestellt und zugleich Hinweise 
auf die Berücksichtigung des Um­
weltschutzes in der Berufsausbil­
dung intensiv wirtschaftender 
Landwirte gegeben. Claus GeIler­
mann schreibt, daß ein Landwirt, 
der für Artenschutz und Land­
schaftspflege tätig werden soll, 
"über seine Berufsausbildung hin­
aus für die Landschaftspflege eine 
Zusatzqualifikation [braucht], die 
allerdings dann nur im Rahmen ei­
ner Weiterbildung zu vermitteln 
wäre:' Ich halte diese Option für ei­
nen Fortbildungsberuf nach § 46 
Abs. 1 Berufsbildungsgesetz für 
sehr interessant. (Vgl. auch: Hans­
Joachim Schemel: Anforderungen 
an die Weiterbildung in der prakti­
schen Landschaftspflege, S. 47-50, 
und Johann Lermer: Fortbildung 
von Landwirten in Landschaftspfle­
ge, S. 51 f., in: Laufener Seminarbei­
träge 1 /88.) Die Landwirtschafts­
kammer Westfalen-Lippe bietet 
eine solche Zusatzausbildung an. 
(Vgl. Fortbildung und Prüfung 
zumlzur Natur- und Landschafts­
pfleger I in = Die Fachinformation 
für Beratung und Berufsbildung. 
Landwirtschaftskammer Westfalen­
Lippe, Gruppe 41 - Berufsbildung, 
Nr. 13/1/89. Die Vorläufigen Vor­
schriften für die Fortbildungsprü­
fung wurden im Landwirtschaftl. 
Wochenblatt Westfalen-Lippe Nr. 51 
vom 22. Dez. 1988, Ausgabe A, ver­
öffentlicht.) Durch den Fortbil­
dungslehrgang auf der Grundlage 
der vom (nordrhein-westfälischen) 
Landesinstitut für Schule und Wei­
terbildung zusammengestellten 
Lernbereiche und Inhalte für die 
Fortbildung sollen Landwirte, Gärt­
ner und Forstwirte in die Lage ver­
setzt werden, praktische Aufgaben 
im Naturschutz und in der Land­
schaftspflege selbständig und ver­
antwortlich auszuführen. Diesem 
Modell des Fortbildungsberufs 
wünsche ich Erfolg. Allerdings 
bleibt die Aufgabe der Neuord­
nung der Berufsausbildung unter 
den Kriterien des Umweltschutzes 
weiterhin aktuell. 

Selbstverständlich sind bei der 
Neuordnung auch die Fragen der 
Wasserqualität und der Nahrungs­
inhaltsstoffe, deren Ausklamme­
rung mir GelIermann vorwirft, in 
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den Ausbildungsrahmenplänen und 
in den Rahmenlehrplänen für die 
Berufsschule zu berücksichtigen. 
Der SRU setzt die Gefährdung des 
Grundwassers an die zweite Stelle, 
die Beeinträchtigung der Nah­
rungsInittelqualität erst an die fünf­
te Stelle der landwirtschaftlich ver­
ursachten Umweltbelastungen. Ich 
habe in meinem Aufsatz auf diese 
Gefährdungsstufen hingewiesen, 
ohne sie im Detail referieren zu 
können. Ich teile GelIermanns Auf­
fassung, daß sich umweltschonen­
de Landwirtschaft nicht im Arten­
und Biotopschutz erschöpft. Aber 
Priorität muß dieser haben. Das ist 
auf lange Sicht sogar für die ge­
samte Landwirtschaft ökologisch 
und ökonomisch zweckmäßig, weil 
das Gen-Potential aussterbender 
Arten auch nicht mehr für die 
Züchtung von Nutzpflanzen und 
Nutztieren zur Verfügung steht. 
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Die Realisierung des türkischen Berufsbildungs­
gesetzes Nr. 3308 und die Art und der Umfang 
deutscher Unterstützung bei der Entwicklung der 
Berufsbildung in der Türkei 

Günter Kühn 

Die Türkei hat mit der Novellierung des Berufsbildungsgesetzes vom 8. Juni 1986 (Gesetze� 
nummer 3308) den Versuch unternommen, eine effJZiente Berufsbildung nach dualen Prinzi­
pien aufzubauen. Aufgrund vielfältiger traditioneller Bindungen zwischen der Bundesrepu­
blik Deutschland und der Republik Türkei orientiert sich dieses Vorhaben an dem deut­
schen dualen Berufsbildungssystem. 

Der Verfasser hatte seitdem mehrmals die Gelegenheit, die Türkei in Angelegenheiten der 
Berufsbildung zu besuchen, um sich ein Bild über die Realisierung des neuen Gesetzes zu 

machen. Im folgenden Beitrag wird die Beantwortung von Fragen in den Vordergrund ge­
stellt: 
- was ist zwischenzeitlich an den im Gesetz Nr. 3308 voIgegebenen Zielen erreicht worden? 
- Wie sehen die weiteren Realisierungschancen aus? 
- In welcher Art und Weise erfolgt eine deutsche Unterstützung beim Auf- und Ausbau der 

beruflichen Bildung in der Türkei? 

Günter Kühn 
Wissenschaftlicher Dire�tor in der Hauptabtei­

Jung- 4 "Erwachsenenbildung-sforschung-" des 
Bundesinstituts für Berufsbilduno; Arbeitsschwer­

punkte: Ausländerqualifizierunq und Weiterbil­

dung von Arbeitslosen. 

Das Berufsbildungsgesetz 
Nr, 3308 vom 5, Juni 1986 als 
Ausgangsbasis für die weitere 
Entwicklung in der Berufs­
bildung der Türkei I) 

Das Gesetz Nr. 3308 mußte sowohl 
die gegenwärtige Ausgangssitua­
tion als auch Aspekte für eine Fort­
schreibung der Berufsbildung be­
rücksichtigen. Nur ein kleiner Teil 
der türkischen Jugendlichen und 
arbeitsfähigen Erwachsenen hat 
eine akzeptable Berufsausbildung 
erhalten (vgl. RÜTZEL, 1987). 

Die Masse der türkischen Jugend­
lichen und Erwachsenen hingegen 
besitzt keine bzw. nur eine geringe 
berufliche Qualifizierung. 

Dem trägt das Gesetz vom 6. Juni 
1986 dadurch Rechnung, daß es 
neben dem Auf- und Ausbau einer 
Berufsbildung auf der Grundlage 
dualer Prinzipien auch die Vermitt­
lung einer beruflichen Grundquali­
fikation durch berufsvorbereitende 
Lehrgänge anstrebt. 

Darüber hinaus soll in Anbetracht 
der neueren technologischen Ent­
wicklungen und den damit verbun­
denen Anforderungen an die Ar­
beitnehmer die Weiter- und Fortbil­
dung intensiviert werden. All dies 
ist wiederum nur möglich, wenn so­
wohl qualifIziertes Personal als 
auch entsprechende finanzielle 
Mittel in ausreichendem Maße zur 
Verfügung stehen. Folgerichtig ist 
deshalb als ein weiterer Schwer­
punkt in dem Gesetz die fachliche 
und pädagogische Qualifizierung 
von Ausbildern und Meistern be­
nannt worden. 

Um die nötige Finanzierung für die­
se vielseitigen Vorhaben zu ge­
währleisten, sieht das Gesetz Bei­
tragszahlungen in einem Berufsbil­
dungsfonds für diejenigen türki­
schen Betriebe und das Handwerk 
vor, die nicht ihrer Ausbildungs­
pflicht nachkommen. Nach dem 
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Gesetz sind sie nämlich , verpflich­
tet, entsprechend den Belegschafts­
zahlen ZW"ischen 5 bis 10 % Lehrlin­
ge einzustellen, andernfalls be­
stimmte Beiträge in einen Berufs­
bildungsfonds zu entrichten. 

Schließlich schreibt das Gesetz die 
Errichtung eines Berufsbildungsin­
stitutes vor, das fachliche und wis­
senschaftliche Aufgaben beim Auf­
und Ausbau des dualen Berufsbil­
dungs�ystems zu übernehmen hat 
(vgl. KUHN, 1988). 

Skizzierung des 
gegenwärtigen 
Realisierungsstandes 

Es ist die erklärte Absicht der tür­
kischen Gesetzgeber, mit dem Be­
rufsbildungsgesetz vom 5. Juni 1986 
eine solide gesetzliche Grundlage 
für ein umfassendes, modernen 
Entwicklungen offenstehendes 
und allen türkischen Jugendlichen 
und Erwachsenen zugängliches 
Berufsbildungssystem zu schaffen 
(vgl. KÜHN, 1988). Wie aber so oft 
im politischen Geschehen, sind der 
gesetzliche Anspruch und die ge­
gebene Realität nicht - zumindest 
nicht in absehbarer Zeit - in Über­
einstimmung zu bringen. 

So sind gegenwärtig nicht in ausrei­
chender Zahl Berufsbildungszen­
tren bzw. Berufsbildungsträger 
vorhanden, die den Auftrag zur 
Vermittlung einer beruflichen 
Grundqualifizierung für unbe­
schäftigte und unqualifizierte Ju­
gendliche und Erwachsene über­
nehmen könnten. 

Ebenso bleibt die Anzahl der Aus­
bildungsplätze bei den Betrieben 
und dem Handwerk sehr begrenzt, 
durch die türkische Jugendliche 
eine qualifizierte, nach dem neuen 
Gesetz anerkannte Berufsausbil­
dung erhalten könnten. Allerdings 
ist zu erwarten, daß die Bereit­
schaft bei den Betrieben und dem 
Handwerk von Jahr zu Jahr bei ent­
sprechend verbesserter Informa­
tion und Beratung wächst, Lehrlin­
ge aufzunehmen. 
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Darüber hinaus zeichnet sich noch 
auf eine andere Weise eine unter­
schiedliche Entwicklung der Chan­
cengleichheit türkischer Jugendli­
cher bei der Erlangung einer qua­
lifIZierten Berufsausbildung ab. 
Was bereits zum Zeitpunkt der No­
vellierung als mögliche Gefahr auf­
gezeigt worden ist (KÜHN, 1987), 
wird mittlerweile zur Gewißheit: 
die Spaltung der dualen Berufsaus­
bildung für türkische Jugendliche 
entsprechend ihrer Schuldauer 
und ihres schulischen Abschluß­
niveaus in zwei parallel verlaufen­
de Stränge: 

Gegenwärtig kann man beobach­
ten, daß türkische Jugendliche mit 
einer fünf- bzw. achtjährigen Schul­
bildung als Lehrlinge in den tradi­
tionellen Betrieben des Basars 
bzw. bei Klein- und Mittelbetrieben 
aufgenommen werden, hingegen 
die Schüler der beruflichen und 
technischen Lyzeen eher in einem 
Praktikantenstatus Zugang in den 
größeren Betrieben (Großunter­
nehmen) finden. Sofern keine Ge­
gensteuerung erfolgt, wird es auf­
grund dessen in absehbarer Zeit in 
der Türkei eine gespaltene Lehr­
lingsausbildung geben: türkische 
Jugendliche mit kürzerer Schulbil­
dung haben eine Lehre erhalten, 
die weiterhin ein Schwergewicht in 
der Praxisausbildung beinhaltet, 
d. h. die beim Handwerksmeister 
und in kleineren und mittleren Be­
trieben praktisch ausgebildet wer­
den. Da eine Ausbildungsver­
pflichtung der Betriebe durch das 
Gesetz besteht, kann man davon 
ausgehen, daß die Zahl dieser Ju­
gendlichen sich erhöht. Befürch­
tungen, daß die absoluten Zahlen 
im Vergleich zu den starken Jahr­
gängen nur relativ bescheiden 
ausfallen, bleiben aber weiter be­
stehen (KÜHN, 1987). 

Auf der anderen Seite erhalten 
zwar die Schüler der beruflich­
technischen Lyzeen aufgrund des 
neuen Gesetzes verstärkt eine 
praktische Ausbildung in Unter­
nehmen, das Übergewicht bzw. die 
Dominanz der Schule bleibt jedoch 
weiter bestehen, da sie letztlich im 
Schülerstatus bleiben. Insofern hat 
der Lernort Betrieb bislang noch 

nicht die Gleichrangigkeit gegen­
über dem gymnasialen Lernort ge­
wonnen. 

Aufgrund dieser Zweiteilung sind 
Entwicklungen möglich, die dar­
aufhin abzielen, daß qualifiziertere 
Berufe, die einen größeren theore­
tischen Ausbildungsteil beinhalten, 
in erster Linie von den Absolventen 
der beruflichen und technischen 
Lyzeen angestrebt werden. Da 
aber gegenwärtig jeder Berufsab­
schluß sowohl in der Lehrlingsaus­
bildung im Betrieb im traditionel­
len Stil als auch in den beruflich­
technischen Lyzeen erlangt wer­
den kann, besteht die Gefahr, daß 
in Zukunft Facharbeiter unter­
schiedlicher Qualität auf dem Ar­
beitsmarkt um einen Arbeitsplatz 
konkurrieren: Der praktisch aus­
gebildete Geselle mit einfachen 
Theoriekenntnissen und der Ab­
solvent eines beruflichen und tech­
nischen Lyzeums mit einem ver­
besserten Praxisanteil. Da sich die 
Praxisanteile in der schulischen 
Ausbildung teilweise deutlich er­
höht haben, ist es zu vermuten, daß 
für höherwertige Arbeitsplätze 
dem Fachoberschüler der Vorzug 
gegeben wird. Offen bleibt jedoch 
weiterhin die Frage, inwieweit der 
Fachoberschüler nach Beendi­
gung seiner Schulzeit ein Studium 
als Diplomingenieur an der Hoch­
schule aufnimmt, da er ja gleichzei­
tig mit Erlangung des Facharbeiter­
abschlusses eine Studienberechti­
gung erworben hat. Da gegenwär­
tig noch kein Jahrgang nach dem 
neuen Gesetz ausgebildet worden 
ist, liegen noch keine Erfahrungs­
werte in dieser Hinsicht vor. Pro­
gnosen lassen aber einen hohen 
Anteil von Fachoberschülern er­
warten, die an die Universitäten 
strömen. Von daher wäre der Kon­
kurrenzdruck für die im traditionel­
len System ausgebildeten Fachar­
beiter mit fünf- bzw. achtjährigem 
Schulbesuch nicht so stark zu prer­
gnostizieren. 

Den Verantwortlichen in der Be­
rufsbildung der Türkei - sowohl in 
den Ministerien, Verbänden als 
auch in den Betrieben - scheint es 
klar zu sein, daß eine Verbesse­
rung der Berufsbildung mit der 
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Qualifikation der Ausbilder und 
Lehrer steht und fällt. Dies gilt in 
ebenso großem Maße für die Rea­
lisierung des weit gesteckten Zie­
les des Berufsbildungsgesetzes 
NI. 3308. So gesehen überrascht es 
daher nicht, daß sowohl von staat­
licher als auch von privatwirtschaft­
lieher Seite alles daran gesetzt 
wird, um möglichst schnell das 
fachliche wie auch pädagogische 
Niveau der Meister und Ausbilder 
sowie der Betriebsinhaber und für 
die praktische Berufsausbildung 
qualifizierte Ausbilder zu erhalten. 
Auf beiden Seiten - sowohl auf sei­
ten der Betriebsinhaber von klein­
und mittelständischen Betrieben 
als auch auf seiten der Ministerien 
und Verbände - ist ein hohes En­
gagement zu beobachten, diese 
Aufgabe befriedigend zu lösen. So 
wurden seitens der Ministerien Be­
rufsschullehrer für die Qualifizie­
rung von Ausbildern und Meistern 
abgestellt. Nach Angaben aus dem 
zuständigen Bildungsministerium 
sollen schon über 6 000 Ausbilder 
auf diese Weise qualifiziert worden 
sein; in Anbetracht des wachsen­
den Bedarfs aber eine noch viel zu 
kleine Zahl! Allerdings ist in die­
sem Zusammenhang zu fragen, ob 
sie sowohl die nötige Sachkenntnis 
über die betriebliche Praxis als 
auch über die prinzipiellen Erfor­
dernisse einer dualen Ausbildung 
mitbringen. Bei den Ausbildern 
und Betriebsinhabern (Meistern) 
ist wiederum ein Interesse zu ver­
merken, daß über die berufspäd­
agogische Qualifizierung hinaus­
geht: Sie wollen in der Betriebsfüh­
rung (Management und Buchfüh­
rung), in einzelnen fachlichen Fra­
gen wie auch im Umweltschutz 
bzw. Arbeitsschutz ausgebildet 
werden. Deshalb ist die berufliche 
Qualifizierung dieser Meister und 
Ausbilder viel komplexer zu sehen, 
als es etwa bei der Qualifizierung 
im Rahmen der Ausbildereignungs­
verordnung in der Bundesrepublik 
Deutschland für die Ausbilder und 
Meister der Fall ist. 

Zwischenzeitlich ist in Ankara das 
türkische Berufsbildungsinstitut, 
wie im Gesetz vorgesehen, einge­
richtet worden. Im Unterschied 
zum BIBB ist es einem der Staatsse-
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kretäre des Ministeriums für Erzie­
hung, Jugend und Sport direkt un­
terstellt worden. Mit gegenwärtig 
etwa 12 Mitarbeitern, von denen 
die meisten Berufsschullehrer 
sind, hat es vorrangig Exekutivauf­
gaben nach Weisung des Ministeri­
ums auszuführen. Unter anderem 
ist es gegenwärtig damit beschäf­
tigt, Projekte im Bereich der infor­
mellen Bildung, die von der Welt- . 

bank finanziert werden, zu initiie­
ren. Da bislang keiner der Mitar­
beiter des Instituts deutsch spricht, 
wird sich auch in Zukunft eine Ko­
operation mit dem Bundesinstitut 
für Berufsbildung nicht in dem ge­
wünschten Umfang realisieren las­
sen. 

Inwieweit der im Gesetz vorgese­
hene Berufsbildungsfonds aktiviert 
wird, ist bisher nicht ersichtlich ge­
worden. So ist wenig darüber zu er­
fahren, ob von seiten der Betriebe 
zügig Beiträge eingezahlt und ob 
mit dem vorhandenen Kapital 
Berufsbildungsprojekte finanziert 
werden konnten. 

Generell bleibt jedoch positiv zu 
vermerken,  daß mittlerweile die 
Einsicht in die Notwendigkeit einer 
qualifizierten Aus- und Fortbildung 
Gemeingut geworden ist. Die Devi­
se, ohne technischen kein wirt­
schaftlicher und somit auch kein 
sozialer Fortschritt, wird in der Tür­
kei allgemein anerkannt. Daß zur 
Erreichung dieser Ziele ein lei­
stungsfähiges Bildungssystem vor­
handen sein muß, bleibt ebenso 
unbestritten. Allerdings herrschen 
über die Formen und die zu be­
schreibenden Wege in den Mini­
sterien, Verbänden und der Ge­
werkschaft Auffassungsunterschie­
de vor. 

So neigt die Wirtschaft - sowohl 
Klein- bzw. Mittel- als auch Großbe­
triebe - eher zur dualen Berufsbil­
dung. Desgleichen ist auch von der 
Gewerkschaftsseite zu vernehmen. 
Zwischen dem Ministerium für Er­
ziehung, Jugend und Sport und 
dem Ministerium für Arbeit beste­
hen insofern Interpretationsunter -
schiede, als das Erziehungsmini­
sterium - sicherlich auch auf­
grund seiner Tradition und der Be-
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rufsbiographie seiner Ministerial­
beamten -' stärker zu einer ver­
schulten Ausbildung tendiert. Hin­
gegen gehen die Vorstellungen 
des Arbeitsministeriums - auch 
angesichts des unübersehbaren 
Heeres von Arbeitslosen - in Rich­
tung einer dualen Aus- und Fortbil­
dung, die entsprechend der Geset­
zesvorlage der Vermittlung einer 
praktischen Grundbildung mit 
theoretischen Teilen den Vorrang 
geben. 2) 

Nach den gegenwärtigen Erkennt­
nissen werden sich die Großbetrie­
be eigene Ausbildungsmöglichkei­
ten schaffen. So ist festzustellen, 
daß Großbetriebe in zunehmender 
Zahl Beauftragte für die innerbe­
triebliche Aus- und Fortbildung er­
nennen. Damit setzt sich eine Ent­
wicklung fort, wie sie bereits 1986 
bei Novellierung des Gesetzes 
Nr. 3308 in verschiedenen türki­
schen Großbetrieben zu beobach­
ten war (vgl. KÜHN, 1988). 

Anders dagegen stellt sich die Si­
tuation in Klein- und Mittelbetrie­
ben dar.3) Die Klein- und Mittelbe­
triebe können auf eine lange Tradi­
tion in der Lehrlingsausbildung zu­
rückblicken (vgl. KÜHN, 1987). Was 
allerdings an dieser herkömmli­
chen Lehrlingsausbildung fehlt, ist 
der theoretische Bezug: Eine orga­
nisierte, längerfristig theoretische 
- u. a. fachkundliche - Ausbil­
dung findet in den Handwerksbe­
trieben nicht statt Wenn aber die 
einzelnen Handwerks-, d. h. Klein­
und Mittelbetriebe, in der regiona­
len und nationalen Konkurrenz mit­
halten wollen, müssen sie vor allem 
auch die Qualifikation ihrer Mitar­
beiter, d. h. auch die der Lehrlinge 
verbessern. Dies ist sicherlich von 
der Mehrzahl, zumindest der be­
fragten Betriebsinhaber und Mei­
ster erkannt worden. 

Ansätze für eine systematisch be­
triebliche Lehrlingsausbildung in 
den eigenen Werkstätten - bei­
spielsweise Lehrecken - waren in 
den aufgesuchten Betrieben noch 
nicht vorzufinden. Allerdings sind 
diese Betriebe insofern im Ver­
gleich zur Masse der übrigen 
Werkstätten privilegiert, als sie 
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ihre Lehrlinge in die nahegelegene 
Lehrwerkstatt der Berliner Gesell­
schaft für deutsch-türkische wirt­
schaftliche Zusammenarbeit mbH 
schicken können. 

Soweit erkennbar ist, vennitteln sie 
in der Regel Teilqualifikationen, da 
sie nur eine schmale Produktions­
bandbreite aufweisen bzw. be­
grenzte Dienstleistungsfunktionen . 
übernommen haben: Sie stellen 
bestimmte Teile her bzw. leisten 
bestimmte Auftragsarbeiten. Hier 
wird deutlicher als bei den Groß­
unternehmen (vgl. KÜHN, 1988), daß 
außerhalb dieser )3etriebe die Aus­
bildung weitere Qualifikationen 
den Lehrlingen vermitteln muß, 
weil ansonsten die Ausbildungs­
breite nur sehr eng bleiben würde. 

Ferner ist festzustellen, daß' eine 
Reihe von Betriebsinhabern be­
strebt ist, ihre Werkstätten zu mo­
dernisieren, wozu allerdings in vie­
len Fällen noch das notwendige 
Kapital fehlt; es sollen insbesonde­
re (neuere) Maschinen angeschafft 
werden. Dabei schien ihnen klar, 
daß die Installierung von (moder­
nen) Maschinen in ihren Werkstät­
ten nicht ohne eine parallel laufen­
de eigene Aus- und Fbrtbildung ih­
rer Mitarbeiter - der Gesellen 
und Lehrlinge - vonstatten gehen 
kann. 

Die deutsche Unterstützung 
beim Auf- und Ausbau 
der beruflichen Bildung 
in der Türkei 

Die deutsche Unterstützung des 
türkischen Bestrebens, eine mo­
derne Berufsbildung nach Prinzi­
pien des dualen Systems in der 
Türkei zu etablieren, konzentriert 
sich gegenwärtig auf drei größere 
Projekte:�) 
- die überbetrieblichen Ausbil­

dungszentren der Berliner Ge­
sellschaft für deutsch-türkische 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 
mbH (BGZ) in Berlin, 

- das türkisch-deutsche Bildungs­
zentrum (Dikmen-Projekt) in An­
kara und 
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- das deutsch-türkische Gemein­
schaftsprojekt "Kooperation von 
Staat und Wirtschaft bei der 
Wiedereingliederung rückkeh­
render Türken" . 

Darüber hinaus ist ein deutsch­
türkisches Schulprojekt in das 
größte und bedeutendste höhere 
Berufsschulzentrum in Instanbul, 
dem "Haydar-Pascha-Lyzeum", in­
tegriert, das die Fortentwicklung 
der schulischen WerkstattunteIWei­
sung und des Fachunterrichts nach 
modernen technisch-wissenschaft­
lichen und didaktischen Gesichts­
punkten schwerpunktmäßig !In 
Elektrobereich zum Ziel hat. 

Deutscherseits wurden moderne 
Werkstatteinrichtungen zur Verfü­
gung gestellt und eine Reihe von 
Berufspädagogen dorthin ent­
sandt. Dieses Projekt ist jedoch von 
der Zielsetzung und in der organi­
satorischen Ansiedlung eher dem 
höheren Fachschulwesen zuzu­
rechnen, wenngleich auch von hier 
wertvolle Impulse für die duale Be­
rufsbildung der Türkei zu eIWarten 
sind. 

• Die überbetrieblichen Ausbil­
dungszentren der Berliner Ge­
sellschaft für deutsch-türkische 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 
mbH (BGZ) in Berlin 

Die Berliner Gesellschaft: für 
deutsch-türkische wirtschaftliche 
Zusammenarbeit hat in Zusammen­
arbeit mit der türkischen Stiftung 
zur Förderung der Berufsausbil­
dung und der Klein- und Mittelbe­
triebe in der Türkei (Meksa Vakfi) 
gegenwärtig Ausbildungswerkstät­
ten in Istanbul, Bursa, Izmir, Anka­
ra, Diyarbakir und Eskii?ehir einge­
richtet. 

Aufgabe dieser Ausbildungswerk­
stätten ist es, 
- die Lehrlingsausbildung im Kfz-, 

Metallbereich und in der Elek­
trotechnik sowie 

- die entsprechende Meister- und 
Ausbilderqualifizierung 

zu verbessern. Die Entwicklung 
und Erprobung entsprechender 
Programme und Lehr-/Lernmate­
rialien sind in diese Vorhaben ein­
geschlossen. 

Zu diesem Zweck sind die Lehr­
werkstätten mitten in den Industrie­
gebieten der Klein- und Mittelbe­
triebe angesiedelt worden, die mit 
türkischen Ausbildern Lehrlinge 
der ansässigen Betriebe zweimal 
wöchentlich theoretisch und prak­
tisch zusätzlich zu der herkömmli­
chen Lehre vor Ort ausbilden. Die 
Ausbildung in den LehIWerkstätten 
der BGZ und der Meksa Vakfi er­
folgt nach Prinzipien der dualen 
Berufsausbildung und orientiert 
sich entsprechend an deutschen 
Qualitätsansprüchen unter Berück­
sichtigung regionaler Bedingun­
gen. 

Die BGZ, die bereits 1984 ihre Ar­
beit in der Türkei aufgenommen 
hat, ist vom Status her eine Gesell­
schaft mit beschränkter Haftung, 
an der der Berliner Senat, die 
Industrie- und Handelkammer so­
wie die Handwerkskammer zu Ber­
lin beteiligt sind. Finanzielle Förde­
rung erhält sie durch die Gesell­
schaft für Technische Zusammen­
arbeit in Eschborn. Neben der För­
derung der wirtschaftlichen Bezie­
hungen, insbesondere im Bereich 
der klein- und mittelständischen 
Betriebe in der Türkei, hat sie sich 
besonders der Verbesserung der 
türkischen Berufsausbildung ver­
schrieben. 

Im Verlauf ihrer Tätigkeit sind 
bisher über 1 600 Lehrlinge als 
Maschinenschlosser, Kraftfahrzeug­
mechaniker, Karosseriebauer und 
Autolackierer ausgebildet worden. 
Diese Lehrlinge gehen nach dem 
neuen Berufsbildungsgesetz Nr. 
3308 zu einem Meister mit einem 
Ausbildungsvertrag in die Lehre, 
wobei die BGZ und die Meksa Vak­
fi mit dem Lehrmeister eine Verein­
barung über die Teilnahme seiner 
Lehrlinge an dem Ausbildungspro­
gramm der LehIWerkstätten der 
BGZ/Meksa Vakfi treffen. Die 
Meksa Vakfi wiederum ist eine Stif­
tung türkischen Rechts, die von der 
Föderation türkischer Kleinindu­
strie gegründet worden ist. 

Bei diesen Projekten arbeiten der 
türkische Staat, die Handwerksbe­
triebe mit der BGZ und der Meksa 
Vakfi eng zusammen. Die Kommu-
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nen stellen die Räumlichkeiten zur 
Verfügung, die BGZ rüstet die 
Werkstätten aus und trägt die lau­
fenden Kosten einschließlich des 
Personals. Da die Projekte jeweils 
nur sechs bis sieben Jahre auf die­
se Weise unterstützt werden und 
dann voll und ganz in türkische Re­
gie übergehen sollen, ist jetzt 
schon die türkische Stiftung bereits 
mit 45 % am Finanzaufwand betei­
ligt. 

Das Ausbildungsprogramm dieser 
Lehrwerkstätten umfaßt drei Jahre 
und ist entsprechend den erreich­
baren Ausbildungszielen inhaltlich 
gestaffelt. 

Die Lehrlinge haben in der Regel 
nur die fünf jährige türkische 
Grundschule besucht und sind zwi­
schen 13 und 18 Jahre alt. Sie gehö­
ren zu denjenigen Jugendlichen, 
die fast ausschließlich den unteren 
sozialen Schichten zuzurechnen 
sind. 

• Das türkisch-deutsche Berufs­
bildlUlgzentrum (Dikmen-Pro­
jekt) in Ankara 

Dieses Ausbildungsprojekt beruht 
auf der technischen Zusammenar­
beit zwischen der Republik Türkei, 
im Aufgabenbereich des Ministers 
für Erziehung, Jugend und Sport, 
und der Bundesrepublik Deutsch­
land, für die die Deutsche Gesell­
schaft für Technische Zusammen­
arbeit (GTZ) in Eschborn verant­
wortlich zeichnet. 

Aufgabe dieses Projekts ist 

• die Ausbildung von türkischen 
Jugendlichen zu Kfz-Mechani­
kern und Elektrikern, 

• die Aus- und Fortbildung von 
Meistern und Ausbildern sowie 
die Fortbildung von Berufsschul­
lehrern und qualifIzierten Fach­
kräften, 

• die Erarbeitung von Lehr-/Lern­
materialien und 

• die fachliche und pädagogische 
Beratung von Einrichtungen, die 
mit beruflicher Bildung befaßt 
sind, wozu vor allem Klein- und 
Mittelbetriebe zu zählen sind, 
die Lehrlinge in das Berufsbil­
dungszentrum schicken. 
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Während der Minister für Erzie­
hung, Jugend und Sport die Ge­
samtverantwortung für dieses Pro­
jekt trägt, die Bereitstellung ent­
sprechender Räume (Dikmen­
Oberschule), das Personal und die 
laufenden Betriebskosten über­
nommen hat, ist die Deutsche Ge­
sellschaft für Technische Zusam­
menarbeit (GTZ) für die Planung 
des Vorhabens verantwortlich; sie 
hat acht Fachleute aus dem Berufs­
bildungsbereich der Bundesrepu­
blik Deutschland als Berater ent­
sandt und erforderliche Werkräu­
me mit moderner Technik ausge­
stattet. 

Dieses türkisch-deutsche Berufs­
bildungszentrum nimmt Schüler 
mit einer achtjährigen Schulbil­
dung auf, die mindestens 13 Jahre, 
höchstens 19 Jahre alt sind. Im Sep­
tember 1988 ist der erste Lehrgang 
mit 140 Schülern angelaufen. 

Das Ausbildungsprogramm setzt 
sich aus zwei Phasen zusammen: 
Nach einem Berufsgrundbildungs­
jahr, in dem die Jugendlichen in 
theoretischen Fächern unterrichtet 
werden und in der Lehrwerkstatt 
eine Grundausbildung erhalten, 
gehen sie für zwei Jahre mit einem 
Ausbildungsvertrag zu einem Mei­
ster in einen Betrieb in die Lehre; 
während dieser Zeit besuchen sie 
einmal in der Woche das Berufsbil­
dungszentrum, um vor allen Din­
gen in Theorie unterwiesen zu wer­
den. 

• Das deutsch-türkische Gemein­
schaftsprojekt " Kooperation 
von Staat und Wirtschaft bei der 
Wiedereingliederung IÜckkeh­
render Türken" 

Die Trägerschaft hat die Koordinie­
rungsstelle zur Förderung der Re­
integration von Gastarbeitern (KFR), 
gemeinnützige Gesellschaft mit be­
schränkter Haftung beim Institut 
der deutschen Wirtschaft (lW), 
Köln, übernommen. 

Ziel des Projekts ist es, türkische 
Ausbildungsstätten und -zentren, 
die in der Nähe von Industriezonen 
gegründet werden, mit entspre­
chenden Maschinen und Werkzeu­
gen auszustatten. Dies soll vorran-
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gig für Dreher- und Schlosser-, 
Schweißer -, Weber- und Elektro­
werkstätten geschehen. Es handelt 
sich in erster Linie um gebrauchte 
Maschinen und Werkzeuge, die 
von Betrieben in der Bundesrepu­
blik Deutschland gespendet und 
nach einer Generalüberholung 
der Türkei zur Verfügung gestellt 
werden. Darüber hinaus sollen 
• die Entsendung von deutschen 

Meistern und Ausbildern für die 
Aus- und Fortbildung sowie zur 
Ausbildung von Ausbildern in 
der Türkei unterstützt und 

• eine Fortbildung für türkische 
Fachkräfte, die in der Türkei als 
Ausbilder tätig sind, in der Bun­
desrepublik Deutschland ange­
boten werden. 

Das Projekt ist das Ergebnis einer 
Fachtagung im März 1988, wo eine 
Zusammenarbeit zwischen der 
Bundesregierung, vertreten durch 
den Bundesminister für Arbeit und 
Soziales, der türkischen Regie­
rung, vertreten durch den Minister 
für Arbeit und soziale Angelegen­
heiten, dem Institut der deutschen 
Wirtschaft als Proiektkoordinator 
und deutschen Industrieunterneh­
men vereinbart worden ist, die 
Sachmittel und Ausbilder sowie 
Ausbildungsplätze zur Verfügung 
stellen (TEGTMEIER 1989). 

Das deutsch-türkische Gemein­
schaftsprojekt ist am 1. September 
1988 angelaufen. 

Vergleich der 
Ausbildungsprojekte 

Vergleicht man insbesondere die 
Ausbildungsprojekte der BGZ und 
der GTZ, so sind folgende Gemein­
samkeiten festzustellen: 
• Sie basieren auf dem Berufsbil­

dungsgesetz Nr. 3308 vom 5. Juni 
1986, 

• sie orientieren sich an dualen 
Prinzipien Cu. a. betrieblicher 
und schulischer Lernort) und 
folgen weitgehend deutschen 
Anforderungskriterien, 

• sie sind unterhalb der berufli­
chen und technischen Lyzeen 
angesiedelt und eröffnen somit 
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türkischen Jugendlichen mit 
niedrigeren Schulabschlüssen 
eine qualifIzierte Berufsausbil­
dung. 
Wesentliche Unterschiede hin­
gegen ergeben sich in den ge­
forderten Schulvoraussetzungen 
für die Lehrlinge, die zum Ein­
tritt in diese Berufsausbildung 
berechtigen, und im Ausbil­
dungsablauf. 

• Während in den Lehrwerkstät­
ten der BGZ Lehrlinge mit einer 
fünf jährigen Schulausbildung 
aufgenommen werden, müssen 
die türkischen Jugendlichen für 
die Berufsausbildung im tür­
kisch-deutschen Berufsbildungs­
zentrum Ankara einen achtjähri­
gen Schulbesuch (Mittelschule) 
vorweISen. 

• Das dreijährige Ausbildungs­
programm der BGZ-Lehrwerk­
stätten ist arbeits- und ausbil­
dungsbegleitend: einmal wö­
chentlich kommen die Lehrlinge 
aus ihren Betrieben in die Werk­
stätten der BGZ und erhalten ei­
nen Theorieunterricht sowie a n  
der Werkbank eine ergänzende 
und praktische Unterweisung. 
Die türkischen Jugendlichen 
des Berufsbildungszentrums in 
Ankara wiederum nehmen ein 
Jahr lang als Schüler an einer 
kombinierten Theorie-Praxisaus­
bildung - ähnlich wie bei den 
beruflich-technischen Lyzeen -
teil, bevor sie dann als Lehrlinge 
für zwei Jahre zu einem Meister 
gehen. Während dieser zwei­
jährigen Ausbildungszeit erhal­
ten sie im Berufsbildungszen­
trum einmal wöchentlich eine 
ergänzende Theorie- und Praxis­
ausbildung. 

Im Hinblick auf die weitere Projekt­
entwicklung bleibt allerdings zu 
fragen, 
• ob sich das Ausbildungsmodell 

beim GTZ-Projekt, das eine 
achtjährige Schulausbildilng 
voraussetzt, in Konkurrenz zu 
den etablierten beruflichen und 
technischen Lyzeen durchset­
zen wird, die ebenfalls Mittel­
schüler mit achtjähriger Schul­
bildung aufnehmen und ihnen 
nach erfolgreichem Abschluß 
des Lyzeums neben dem Fach-
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arbeiterbrief sogar die Studien­
berechtigung aushändigen kön­
nen. 

• ob nach Beendigung der deut­
schen (finanziellen) Unterstüt­
zung die BGZ-Werkstätten in tür­
kischer Hand weiterbestehen 
bzw. ob die Folgekosten, die ein 
erhebliches Volumen ausma­
chen, von der türkischen Trä­
gerstiftung aufgebracht werden 
können? Übernimmt der Staat 
ggf. eine Bezuschussung, ohne 
einen stärkeren Einfluß aus­
üben zu wollen? 

Abschließende 
Bemerkungen 

Angesichts der allgemein positiven 
Grundhaltung gegenüber dem 
Auf- und Ausbau einer modernen 
Berufsbildung in der Türkei ist es 
jetzt notwendig, die Vorstellung 
und Erkenntnisse über die duale 
Berufsbildung - ihr Wesen und ih­
re Struktur - bei allen Beteiligten 
zu erweitern. Speziell hierzu wäre 
es erforderlich, in den betroffenen 
beruflichen und technischen Ly­
zeen die dortigen Direktoren und 
Lehrer bei der Einführung und Ko­
operation mit den Betrieben zu be­
raten. Ferner ist ein besonderes 
Augenmerk auf die Beratung und 
Fortbildung der Betriebsinhaber 
und des Managements der Groß-, 
insbesondere aber der klein- und 
mittelständischen Betriebe zu le­
gen. Zweckmäßig wäre es, einen 
regulären Beratungsdienst zu in­
stallieren, der insbesondere die 
klein- und mittelständischen Betrie­
be über die Ausbildungsfragen 
hinaus in den Bereichen der Be­
triebsführung, des Arbeitsschutzes 
etc. berät. Schließlich ist es erfor­
derlich, praktikable Konzepte zu 
entwickeln, wie die Lehrlingsaus­
bildung in diesen Betrieben ver­
knüpft wird mit einer theoretischen 
und praktischen Ergänzungsaus­
bildung in überbetrieblichen Aus­
bildungszentren und Berufsschu­
len. 

Grundsätzlich wird darüber nach­
zudenken sein, wie eine "anatoli­
sehe" Version der dualen Berufs-

ausbildung entsprechend den ge­
gebenen Konditionen in der Türkei 
zu entwickeln und zu erproben ist 
(vgl. KÜHN, 1988). Bei derartigen 
Überlegungen werden vor allen 
Dingen zwei grundlegende Aspek­
te Berücksichtigung finden müs­
sen: 
• Die Verbesserung der gegen­

wärtig noch nicht ausreichen­
den Schulbildung des überwie­
genden Teils der türkischen Ju­
gendlichen, der nur eine fünf­
jährige Grundschulausbildung 
vorweisen kann. Dahinter steht 
der Gedanke, daß eine effizien­
te Berufsausbildung ein höheres 
schulisches Niveau voraussetzt. 
In jedem Fall sollte deshalb die 
angestrebte achtjährige Schul­
pflicht für alle türkischen Kinder 
möglichst umgehend praktiziert 
werden . 

• Die Angleichung der unter­
schiedlichen regionalen Ent­
wicklung in sozialer und wirt­
schaftlicher Hinsicht und, damit 
bedingt, die unterschiedliche 
schulische Versorgung einzel­
ner Regionen in der Türkei, wo­
bei man davon ausgehen kann, 
daß außer in den industrialisier­
ten Küstenregionen die Chan­
cengleichheit für türkische Ju­
gendliche bei der Erlangung ei­
ner beruflichen QualifIzierung 
mit anerkanntem Abschluß in 
den übrigen Gebieten - bei­
spielsweise Inner- und Ostana­
toliens - nicht annähernd ge­
währleistet ist. 

Aus diesem Grunde sind Überle­
gungen anzustellen, wie diese De­
fizite zu beseitigen sind. Die Türkei 
ist schon seit etlicher Zeit bestrebt, 
das schulische Niveau und die 
Dauer der Schulzeit zu heben. Dies 
ist aber nur mit enormen Kosten­
aufwand möglich (Schulbau, Ein­
stellung von Lehrern etc.). Deshalb 
wäre es erwägenswert, ob nicht 
vorrangig der Ausbau von Ausbil­
dungszentren und Berufsschulen, 
die den theoretischen Teil der be­
ruflichen Ausbildung und den er­
gänzenden praktischen Teil sowie­
so übernehmen sollen, betrieben 
werden sollte. Nach inoffiziellen 
Angaben sind in den letzten Jahren 
40 derartige Zentren eingerichtet 
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worden. Diese reichen aber bei 
weitem nicht aus, um beispielswei­
se vor der Berufsausbildung für 
die Abgänger der fünf jährigen 
Grundschule em einjähriges 
" Grundbildungsjahr" einzurichten, 
das eine allgemeine und fachkund­
liche Basis an Kenntnissen und Fer­
tigkeiten vor Eintritt in eine Berufs­
ausbildung garantiert. 

Darüber hinaus wird es auch Auf­
gabe von Wirtschaft und Staat sein 
müssen, wegen mangelnder Aus­
bildungsplätze in Betrieben einen 
geographischen Ausgleich durch 
die Errichtung von Aus- und Fort­
bildungszentren beispielsweise in 
Analogie zu den außer- und über­
betrieblichen Ausbildungsstätten 
in der Bundesrepublik Deutsch­
land zu schaffen. 

Was und wie deutscherseits beim 
Aus- und Aufbau einer modernen 
Berufsbildung in der Türkei gelei­
stet werden kann, ist an anderer 
Stelle schon ausführlicher erörtert 
worden (vgl. u. a. KÜHN, 1987 und 
1988). In Anbetracht der bereits 
laufenden deutsch-türkischen Vor­
haben bleibt anzumerken, daß sie 
eine entwicklungspolitische Linie 
verfolgen, die durchaus zu vertre­
ten ist: Die Verbesserung der be­
ruflichen Qualifikation von Inha­
bern und Mitarbeitern in klein- und 
mittelständischen Betrieben ist im 
Entwicklungsprozeß der Türkei 
von herausragender Bedeutung 
und letztlich eine dieser Vorausset­
zungen. Der klein- und mittelstän­
dische Wirtschaftsbereich ist auch 
in Zukunft für den sozialen und 
wirtschaftlichen Fortschritt der Tür­
kei eine der wichtigen Basen. 

Allerdings sollte beim Erfahrungs­
transfer in der Berufsausbildung 
von der Bundesrepublik Deutsch­
land in die Türkei (selbst-)kritisch 
und sorgfältig geprüft werden, was 
tatsächlich übertragbar ist, was 
verändert und was neu entwickelt 
werden muß, um den politischen, 
wirtschaftlichen, soziokulturellen 
und historischen Gegebenheiten 
des Partnerlandes gerecht zu wer­
den; denn historisch gewachsene 
Bildungssysteme sind nicht einfach 
als Modell in soziokulturell anders 
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strukturierte Räume zu übertragen. 
Dies gilt ohne Abstriche auch im 
Falle der genannten deutsch-türki­
schen Projekte, deren Wirksamkeit 
um so größer sein wird, je nachhal­
tiger diese Fragen gestellt werden. 

Anmerkungen 

L) Vgl. deutsche Fassung des Gesetzes Nr. 3308 
bei: U. Lauterbach, Berufliche BildunO" des Aus­
lands - Türkei -. ln: Sc:luiftenreihe der Carl 
Duisberg Gesellschaft e. V., Heft 13. Baden­
Baden 1986. 

') Die Einschätzungen basieren auf Interviews. die 
der Verfasser 1987 und 1988 mit verantwort­
lichen Vertretern der Ministerien, der Arbeit­
geberverbande und der Gewerkschaft oeführt 
hat. 

') Der Verfasser hat im verO"anoenen Jahr damit 
beQOnnen, BefraQUllgen in Klein- und Mittelbe­
trieben in der Türkei durchzuführen. In einer 
ersten Untersuchungsphase sind 16 klein- und 
mittelsMndische Betriebe in den Regionen 
Istanbul und Ankara aufO"esucht und deren In­
haber interviewt worden. Bei diesen Betrieben 
handelt es sich vorwiegend um Kfz-und Metall­
Werkstätten sowie um Werkstätten der Elektro­
branche. Es handelte sich um Fragen nach der 

Ausstattung und der Produktions- bzw. Dienst­
leislun'JSfunktion, nach den Perspektiven und 
Planungen im Hinblick auf den Betrieb (Einfüh­
rung weiterer bZW". moderner Maschinenaus­
stattunoen, Produktions- bzw. Dienstleistung;!;­
ausweitung. Kapitaiinvestitionen), nach der Be­
legschaftszahl und deren Qualifikation, nach 
dem beruflichen Werdegang des Betriebsinha­
bers, nach den Vorstellungen über eine zukünf­
tige Lehrlingsausbildung. Diese Aussagen sind 
zwar nicht unbedingt als repräsentativ zu be­
werten; sie oeben aber in jedem Fall Entwick­
lungen in diesen Branchen wieder. Wesentlich 
prononcierter äußerten sich die Verbandsver­
treter, die die Modernisieruno des klein- und 
mittelsti'indischen Gewerbes als Existenzfrage 
sehen. Eine entsprechend bedeutende Rolle 
haben sie deshalb der QualiflzierunO" der Be­
triebsinhaber und deren Mitarbeiter zuerkannt. 
Von daher ist es nur folgerichtig, daß sie sich in 
den nachfoloend beschriebenen deutsch-tüd:i­
sehen Projekten aktiv beteiligen. 

') Die hier gemachten Projektangaben beruhen 
teils auf zugänglichen schriftlichen UnterlaO"en, 
teils auf mündlichen Informationen \IOn den zu­
ständigen Projektleitem. 
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AUS DEM HAUPTAUSSCHUSS 

Kurzbericht über die Sitzung 2 /89 
des Hauptausschusses des Bundesinstituts 
für Berufsbildung am 11. /12. Mai 1989 in Berlin 

Die zweite Sitzung des Hauptaus­
schusses im Jahr 1989 fand am 
11.1 12, Mai 1989 in Berlin statt. 

Ein Schwerpunkt dieser Sitzung 
des Hauptausschusses war die Dis­
kussion von "Konsequenzen aus 
der Realisierung des Europäi­
schen Binnenmarktes 1992 für die 
berufliche Bildung", an der auch 
der Bundestagsabgeordnete Prof. 
Gert Weisskirchen teilnahm. In der 
Debatte wurde festgestellt, es sei 
notwendig, daß die Bundesrepu­
bUk stärker auf die Entscheidun­
gen und Programme der EG auf 
dem Gebiet der beruflichen Bil­
dung Einfluß nimmt. Hierzu sei es 
wünschenswert, die nationale 
Koordination zu verbessern. Eben­
falls hervorgehoben wurde, daß 
der Europäische Gedanke tiefer in 
das Bewußtsein der Bevölkerung 
dringen und auch in innenpoliti­
schen Entscheidungen - Umgang 
mit Ausländern im eigenen Land -
einfließen müsse. Alle Gruppen im 
Hauptausschuß betonten, daß das 
duale System ohne das Konsens­
prinzip - die Beteiligung der So­
zialparteien - in der beruflichen 
Bildung undenkbar sei. Dieser Vor­
teil müsse im Hinblick auf den eu­
ropäischen Einigungsprozeß erhal­
ten bleiben. 
Über diese Diskussion wird in ei­
ner der nächsten Ausgaben von 
BWP ausführlich berichtet. 

Einen anderen Schwerpunkt der 
Sitzung des Hauptausschusses bil­
dete die Beratung über die Initiati­
ve des Landes Baden-Württem­
berg (Entwurf einer Entschließung 
des Bundesrates zur Sicherung an­
gemessener Ausbildungschancen 
für leistungsgeminderte, jedoch 
nicht behinderte Jugendliche und 
Entwurf eines Gesetzes zur Ände­
rung des Berufsbildungsgesetzes 
und der Handwerksordnung). 
Einhellig lehnte der Hauptaus­
schuß die beantragte Änderung 
des BBiG und der HwO ab. Zum 
Entschließungsantrag des Landes 
Baden-Württemberg wird der 
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Hauptausschuß am 19. Juni 1989 in 
einer Sondersitzung eine eigene 
Empfehlung verabschieden. 

Der Hauptausschuß verabschiede­
te einstimmig die weiter unten ab­
gedruckte Empfehlung zu Proble­
men des Ausbildungsabbruchs. 

In einer Diskussion mit dem zu­
ständigen Abteilungsleiter im Bun­
deswirtschaftsministerium, Herrn 
MinDir. Geisendörfer, wurde von 
allen Beteiligten betont, daß an 
dem bewährten Konsensprinzip 
beim Zustandekommen von Ausbil­
dungsordnungen festgehalten wer­
den soll. Darüber hinaus wurde 
der Bundeswirtschaftsminister auf­
gefordert, stärker als bisher seine 
Zuständigkeit als Fachminister für 
den Erlaß von Ausbildungsordnun­
gen in der Öffentlichkeit hervorzu­
heben und auf die Bedeutung ei­
ner qualifizierten Ausbildung der 
Jugendlichen für die Wirtschaft 
hinzuweisen. Mit diesem Gespräch 
wurden die in letzter Zeit aufgetre­
tenen Unstimmigkeiten zwischen 
dem Verordnungsgeber und dem 
Hauptausschuß beigelegt. 

Von Wichtigkeit waren ferner die 
Beschlüsse des Hauptausschusses 
zur Autbauorganisation des Bun­
desinstituts. 
Es handelte sich dabei um Konse­
quenzen aus der Evaluierung des 
Bundesinstituts. Im Jahre 1984 wur­
de der Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft vom Haushalts­
ausschuß des Deutschen Bundes­
tages gebeten, das Bundesinstitut 
auf seine wissenschaftliche und 
wirtschaftliche Effizienz zu über­
prüfen. Daraufhin setzte der BMBW 
am 28. 6. 1985 eine unabhängige 
Sachverständigenkommission ein. 
Die Kommission legte am 15. Juli 
1986 ihr Gutachten vor, zu dem so­
wohl der Hauptausschuß in zwei 
Beschlüssen als auch der General­
sekretär Stellung genommen ha­
ben. Der BMBW sandte seine Stel­
lungnahme im September 1987 
dem Haushaltsausschuß zu. Haupt-

ausschuß und Generalsekretär 
hatten sich darauf verständigt, Mit­
te 1989 die Konzeption für eine 
Neugliederung des Instituts in 
Hauptabteilungen einschließlich 
der Überprüfung ihrer Anzahl fer­
tigzustellen. 

Zu dem Vorschlag des General­
sekretärs zur Gliederung des Bun­
desinstituts in 6 Hauptabteilungen 
und deren Aufgabenbeschreibung 
wurde im Hauptausschuß mit 
33 : 11 : 0 Stimmen das Einverneh­
men hergestellt, wobei die Beauf­
tragten der Arbeitgeber ein Min­
derheitsvotum und die Beauftrag­
ten der Arbeitnehmer eine Proto­
kollerklärung abgaben. 

Dem Organisationsplan des Gene­
ralsekretärs (Gliederung des BIBB 
in Abteilungen - Benehmensrege­
lung) wurde einstimmig zuge­
stimmt. 

Weiter nahm der Hauptausschuß 
die vom Generalsekretär beabsich­
tigten weiteren Maßnahmen zur 
Effizienzsteigerung zur Kenntnis. 

Die Aufstellung eines jährlichen 
Arbeitsprogramms des Bundesin­
stituts ist eine weitere Konsequenz 
aus der Evaluierung. Der General­
sekretär legte einen Prototyp für 
ein Arbeitsprogramm vor, das vom 
Hauptausschuß gebilligt wurde. 
Wie vorgesehen war die Vorlage 
des Arbeitsprogramms Anlaß für 
die - in diesem Jahr erstmalig 
stattgefundene - forschungspoliti­
sehe Grundsatzdebatte des Haupt­
ausschusses. Auch über diese Dis­
kussion wird in einer der späteren 
Ausgaben der Zeitschrift BWP aus­
führlich berichtet werden. 

Aus Anlaß seines Ausscheidens 
aus Altersgründen gab Herr Pam­
pus, Leiter der Abteilung Curricu­
lumerprobung im Bundesinstitut, im 
Rahmen des Tagesordnungspunk­
tes "Aus der Arbeit des Bundesin­
stituts" eine Übersicht über die Ar­
beiten des BIBB auf dem Gebiete 
der Modellversuchsbetreuung und 
einen Überblick über Akzente der 
Modellversuchsförderung im Be­
reich der beruflichen Bildung. In 
der anschließenden Diskussion 
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stellten die Mitglieder des Haupt­
ausschusses übereinstimmend die 
besondere Bedeutung der Modell­
versuche für die Weiterentwick­
lung der beruflichen Bildung her­
aus. Sie stellten fest, daß größere 
Anstrengungen unternommen wer­
den müßten, um die Erkenntnisse 

aus Modellversuchen zu verbrei­
ten und umzusetzen. Hauptaus­
schuß und Generalsekretär dank­
ten Herrn ' Pampus für seine 
18jährige engagierte Mitarbeit. 

Anläßlich dieser Sitzung des Haupt­
ausschusses - der letzten regulä-

Empfehlung des Hauptausschusses des 
Bundesinstituts für Berufsbildung zu Problemen 
des lblsbildungsabbruchs vom 12. Mai 1989 
Seit 1985 brachen bei einem Ge­
samtbestand von rd. 1,8 Mio, Aus­
bildungsverträgen jährlich etwa 
100 000 Jugendliche die Berufsaus­
bildung vorzeitig ab. Seitdem steigt 
die Anzahl jährlicher Vertragslö­
Bungen weiter an. Ob sich diese 
Entwicklung mit der zunehmenden 
Entspannung auf dem Ausbil­
dungsstellenmarkt fortsetzt, ist un­
gewiß. Aufgrund einschlägiger 
empirischer Untersuchungen kann 
davon ausgegangen werden, daß 
etwa die Hälfte aller Jugendlichen, 
die ihren Vertrag lösen, eine neue 
Ausbildung beginnt, während die 
andere Hälfte ohne weitere Ausbil­
dung bleibt. 

Die Größenordnung des Problems 
sowie seine Folgewirkungen signa­
lisieren bildungspolitischen Hand­
lungsbedarf, weil sich hier negati� 
ve Konsequenzen für die betroffe­
nen Jugendlichen, für die Betriebe 
und für die Volkswirtschaft erge­
ben: 
- Aus der Sicht der Jugendlichen, 

weil der Abbruch selbst sowie 
seine Fblgewirkungen häufig zu 
nachteiligen Veränderungen ih­
res beruflichen Lebensweges 
führen; 

- aus betrieblicher Sicht wegen fi­
nanzieller Verluste durch Inve­
stitionen in nicht beendete Aus­
bildungen; 

- aus volkswirtschaftlicher Sicht 
aufgrund der sozialen Kosten, 
die entstehen, weil die Perso­
nengruppe der Nichtqualiflzier­
ten größeren Arbeitsmarktrisi­
ken ausgesetzt ist und weil ein 
Großteil der infolge von Ausbil-
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dungsabbrüchen freien Ausbil­
dungsplätze kurzfristig nicht 
wiederbesetzt werden kann und 
somit dem Ausbildungsstellen­
markt nicht zur Verfügung steht. 

Von welcher Seite das Problem 
auch betrachtet wird, die Verringe­
rung von Ausbildungsabbrüchen 
und die Verbesserung der Mög­
lichkeiten einer qualifizierten an­
schließenden Ausbildung in Fällen 
nicht vermeidbarer Abbrüche liegt 
im wirtschaftlichen und sozialen In­
teresse. 

Gründe für den Abbruch 
einer Berufsausbildung 

Ausbildungsabbrüche sind 
rechtlich gesehen - Kündigungen 
des Ausbildungsvertrages, die nur 
aus vom Gesetzgeber zugelasse­
nen Gründen erfolgen dürfen oder 
Lösungen in gegenseitigem Einver­
nehmen. Nach § 15 BBiG werden 
folgende Kündigungsgründe un­
terschieden: 
- Kündigung während der Probe­

zeit, 
- Kündigung aus wichtigem Grund 

durch den Ausbildenden, 
- Kündigung aus wichtigem Grund 

durch den Auszubildenden, 
- Kündigung wegen Berufsaufga­

be oder Berufswechsel durch 
den Auszubildenden. 

In der Praxis erfolgen Vertragsauf­
lösungen am häufigsten in gegen­
seitigem Einvernehmen. 

ren in der 2. Amtsperiode des 
Hauptausschusses nach BerBiFG 
- würdigten Hauptausschuß und 
Generalsekretär die Verdienste 
des aus Altersgründen ausschei­
denden langjährigen Vorsitzenden 
(für die Beauftragten der Arbeitge­
ber) Albrecht Bendziula. 

Die rechtlichen Gründe für eine 
vorzeitige Vertragslösung vermö­
gen jedoch nicht die tatsächlichen 
Gründe für den Abbruch deutlich 
zu machen. Nur diese bieten eine 
hinreichend verläßliche Basis für 
Empfehlungen zur Entschärfung 
des Problems. 

Da die amtliche Statistik sich aus­
schließlich auf die rechtlichen Ver­
tragslösungsgrÜllde bezieht, muß 
auf empirische Studien zurückge­
griffen werden, um die tatsächli­
chen Gründe zu ermitteln. 

Die vorliegenden empirischen Stu­
dien weichen hinsichtlich ihrer 
Zielsetzung, Datenbasis und Erhe­
bungsformen voneinander ab, sie 
�rmöglichen jedoch einen gewissen 
Uberblick über Abbruchgründe: 
(Anmerkung: Die hier geWählte 
Reihenfolge bedeutet keine Rang­
folge.) 

1. Aus der Sicht der Auszubilden­
den: 
a) Abbruchgründe aus dem be­

trieblichen Bereich 
- Schwierigkeiten mit Ausbil­

dern und Kollegen; 
- fachliche und pädagogi­

sche Mängel in der Ausbil­
dung; 

- Beschäftigung mit ausbil­
dungsfremden Tätigkei­
ten/Überschreitung der 
zulässigen Arbeitszeit (Aus­
bildungsbedingungen). 

b) Abbruchgründe aus dem 
schulischen Bereich 
- fachliche Überforderung; 
- nicht mehr autholbare Wis-

senslücken. 
c) Abbruchgründe aus dem per­

sönlichen Bereich 
- Ausbildungsberuf war 

nicht Wunschberuf; 
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- andere Vorstellungen über 
die Ausbildungsinhalte; 

- mangelnde Zukunftsper-
spektiven für die künftige 
Berufstätigkeit; 

- Wohnortwechsel. Proble­
me im Elternhaus, eigene 
Familie; 

- gesundheitliche Gründe; 
- Aufnahme eines Studiums. 

2. Aus der Sicht der Ausbildenden: 
- mangelnde Leistungen der 

Auszubildenden einschließ­
lich fehlender Motivation 
und/ oder häufige Abwesen­
heit vom Betrieb und! oder 
von der Berufsschule; 

- Verfehlungen des Auszubil­
denden; 

- Betriebsaufgabe oder Wegfall 
der Ausbildungseignung. 

Insgesamt gilt, daß der Ausbil­
dungsabbruch selten auf eine Ab­
bruchursache allein zurückzufüh­
ren ist, vielmehr ist meist ein gan­
zes Bündel von Ursachen aus­
schlaggebend. AusbildungsabbIÜ­
ehe sind zudem nicht die Folge 
spontaner Entscheidungen, son­
dern Fblge von länger andauern­
den und sich verschärfenden 
Schwierigkeiten in der Ausbildung. 

Lösungsansätzel 
Maßnahmenkatalog 

Die vorliegenden Erkenntnisse 
über den Ausbildungsabbruch lie-­
gen überwiegend im analytischen 
Bereich (d. h. bei der Anzahl der 
Vertragslösungen, der Gründe und 
der Folgen) und weniger im Be-­
reich konkreter Lösungsansätze. 
Erfahrungen mit Maßnahmen zur 
Lösung des Problems liegen nicht 
vor. Deshalb kann zunächst nur 
eine Übersicht über zweckmäßige 
Maßnahmen gegeben werden: 

1 .  Maßnahmen im Bereich allge­
meinbildender Schulen: 

60 

- Verbesserung der Informa­
tion über die Berufs- und Ar­
beitswelt, 

- Betriebspraktika für alle 
Schüler, 

- verstärkte Einbeziehung von 
Fragen der Berufs- und Ar­
beitswelt in die Aus- und Fort­
bildung der Lehrer, 

- umfassende Informationen 
für die Schulen von der Bun­
desanstalt für Arbeit und von 
der Wirtschaft. 

2. Maßnahmen im Bereich der Be­
rufsberatung: 
- qualifizierte, gezielte und pra­

xisnahe Informationen und 
Beratung bei der Berufswahl, 

- frühzeitige und umfassende 
Klärung der Eignung, insbe­
sondere auch in gesundheit­
licher Hinsicht, 

- jugendgerechte und aktuelle 
Informationen über Berufs­
aussichten und Weiterbil­
dungsmöglichkeiten, 

- verstärkte Zusammenarbeit 
der Berufsberater mit Ausbil­
dungsberatem und den Trä­
gem der Jugend- und Sozial­
hilfe, 

- schnelle und unbürokratische 
Beratung und Vermittlung der 
Ausbildungsabbreeher. 

3. Beitrag der Auszubildenden zur 
Vermeidung von Ausbildungs­
abbrüchen: 
- frühzeitige Inanspruchnahme 

von Beratungsangeboten vor 
und während der Ausbildung 
(durch Berufsberater, Ausbil­
dungsberater / Lehrlingswar­
te und Ausbilder), 

- intensivere Nutzung der Pro­
bezeit zur Überprüfung der 
Eignung und Neigung. 

4. Maßnahmen im Bereich der 
Ausbildungsbetriebe: 
- verstärkte Berücksichtigung 

des Aspektes "Ausbildungs­
abbruch" in der Ausbilder­
qualifizierung, 

- Intensivierung der Ge-
sprächsbereitschaft bei der 
Entstehung und Bewältigung 
von Konflikten, Übergangshil­
fen seitens des Ausbilders zu 
Beginn der Ausbildung für 
den Übergang von der Schu­
le in den Beruf und zur Inte­
gration der Auffiillbildenden 
in den Ausbildungs- und Be­
triebsablauf, 

- Steigerung der Ausbildungs­
motivation durch den Einsatz 
moderner Lehr- und Lernme­
thoden, 

- Steigerung der Ausbildungs­
effektivität durch weitere Ver­
besserung des betrieblichen 
Lernangebots sowie der per­
sonellen und sächlichen Rah­
menbedingungen für die 
Durchführung der Berufsaus­
bildung, 

- verstärkte Nutzung ausbil­
dungsbegleitender Hilfen für 
die Vermeidung von Ausbil­
dungsabbrüchen bei lern­
schwachen und ausländi­
schen Jugendlichen, 

- rechtzeitiger Einsatz von Aus­
bildungsberatern und Lehr­
lingswarten (Informations­
und Beratungsangebote für 
die Jugendlichen), 

- zeitlich flexible Einstellung 
von Auszubildenden nach er­
folgtem Ausbildungsabbruch, 

- Verbesserung der Abstim­
mung mit den Berufsschulen 
vor Ort. 

5. Maßnahmen im Bereich der Be­
rufsschulen: 
- Intensivierung der Kontakte 

zwischen Berufsschullehrern, 
Ausbildern, Ausbildungsbe­
ratern und Eltern, 

- Verbesserung der Abstim­
mung mit den AusbHdungsbe­
trieben vor Ort, 

- Stütz- und Färdermaßnah­
men, 

- Sicherung des Berufsschulbe­
suchs nach erfolgtem Ausbil­
dungsabbruch, insbesondere 
unverzügliche Aufnahme bei 
neuem Ausbildungsvertrag. 
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Aus dem Deutschen Bundestag 

Anfrage zur Regelung der Zugangsvoraussetzungen in den anerkannten 
Ausbildungsberufen 

Der Abgeordnete Rixe (SPD) hat 
die Bundesregierung zur Regelung 
der Zugangsvoraussetzungen zu 
den anerkannten Ausbildungsbe­
rufen befragt. Die Beantwortung 
der Frage erfolgte durch die Parla­
mentarische Staatssekretärin Frau 
Karwatzki. Frage und Antwort wer­
den im folgenden im Wortlaut 
wiedergegeben 1): 

Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft 

81. Abgeordneter Rixe (SPD): 
Ich frage die Bundesregierung, ob 
die Zugangsvoraussetzungen zu 
den anerkannten Ausbildungsbe­
rufen in den Bundesländern em­
heitlich geregelt sind? 

Antwort der Parlamentarischen 
Staatssekretärin Frau Karwatzki vom 
21. März 1989: 
Die Ausbildungsordnungen des 
Bundes nach § 25 Berufsbildungs-­
gesetz bzw. §25 der Handwerks­
ordnung für anerkannte Ausbil­
dungsberufe enthalten keine Zu­
gangsvoraussetzungen. Diese Be­
rufe stehen deshalb rechtlich allen 
Absolventen des allgemein- und 
berufsbildenden Schulwesens un­
abhängig von ihrer Vorbildung of­
fen. Für länderrechtliche Zugangs­
regelungen ist insoweit - abgese­
hen von den Schulpflichtregelun­
gen - verfassungsrechtlich kein 
Raum. 

Bei der konkreten Auswahlent­
scheidung für einen Ausbildungs­
platz berücksichtigen naturgemäß 
die Ausbildungsbetriebe und öf­
fentlichen Einrichtungen auch die 
Vorbildung der Bewerber. 

82. Abgeordneter Rixe (SPD): 
Sind solche Regelungen für den 
Zugang zu anerkannten Ausbil-

J) Vgl. Deutscher Bundestao _ 11. Wahlperiode. 
Drucksache 11/429�, S, 37-38, Sonn 1989 
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dungsberufen Gegenstand von 
Kultusministerkonferenz-Vereinba­
rungen, und wie sind landesrecht­
liehe Regelungen zum Berufsvor­
bereitungsjahr und zum Berufs­
grundschuljahr bzw. zu vergleich­
baren Angeboten diesbezüglich 
aufeinander abgestimmt? 

Antwort der Parlamentarischen 
Staatssekretärin Frau Karwatzki vom 
21. März 1989: 
Aus den in der Antwort zu Frage 81 
angeführten Gründen kann der Zu­
gang zu anerkannten Ausbildungs­
berufen des Bundes auch nicht 
durch Vereinbarungen der Kultus­
ministerkonferenz geregelt wer­
den. 

Hinsichtlich des Berufsgrundschul­
jahres gilt die Rahmenvereinba­
rung der Kultusministerkonferenz 
über das Berufsgrundbildungsjahr 
vom 19. Mai 1978. Nach Nummer 
1.2 dieser Rahmenvereinbarung 
werden Jugendliche in das Berufs­
grundbildungsjahr aufgenommen, 
die mindestens eine neunjährige 
Vollzeitschulpflicht erfüllt haben 
und sich für ein Berufsfeld ent­
schieden haben. Für Jugendliche 
ohne Hauptschulabschluß muß -
nach dieser Rahmenvereinbarung 
- durch geeignete Maßnahmen im 
Sinne einer Schullaufbahnbera­
tung geprüft werden, ob und in 
welchen Berufsfeldern Aussicht 
auf eine erfolgreiche Teilnahme 
am Berufsgrundbildungsjahr be­
steht. 

Für den Zugang zum Berufsvorbe­
reitungsjahr oder zu vergleichba­
ren Angeboten gibt es keine Rah­
menvereinbarung der Kultusmini­
sterkonferenz. 

83. Abgeordneter Rixe (SPD): 
Welche Kultusministerkonferenz­
Vereinbarungen gibt es zur Verein­
heitlichung der Zugangsvorausset­
zungen und der Umsetzung in den 
Berufsschulen hinsichtlich der neu­
geordneten Ausbildungsberufe? 

Antwort der Parlamentarischen 
Staatssekretärin Frau Karwatzki vom 
21. März 1989: 
Aus den in der Antwort zu Frage 81 
genannten Gründen gibt es auch in 
den neugeordneten Ausbildungs­
berufen nach Berufsbildungsge­
setz und Handwerksordnung keine 
Vereinbarungen der Kultusminister­
konferenz zur Vereinheitlichung 
der Zugangsvoraussetzungen, 

Zur Umsetzung der neugeordneten 
Ausbildungsberufe in den Berufs­
schulen hat die Kultusministerkon­
ferenz entsprechend dem mit der 
Bundesregierung vereinbarten Ver­
fahren (Gemeinsames Ergebnis­
protokoll betr. das Verfahren bei 
der Abstimmung von Ausbildungs­
ordnungen und Rahmenlehrplänen 
im Bereich der beruflichen Bil­
dung vom 30. Mai 1972) Rahmen­
lehrpläne für den Berufsschulun­
terricht - und in den neugeordne­
ten Metall- und Elektroberufen 
auch neue Rahmenlehrpläne für 
das Berufsgrundbildungsjahr 
beschlossen. 
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Lernen nach der Lehre wird immer wichtiger 

Wer geglaubt hat, mit der 
Facharbeiter- bzw. Gesellenprüfung 
sei es nun endlich geschafft, hat 
sich getäuscht. Auch nach der Aus­
bildung wird noch. tüchtig weiter­
gelernt. Das Bundesinstitut für Be­
rufsbildung hat unter dem Titel 
"Lernen nach der Lehre - Die er­
sten Berufsjahre als Qualiflzierungs­
phase" erstmals eine ausführliche 
empirische Untersuchung zu die­
sem Thema durchgeführt. Ausge­
wertet wurden die Angaben von 
1 800 jungen Fachkräften, die zwi­
schen 1980 und 1984 eine Berufs­
ausbildung abgeschlossen haben 
und in ihrem erlernten Beruf Be­
schäftigung fanden. Hier einige 
wichtige Ergebnisse: 

• In den ersten Berufsjahren wird 
- mehr als in der Vergangen­
heit - hinzugelernt. Ein Indiz ist 
der steigende Weiterbildungs­
anteil unter Berufsanfängern. 
22 % der Ausbildungsabsolven­
ten, die im erlernten Beruf ar­
beiten, haben heute berufsbe­
gleitende Weiterbildungskurse 
besucht. Vor sechs Jahren wa­
ren es erst 19 %. 

• Für die Entwicklung der fachli­
chen und überfachlichen Quali­
fikationen in den ersten Berufs­
jahren ist der Besuch von Wei­
terbildungsgängen und Kursen 
wichtig; noch bedeutsamer ist 
aber der Zuwachs an Berufser­
fahrung über "learning on the 
job" und das Anlernen durch 
Arbeitskollegen. 

• Die im Beruf eingemündeten 
Absolventen einer betriebli­
chen Ausbildung wollen vor al­
lem ilp'e EDV-Kenntnisse erwei­
tern. Häufig genannt werden 
auch Fremdsprachen-, Waren-, 
Produkt- und Materialkenntnis­
se, Elektrotechnik und Elektro­
nik sowie Kenntnisse der Be­
triebsführung, der Organisation 
und des Personalwesens. 

• Junge Fachkräfte in gewerblich­
technischen Berufen benötigen 
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zum Teil kaufmännische Zusatz­
qualifikationen (Buchhaltung, 
Rechnungswesen, Betriebsfüh­
rung, Vertrieb, Marketing etc.) 
sowie Fremdsprachen. Hervor­
zuheben ist auch der recht häu­
fig geäußerte Wunsch dieser 
Fachkräfte nach pädagogischen 
Qualifikationen. Dies kann als 
Beleg dafür gewertet werden, 
daß es bei gewerblich-techni­
schen Berufen stärker als bei 
kaufmännisch-verwaltenden Be­
rufen darum geht, bereits in den 
ersten Berufsjahren das in der 
Ausbildung Gelernte an andere 
weiterzuvermitteln. 

• Die Chance und die Notwendig­
keit, nach Abschluß der Ausbil­
dung hinzuzulernen, hängt nicht 
nur von der Tätigkeit - z. B. der 
Anwendung programmgesteu­
erter Arbeitsmittel oder dem 
Gestaltungsspielraum der Ar­
beit - ab, sondern auch von 
dem gewählten Ausbildungsbe­
ruf. So finden sich unter den 
zehn am stärksten besetzten 
Ausbildungsberufen fünf, für 
die die ersten Berufsjahre unter 
Qualifizierungsgesichtspunkten 
besonderes Gewicht haben: 
Es sind die drei kaufmännisch­
verwaltenden Berufe Industrie­
kaufmann/kauffrau, Bankkauf­
mann/kauffrau und Kaufmann/ 
Kauffrau im Groß- und Außen­
handel sowie die beiden 
gewerblich-technischen Berufe 
Elektroinstallateurlin sowie 
Maschinenschlosser/in. Unter 
den nächsten zehn Berufen fin­
den sich nur zwei (Arzthelferlin 
und Betriebsschlosserlin), in 
denen der Zuwachs an " Berufs­
erfahrung" ebenfalls über­
durchschnittlich hoch ist. 

• Wenig zusatzqualifizierend sind 
die ersten Berufsjahre demge­
genüber bei den Verkaufsberu­
fen (Verkäufer/in, VerkäuferIin 
im Nahrungsmittelhandwerk, 
Einzelhandelskaufmann / kauf­
frau), bei dem Friseur/der Fri­
seurin, Malerlin und Lackie-

rer/in, Tischler/in, Bäcker/in, 
Zahnarzthelferinlin, Koch/Kö­
chin sowie dem Maurer . 

• Im öffentlichen Dienst (33 %) und 
in Großbetrieben (29%) wird 
am meisten 

"
hinzugelemt' " im 

Handwerk (15 %) und in Kleinbe­
trieben (20 %) am wenigsten. 

• Wer Abitur oder mittlere Reife 
hat. lernt häufiger nach der Leh­
re weiter (28%) als Hauptschul­
abgänger (18%). Frauen be­
zeichnen mit 25 % etwas häufi­
ger als Männer die ersten Be­
rufsjahre als für sie wichtigste 
Qualifizierungsphase. 

Wer sich genauer informieren will: 
Peter-Werner Kloas unter Mitarbeit 
von Sabine Davids und Dick Mo­
raal. Lernen nach der Lehre - die 
ersten Berufsjahre als Qualifizie­
rungsphase, hrsg. vom Bundesinsti­
tut für Berufsbildung, Berichte zur 
beruflichen Bildung Heft 103, Fehr­
belliner Platz 3, 1000 Berlin 31 (K3 
- Veröffentlichungswesen, Tel.: 
0 30/86 83-5 20/2 16. 

(Kls) 
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]oachim Münch: 

Berufsbüdung und Bildung 
in den USA 
Bedingungen, Strukturen, Entwick­
lungen und Probleme 

Schriftenreihe "Ausbildung - Fort­
bildung - Personalentwicklung' " 
Band 28 
Erich Schmidt Verlag, Berlin, Biele­
feld, München 1989, 56,- DM 
ISBN 3-503-02790-4 

Wer sich eingehender mit Berufs­
bildung und Bildung in den USA 
befaßt hat, kann den Umfang an 
Arbeit, aber auch den Mut ermes­
sen, den das Unternehmen erfor­
dert, dieses Thema zum Gegen­
stand einer wissenschaftlichen Un­
tersuchung und einer auch für den 
interessierten Laien verständlichen 
Monographie zu machen, Joachim 
Münch hat diesen Mut bewiesen, 
wofür ihm zumindest der Dank all 
jener sicher ist, die sich beruflich 
mit dem im letzten Jahrzehnt stark 
expandierenden Geschäft des in­
ternationalen Austausches über 
Bildungssysteme, Berufsbildungs­
wege und Kooperationsformen zwi­
schen dem staatlichen und priva­
ten Sektor im Bildungswesen der 
Nationen zu befassen haben. 

In Anlehnung an eine von Amerika­
nern oft gebrauchte ironische 
Kennzeichnung der Siedlungsag­
glomeration Los Angeles: "a lot of 
cities looking far a town" , ließe sich 
die US-amerikanische Bildungs­
landschaft folgendermaßen cha­
rakterisieren: "a lot of independent 
educational institutions looking for 
a system". Joachim Münch hat es 
vermocht, in mühsamer Kleinarbeit 
durch das Zusammentragen zahl­
reicher exemplarischer Beispiele 
die Berufsbildungsstrukturen im 
amerikanischen Bildungswesen 
sichtbar werden und aus einer 
Vielzahl von zunächst unverbun­
den erscheinenden Miniaturen ein 
Mosaikbild entstehen zu lassen. 

Aus der Fülle der das amerikani­
sche Bildungswesen prägenden 
Strukturmerkmale hat er mit kräfti­
gen Strichen, die das Exemplari­
sche und die ganzheitliche Betrach-
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tung hervorheben, Land und Leute, 
das politische System, die Wirt­
schaft und die Gewerkschaften cha­
rakterisiert. Diese Strukturmerkma­
le dienen als notwendiger Erläute­
rungshintergrund für die berufliche 
Bildung in den USA, den eigentli­
chen Untersuchungsgegenstand. 
Die im Vergleich zu den anderen 
Strukturmerkmalen detailliertere 
Schilderung der amerikanischen 
Gewerkschaften dient besonders 
dem Systemverständnis, weil nur 
dank deren Initiative von einem 
Lehrlingswesen in den USA gespro­
chen werden kann. Münchs Ver­
dienst ist es, den Nachweis für die 
Lebendigkeit des amerikanischen 
Lehrlingswesens geführt zu haben, 
von dessen Existenz die meisten 
Europäer, aber auch viele Ameri­
kaner keine oder nur sehr ver­
schwommene Vorstellungen haben. 

Münch belegt, daß fast alle Ele­
mente des in den deutschsprachi­
gen Ländern verbreiteten betrieb­
lich/ schulischen Ausbildungssy­
stems, das wir "dual" nennen, in 
der Vielfalt der Erscheinungsfor­
men des amerikanischen Lehr­
lingswesens ebenfalls vorkommen. 
Er arbeitet aber auch die wesentli­
chen Unterschiede des amerikani­
schen Lehrlingswesens zum Dua­
len System deutlich heraus. 

In seiner Bewertung der berufli­
chen Bildung in den Vereinigten 
Staaten kommt Münch zwar zu dem 
Schluß, daß "die Lehrlingsausbil­
dung mit ihrer starken Praxisorien­
tierung in besonderem Maße ge­
eignet ist, den für die amerikani­
sche Wirtschaft erforderlichen 
Kern hochqualifizierter Facharbei­
ter bereitzustellen' '. Gleichzeitig 
arbeitet er jedoch die Gründe 
deutlich heraus, die eine solche 
Entwicklung bisher verhindert ha­
ben und wahrscheinlich auch in Zu­
kunft verhindern werden. Die 
Lehrlingsausbildung in den USA ist 
in ihrer Entstehung und ihrer heuti­
gen Ausprägung - wie bereits er­
wähnt - stark mit der amerikani­
schen Gewerkschaftsbewegung 
verbunden. Im Gegensatz dazu 
war sie in den deutschsprachigen 
Ländern traditionell eine Angele­
genheit der Arbeitgeber. In der 

REZENSIONEN 

Bundesrepublik Deutschland ha­
ben erst eine Reihe von Bundes­
gesetzen (Berufsbildungsgesetz, 
Betriebsverfassungsgesetz, Berufs­
bildungsförderungsgesetz), die die 
berufliche Bildung zu einer öffentli­
chen Aufgabe machten und den 
Gewerkschaften weitgehende Mit­
bestimmungsrechte bei der Pla­
nung und Durchführung der beruf­
lichen Bildung übertrugen, die frü­
her recht harte Systemkritik aus 
den Axbeitnehmerorganisationen 
weitgehend verstummen lassen. 
Die Gewerkschaften wurden damit 
zu Mitträgern und Mitgestaltem 
des Dualen Systems. 

Die enge Bindung der Lehrlings­
ausbildung an die Gewerkschafts­
bewegung in den Vereinigten Staa­
ten, dies zeigt Münch in seinem Ka­
pitel über die Gewerkschaften auf, 
ist dagegen ein Grund, weshalb 
diese Berufsbildungsform nur im 
Verborgenen blüht. In den Ver­
einigten Staaten hat sich in den letz­
ten zehn Jahren, von der vorherr­
schenden politischen Meinung 
kräftig gefördert, ein gewerk­
schaftsfeindliches Klima ent­
wickelt, in dem sich die Lehrlings­
ausbildung kaum entwickeln kann. 
Es gibt zu viele Betriebe und Bun­
desstaaten, die die Gewerkschaf­
ten in ihrem Einflußbereich aus­
grenzen. Dies hat zur Folge, daß 
eine von den Gewerkschaften mit­
verantwortete berufliche Bildung 
keine Breitenwirkung erzielen 
kann. Die USA wären aber nicht 
die USA, könnte man nicht von er­
folgreichen Gegenbeispielen be­
richten. Münch beschreibt in sei­
nem Kapitel über die Betriebe als 
Träger von Aus-und Weiterbildung 
ein Kooperationsmodell zwischen 
der Vereinigen Automobilarbeiter­
Gewerkschaft und der Ford Motor 
Company (UAW-FORD National 
Education Development and Trai­
ning Center), das - auf einem Ta­
rifvertrag beruhend - seit 1982 
praktiziert wird und bereits eine 
Reihe von Nachahmern gefunden 
hat. Dieses Tarifvertragsmodell 
könnte bei einer Reihe neuester 
Tarifverträge in der Bundesrepu­
blik Deutschland Pate gestanden 
haben, geht aber zum Teil weit 
über diese hinaus: 
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1. Hauptzielgruppe der Aus- und 
Weiterbildung sind ungelernte 
Arbeiter und Facharbeiter. 

2. Das Modell hat solidarischen 
Charakter; es bezieht auch be­
reits arbeitslos gewordene Be­
schäftigte des Unternehmens mit 
ein. 

3. Die Finanzierung erfolgt über ei­
nen tarifvertraglieh vereinbarten 
und somit weitgehend konjunktur­
unabhängigen Fonds, der vom 
Unternehmen und der Gewerk­
schaft: partnerschaftlieh verwal­
tet wird. 

In den USA hat berufliche Bildung 
nie den Stellenwert gehabt, den 
das Duale System nach dem Be­
rufsbildungsgesetz bei uns er­
reicht hat. So werden in einem der 
am meisten beachteten Berichte 
der 8Der Jahre zur Reform des 

Autoren 
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Hinweis der Redaktion: 

amerikanischen Bildungssystems, 
"A Nation at Risk" von 1982, neue 
Grundlagen zur Verbesserung der 
Effizienz des High School-Systems 
gefordert. Die Berufsbildung zählt 
jedoch nicht dazu. 

Münch weist nach, daß die für die 
berufliche Qualiflzierung bedeut­
samsten Institutionen in den USA 
heute die Community Colleges 
oder Technical Institutes sind. Die­
se zweijährigen Colleges bieten 
neben einer hochqualifizierten Be­
rufsausbildung auch Studienvorbe­
reitung an. Münch zeichnet die 
stürmische Entwicklung der Com­
munity Colleges in den letzten bei­
den Jahrzehnten nach und be­
schreibt mit dieser Institution ein 
hervorragendes Beispiel für die lo­
kale Kooperation zwischen Wirt­
schaftsunternehmen und Berufs-
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schulen zur Bewältigung der durch 
die Informationstechnische Revolu­
tion ausgelösten Weiterbildungs­
welle. 

Die zunehmende Internationalisie­
rung der beruflichen Bildung in 
der Bundesrepublik erfordert, 
nicht zuletzt mit Blick auf die Öff­
nung des europäischen Binnen­
marktes ab 1992, mehr Informatio­
nen über andere Berufsbildungs­
systeme. Die von Joachim Münch 
vorgelegte Untersuchung über Be­
rufsbildung und Bildung in den 
USA ist eine wahre Fundgrube an 
Informationen und Anregungen für 
Bildungsplaner und Bildungspoliti­
ker, insbesondere aber für alle in 
Praxis oder Forschung an der Be­
rufsbildung Beteiligten. 

Hennann Schmidt, Berlin 
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Das Jahresinhaltsverzeichnis 1988 (17. Jahrgang) und Sachregister erscheint als Beilage mit der nächsten Ausgabe. 

64 BWP 4/89 



RATGEBER 

FÜR 

FERNUNTERRICHT 

INFORMATIONEN UND EMPFEHLUNGEN 
Fernunterricht ist eine erfolgreiche und praxisnahe Weiterbildungsform. Die steigende 
Anzahl seiner Teilnehmer in den letzten Jahren belegt, daß die Möglichkeit, sich unab­
hängig vom Veranstaltungsort und den Veranstaltungsterminen weiterqualifizieren zu 
können, von vielen genutzt wird. 

Die speziellen Vorteile des Fernunterrichts ebenso wie sein Veranstaltungsangebot sind 
jetzt in einer Broschüre beschrieben, die vom 8undesinstitut für Berufsbildung und der 
Staatlichen ZentralsteUe für Fernunterricht (ZFU) gemeinsam herausgegeben wurde. 

Der " Ratgeber für Fernunterricht '89" ist geeignet, diese besondere Form der Weiter­
bildung transparenter zu machen und damit den Teilnehmerkreis zu eIWeitern. Die zu­
sammengestellten Informationen, Hinweise und Empfehlungen sind ein nützlicher Leit­
faden für alle Interessenten und eine praktische Arbeitshilfe für diejenigen, die sich als 
Bildungs-, Berufs- oder Arbeitsberater mit dem Fernunterricht befassen. 

Die Broschüre gibt 

• einen Überblick über alle derzeit zugelassenen Fernlehrangebote und -anbieter, 

• Informationen über Teilnehrnervoraussetzungen und die Möglichkeiten der finan­
ziellen Förderung, 

• Entscheidungshilfen durch praktische Hinweise und Empfehlungen und 

• Auskunft über Ziele, gesetzliche Grundlagen und didaktische Besonderheiten des 
Fernunterrichts. 

Der "Ratgeber für Fernunterricht '89" ist kostenlos erhältlich beim Bundesinstitut 
für Berufsbildung, Abteilung Fernunterricht, Fehrbelliner Platz 3, 1000 Berlin 31, 
Tel.: (030) 86 83-3 21 /424, und bei der Staatlichen Zentralstelle für Fernunterricht, Peter­
WeIter-Platz 2, 5000 Köln 1, TeL (0221) 2355 38/39. 

Bundesinstitut für � 
Berufsbildung (BIBB) Ik.O �OO @ 
Fehrbelliner Platz 3 l1:V 1000 Berlin 31 
TeL (0 30) 8 68 31 

Staatliche Zentralstelle 
für Fernunterricht (ZFU) 
Peter-Welter-Platz 2 
5000 Köln 1 
TeL (0221) 235538/39 



Neue Qualifikationen 
fordem ' 
neue Methoden 

-
, 

• Selbständiges Planen, Durchführen und Bewerten einerseits, 
• neue Thchnologien - z, B. die CNC�Thchnik - andererseits 
sollen jetzt vom metalltechnischen Facharbeiter gelernt vverden. 

-

-

7 , 

, 

Wie kann das geschehen? Wie 3tattet man sich dafür aus? Wie verhält man sich dabei 
als Ausbilder? 

Das Seminar·Paket 

CNC-'l'1Icbnllr aubllclell - abu wie? 
gibt darauf Antworten: 

• handl1Ulg8OIia_ Lemen, bei dem sich der Auszubildende aktiv und selbstän­
diq mit sinnvollen Aufgaben auseinanderset/'J: - möglichst im 'Ieam. 

• Planungshilfen, Anregungen und _te Beispiele füz die Geataltung soIcber Lern­
situation. 

• Vorschläge füz eine qualifil<alionsgerechte CNC-Ausstattung. 

• Hinweise zur _ ..... - t." JiIW>ildea. 
0/'._­

"'i'if'" 

Seminarpal<et . 
Teilnehmerunterlagen 

BffiB-Best.-Nr. 
12514 
12844 

Preis 
4O,- DM 

je 3,- DM (ab 10 Expl.) 
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�l 

Sie erhalten dieses Seminarpaket beim Btlndeainstitut für BerulsbildUllg - Referat Veröffent- bb" b lichungswesen - Fehrbelliner Platz 3 - 1000 Serlin 31 - Tel.: (030) 8683-520 oder 8683-1 


